Vorentwurf

Bundesgesetz
iiber das Verwaltungsstrafrecht und das
Verwaltungsstrafverfahren

(VStrR)

vom ...

Die Bundesversammlung der Schweizerischen Eidgenossenschaft,

gestiitzt auf die Artikel 123, 188 und 190 der Bundesverfassung !, nach Einsicht in
die Botschaft des Bundesrates vom ...2,

beschliesst:

1. Teil: Gegenstand und Geltungsbereich

Art. 1
1 Dieses Gesetz regelt:
a. das Verwaltungsstrafrecht;
b. das Verwaltungsstrafverfahren.

2 Es findet Anwendung auf Straftaten, deren Verfolgung und Beurteilung einer Ver-
waltungseinheit des Bundes iibertragen ist.

2. Teil: Verwaltungsstrafrecht
1. Titel: Allgemeine Bestimmungen
1. Kapitel: Anwendung des Schweizerischen Strafgesetzbuches

Art. 2

Soweit dieses Gesetz oder ein besonderes Verwaltungsgesetz nichts anderes be-
stimmt, gelten fiir Taten, die in der Verwaltungsgesetzgebung des Bundes mit Strafe
bedroht sind, die allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches (StGB)3.
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Verwaltungsstrafrecht

2. Kapitel: Ordnungswidrigkeit

Art. 3

Ordnungswidrigkeit im Sinne dieses Gesetzes ist die vom einzelnen Verwaltungsge-
setz als solche bezeichnete oder die mit Ordnungsbusse bedrohte Ubertretung.

3. Kapitel:
Abweichungen vom Strafgesetzbuch und vom Jugendstrafgesetz

1. Abschnitt: Jugendliche

Art. 4

Begeht eine Jugendliche oder ein Jugendlicher vor Vollendung des 15. Altersjahrs
eine mit Strafe bedrohte Tat, so wird sie oder er nicht strafrechtlich verfolgt.

2. Abschnitt: Teilnahme

Art. 5

Anstiftung und Gehilfenschaft zu einer Ubertretung, ausgenommen zu einer Ord-
nungswidrigkeit, sind stratbar.

3. Abschnitt:
Straftaten in Geschiftsbetrieben, durch Beauftragte u. dgl.

Art. 6 Regel

1 Wird eine Straftat beim Besorgen der Angelegenheiten einer juristischen Person,
Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzelfirma oder Personengesamtheit ohne
Rechtspersonlichkeit oder sonst in Ausiibung geschiftlicher oder dienstlicher Ver-
richtungen fiir eine andere Person begangen, so sind die Strafbestimmungen auf die-
jenigen natiirlichen Personen anwendbar, welche die Tat veriibt haben.

2 Die Geschiftsherrin oder der Geschiftsherr, die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber,
die Auftraggeberin oder der Auftraggeber oder die vertretene Person, die oder der es
vorsitzlich oder fahrléssig in Verletzung einer bestimmten Rechtspflicht unterldsst,
eine Straftat der untergebenen, beauftragten oder vertretenden Person abzuwenden
oder in ihren Wirkungen aufzuheben, untersteht den Strafbestimmungen, die fiir die
entsprechend handelnde Téterin oder den entsprechend handelnden Téter gelten.

3 Ist die Geschiftsherrin oder der Geschéftsherr, die Arbeitgeberin oder der Arbeitge-
ber, die Auftraggeberin oder der Auftraggeber oder die vertretene Person eine juristi-
sche Person, Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft, Einzelfirma oder Personenge-
samtheit ohne Rechtspersonlichkeit, so wird Absatz 2 auf die schuldigen Organe,
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Verwaltungsstrafrecht

Organmitglieder, geschéftsfilhrenden Gesellschafterinnen und Gesellschafter, tat-
sdchlich leitenden Personen oder Liquidatorinnen und Liquidatoren angewendet.

Art.7 Sonderordnung bei Bussen bis zu 50 000 Franken

1 Von der Ermittlung der nach Artikel 6 strafbaren Personen kann Umgang genom-
men und an ihrer Stelle die juristische Person, die Kollektiv- oder Kommanditgesell-
schaft oder das Einzelunternehmen zur Bezahlung der Busse verurteilt werden, wenn:

a. die Ermittlung der nach Artikel 6 strafbaren Personen Untersuchungsmass-
nahmen bedingen, die im Hinblick auf die Schwere der Tat unverhéltnismés-
sig wiren und

b. eine Busse von hochstens 50 000 Franken in Betracht fllt.
2 Fiir Personengesamtheiten ohne Rechtspersonlichkeit gilt Absatz 1 sinngeméss.

3 Die Busse bemisst sich insbesondere nach der Schwere der Tat und der wirtschaft-
lichen Leistungsféhigkeit des Unternehmens. Vorbehalten bleibt Artikel 8.

4. Abschnitt: Strafzumessung

Art. 8 Bussen

Fiir die Bemessung von Bussen bis zu 5000 Franken miissen die persdnlichen und
wirtschaftlichen Verhiltnisse der Téterin oder des Téters im Zeitpunkt des Urteils
nicht beriicksichtigt werden.

Art. 9 Konkurrenz
Die Vorschriften von Artikel 49 StGB#4 iiber die Konkurrenz gelten nicht:
a. fiir Bussen und Ersatzfreiheitsstrafen an deren Stelle;

b. fiir Geldstrafen und Ersatzfreiheitsstrafen an deren Stelle, wenn die verschie-
denen Strafen von verschiedenen Behdrden ausgesprochen worden sind.

5. Abschnitt: Ersatzfreiheitsstrafe

Art. 10

1 Uber die Ersatzfreiheitsstrafe an Stelle einer Geldstrafe oder einer Busse entscheidet
das Gericht.

2 Die Busse wegen einer Ordnungswidrigkeit kann nicht in eine Ersatzfreiheitsstrafe
umgewandelt werden.

4 SR311.0
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Verwaltungsstrafrecht

6. Abschnitt: Verjihrung

Art. 11
I Eine Ubertretung verjihrt in vier Jahren.

2 Besteht die Ubertretung jedoch in einer Hinterziehung oder Gefiihrdung von Abga-
ben oder im unrechtméssigen Erlangen einer Leistung oder einer Riickerstattung, ei-
ner Erméssigung oder eines Erlasses von Abgaben, so betridgt die Verjdhrungsfrist
sieben Jahre.

3 Bei Verbrechen, Vergehen und Ubertretungen ruht die Verjihrung:

a. wihrend der Dauer eines Einsprache-, Beschwerde- oder gerichtlichen Ver-
fahrens iiber die Leistungs- oder Riickleistungspflicht oder iiber eine andere
nach dem einzelnen Verwaltungsgesetz zu beurteilende Vorfrage; oder

b. solange die Téterin oder der Téter im Ausland eine Freiheitsstrafe verbiisst.

4 Die Verjéhrung tritt nicht mehr ein, wenn vor Ablauf der Verjahrungsfrist eine Straf-
oder Einziehungsverfligung oder ein erstinstanzliches Urteil ergangen ist.

5 Die Strafe einer Ubertretung verjéhrt in fiinf Jahren.

4. Kapitel: Hinterziehung; Erschleichen eines Beitrags u. dgl.
1. Abschnitt: Leistungs- oder Riickleistungspflicht

Art. 12

1 Ohne Riicksicht auf die Strafbarkeit einer bestimmten Person sind die Abgabe, die
Vergiitung, der Beitrag oder der nicht eingeforderte Betrag und der Zins nachzu-
entrichten oder zuriickzuerstatten, wenn infolge einer Widerhandlung gegen die Ver-
waltungsgesetzgebung des Bundes:

a. die Abgabe zu Unrecht nicht erhoben, zuriickerstattet, erméssigt oder erlassen
worden ist; oder

b. die Vergiitung oder der Beitrag vom Bund, von einem Kanton, einer Ge-
meinde, einer Anstalt oder Korperschaft des 6ffentlichen Rechts oder von ei-
ner mit 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten Organisation zu Unrecht
gewihrt oder die Forderung von diesen zu Unrecht nicht geltend gemacht
worden ist.

2 Leistungs- oder riickleistungspflichtig ist, wer in den Genuss des unrechtméssigen
Vorteils gelangt ist, insbesondere die zur Zahlung der Abgabe verpflichtete Person
oder die Empféngerin oder der Empfénger der Vergiitung oder des Beitrags.

3 Wer vorsitzlich die Straftat begangen oder an ihr teilgenommen hat, haftet fiir den
nachzuentrichtenden oder zuriickzuerstattenden Betrag solidarisch mit den nach Ab-
satz 2 Zahlungspflichtigen.

4 Leistungs- und Riickleistungspflicht verjdhren nicht, solange die Strafverfolgung
und Strafvollstreckung nicht verjéhrt sind.
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Verwaltungsstrafrecht

2. Abschnitt: Selbstanzeige

Art. 13
Straflos bleibt, wer:

a. eine eigene Straftat, die eine Leistungs- oder Riickleistungspflicht begriindet,
aus eigenem Antrieb angezeigt hat;

b. soweit es ihr oder ihm zumutbar war, iiber die Grundlagen der Leistungs- oder
Riickleistungspflicht vollstindige und genaue Angaben gemacht, zur Abkla-
rung des Sachverhalts beigetragen und die Pflicht, wenn sie ihr oder ihm ob-
liegt, erfiillt hat; und

c.  bisher noch nie wegen einer vorsétzlichen Straftat der gleichen Art Selbstan-
zeige gelibt hat.

2. Titel: Besondere Bestimmungen
1. Kapitel: Strafbare Handlungen

Art. 14 Leistungs- und Abgabebetrug

1 Wer die Verwaltung, eine andere Behorde oder Dritte durch Vorspiegelung oder
Unterdriickung von Tatsachen arglistig irrefiihrt oder sie in einem Irrtum arglistig be-
starkt und so fiir sich oder eine andere Person unrechtmissig eine Konzession, eine
Bewilligung oder ein Kontingent, einen Beitrag, die Riickerstattung von Abgaben,
eine andere Leistung des Gemeinwesens erschleicht, oder bewirkt, dass der Entzug
einer Konzession, einer Bewilligung oder eines Kontingents oder die Riickforderung
einer anderen Leistung des Gemeinwesens unterbleibt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2 Bewirkt die Téterin oder der Téter durch ihr oder sein arglistiges Verhalten, dass
dem Gemeinwesen unrechtméssig und in einem erheblichen Betrag eine Abgabe, ein
Beitrag oder eine andere Leistung vorenthalten oder dass es sonst am Vermdgen ge-
schidigt wird, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.

3 Wer gewerbsmissig oder im Zusammenwirken mit Dritten Straftaten nach Absatz 1
oder 2 in Abgaben- oder Zollangelegenheiten begeht und sich oder einer anderen Per-
son dadurch in besonders erheblichem Umfang einen unrechtméssigen Vorteil ver-
schafft oder das Gemeinwesen am Vermdgen oder an anderen Rechten besonders er-
heblich schidigt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder Geldstrafe bestraft.

4 Sieht das einzelne Verwaltungsgesetz fiir die nicht arglistig begangene Straftat nach
Absatz 1, 2 oder 3 eine Busse vor, so wird diese in den Féllen nach den Absitzen 1—
3 zusitzlich ausgesprochen. Sie wird nach dem entsprechenden Verwaltungsgesetz
bemessen.

Art. 15 Urkundenfélschung; Erschleichen einer falschen Beurkundung

I Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer:
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Verwaltungsstrafrecht

a. inder Absicht, sich oder einer anderen Person einen nach der Verwaltungs-
gesetzgebung des Bundes unrechtméssigen Vorteil zu verschaffen oder das
Gemeinwesen am Vermdgen oder an anderen Rechten zu schédigen, eine
Urkunde félscht oder verfélscht oder die echte Unterschrift oder das echte
Handzeichen einer anderen Person zur Herstellung einer unwahren Urkunde
beniitzt oder eine Urkunde dieser Art zur Tduschung gebraucht;

b. durch Téuschung bewirkt, dass die Verwaltung oder eine andere Behdrde
oder eine Person 6ffentlichen Glaubens eine fiir die Durchfiihrung der Ver-
waltungsgesetzgebung des Bundes erhebliche Tatsache unrichtig beurkun-
det, und wer eine so erschlichene Urkunde zur Téuschung der Verwaltung
oder einer anderen Behorde gebraucht.

2 Absatz 1 gilt auch fiir Urkunden des Auslands.

Art. 16 Unterdriickung von Urkunden

I Wer in der Absicht, sich oder einer anderen Person einen nach der Verwaltungsge-
setzgebung des Bundes unrechtméssigen Vorteil zu verschaffen oder das Gemeinwe-
sen am Vermdgen oder an andern Rechten zu schidigen, Urkunden, die sie oder er
nach dieser Gesetzgebung aufzubewahren verpflichtet ist, beschidigt, vernichtet oder
beiseite schafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2 Offenbart die Téterin oder der Téter die beiseite geschafften Urkunden aus eigenem
Antrieb vor Ablauf der Frist zur Stellungnahme zum Schlussprotokoll (Art. 256
Abs. 2), so kann von einer Bestrafung abgesehen werden.

3 Die Absitze 1 und 2 gelten auch fiir Urkunden des Auslands.

Art. 17 Begiinstigung
I Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe wird bestraft, wer:

a. in einem Verwaltungsstrafverfahren jemanden der Strafverfolgung oder dem
Strafvollzug, soweit dieser der beteiligten Verwaltungseinheit obliegt, ent-
zieht;

b. dazu beitrdgt, einer Téterin oder einem Téter oder einer Teilnehmerin oder
einem Teilnehmer die Vorteile einer Widerhandlung gegen die Verwaltungs-
gesetzgebung des Bundes zu sichern.

2 Ist die Vortat eine Ubertretung, so wird die Téterin oder der Téter mit Busse bestraft.

3 Wer dazu beitrdgt, den Vollzug einer verwaltungsstrafrechtlichen Massnahme wi-
derrechtlich zu verunmdglichen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder Geld-
strafe bestraft.

4 Begiinstigt die Téterin oder der Téter ihre oder seine Angehorigen oder jemand an-
deren, zu dem sie oder er in so nahen personlichen Beziehungen steht, dass ihr oder
sein Verhalten entschuldbar ist, so bleibt sie oder er straflos.
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Verwaltungsstrafrecht

2. Kapitel:
Gleichstellung der mit 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten
Organisationen

Art. 18

Soweit mit 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben betraute Organisationen und ihre Organe
oder Beauftragten die Verwaltungsgesetzgebung des Bundes anzuwenden haben, sind
sie in den Artikeln 14-17 dem Gemeinwesen und seiner Verwaltung gleichgestellt.

3. Titel: Schutz von Personendaten

Art. 19 Beschaffung von Personendaten

1 Personendaten sind bei der betroffenen Person oder fiir diese erkennbar zu beschaf-
fen, wenn dadurch das Verfahren nicht gefahrdet oder unverhéltnisméssig aufwendig
wird.

2 Erfolgte die Beschaffung von Personendaten ohne Wissen der betroffenen Person,
so ist diese umgehend dariiber zu informieren. Die Information kann zum Schutz tiber-
wiegender offentlicher oder privater Interessen unterlassen oder aufgeschoben wer-
den.

Art. 20 Bearbeitung von Personendaten

Bei der Bearbeitung von Personendaten sorgt die Verwaltungseinheit des Bundes da-
fiir, dass sie so weit wie moglich unterscheidet:

a. zwischen den verschiedenen Kategorien betroffener Personen;

b. zwischen auf Tatsachen und auf personlichen Einschitzungen beruhenden
Personendaten.

Art. 21 Bekanntgabe und Verwendung von Personendaten bei hdngigem
Verfahren

Die Verwaltungseinheit des Bundes darf Personendaten aus einem héngigen Verwal-
tungsstrafverfahren zur Verwendung in einem anderen héngigen Verfahren bekannt
geben, wenn anzunehmen ist, dass die Personendaten wesentliche Aufschliisse geben
konnen.

Art. 22 Auskunftsrecht bei hdngigem Verfahren

Solange ein Verfahren hingig ist, haben die Parteien und die anderen Verfahrensbe-
teiligten nach Massgabe des ihnen zustehenden Akteneinsichtsrechts das Recht auf
Auskunft {iber die sie betreffenden Personendaten.
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Verwaltungsstrafrecht

Art. 23 Richtigkeit der Personendaten

1 Die Verwaltungseinheit des Bundes berichtigt unrichtige Personendaten unverziig-
lich.

2 Sie benachrichtigt die Behorde, die ihr die Personendaten iibermittelt oder bereitge-
stellt oder der sie diese bekannt gegeben hat, unverziiglich iiber die Berichtigung.

Art. 24 Bearbeitung und Aufbewahrung von Personendaten nach Abschluss
des Verfahrens durch eine Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrde

! Nach Abschluss des Verfahrens durch eine Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde
richten sich das Bearbeiten von Personendaten, das Verfahren und der Rechtsschutz
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 25. September 20205 iiber den Da-
tenschutz.

2 Die Dauer der Aufbewahrung von Personendaten nach Abschluss eines Verfahrens
bestimmt sich nach Artikel 100.

3 Vorbehalten bleiben die Vorschriften des Bundesgesetzes vom 7. Oktober
19946 iiber kriminalpolizeiliche Zentralstellen des Bundes und des Bundesgesetzes
vom 13. Juni 20087 iiber die polizeilichen Informationssysteme des Bundes sowie die
Bestimmungen dieses Gesetzes iiber erkennungsdienstliche Unterlagen und DNA-
Profile.

3. Teil: Verwaltungsstrafverfahren
1. Titel: Grundséitze des Verwaltungsstrafverfahrensrechts

Art. 25 Achtung der Menschenwiirde und Fairnessgebot

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden achten in allen Verfahrensstadien die
Wiirde der vom Verfahren betroffenen Menschen.

2 Sie beachten namentlich:
a. den Grundsatz von Treu und Glauben;
b. das Verbot des Rechtsmissbrauchs;

c. das Gebot, alle Verfahrensbeteiligten gleich und gerecht zu behandeln und
ihnen rechtliches Gehor zu gewéhren;

d. das Verbot, bei der Beweiserhebung Methoden anzuwenden, welche die Men-
schenwiirde verletzen.

5 SR235.1
6 SR 360
7 SR363
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Verwaltungsstrafrecht

Art. 26 Beschleunigungsgebot

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden nehmen die Strafverfahren unverziiglich
an die Hand und bringen sie ohne unbegriindete Verzégerung zum Abschluss.

2 Befindet sich eine beschuldigte Person in Haft, so wird ihr Verfahren vordringlich
durchgefiihrt.

Art. 27 Untersuchungsgrundsatz

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden kldren von Amtes wegen alle fiir die Be-
urteilung der Tat und der beschuldigten Person bedeutsamen Tatsachen ab.

2 Sie untersuchen die belastenden und entlastenden Umstédnde mit gleicher Sorgfalt.

Art. 28 Verfolgungszwang

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zu-
standigkeit ein Verfahren einzuleiten und durchzufithren, wenn ihnen Straftaten oder
auf Straftaten hinweisende Verdachtsgriinde bekannt werden.

2 Die Kantone konnen vorsehen, dass die Strafverfolgung der Mitglieder ihrer Voll-
ziehungs- und Gerichtsbehorden wegen im Amt begangener verwaltungsstrafrechtli-
cher Verbrechen oder Vergehen von der Erméchtigung einer nicht richterlichen Be-
horde abhéngt.

Art. 29 Verzicht auf Strafverfolgung

" In besonders leichten Fillen kann auf Strafverfolgung und Bestrafung verzichtet
werden.

2 Die Verwaltungseinheit kann von der Strafverfolgung absehen, wenn die Straftat
bereits von einer auslédndischen Behorde verfolgt oder die Verfolgung an eine solche
Behorde abgetreten wird.

Art. 30 Anklagegrundsatz

I Eine Straftat kann nur gerichtlich beurteilt werden, wenn die Verwaltungseinheit
beim zusténdigen Gericht gegen eine bestimmte Person wegen eines genau umschrie-
benen Sachverhalts Anklage erhoben hat.

2 Das Strafbescheids- und das Strafverfiigungsverfahren bleiben vorbehalten.

Art. 31 Unschuldsvermutung
1 Jede Person gilt bis zu ihrer rechtskréftigen Verurteilung als unschuldig.

2 Die Verwaltungseinheit wiirdigt die Beweise frei nach ihrer aus dem gesamten Ver-
fahren gewonnenen Uberzeugung.
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Verwaltungsstrafrecht

Art. 32 Verbot der doppelten Strafverfolgung

1 Wer in der Schweiz rechtskriftig verurteilt oder freigesprochen worden ist, darf we-
gen der gleichen Straftat nicht erneut verfolgt werden.

2 Vorbehalten bleiben die Wiederaufnahme eines eingestellten oder nicht anhand ge-
nommenen Verfahrens und die Revision.

2. Titel: Behorden; allgemeine Verfahrensvorschriften
1. Kapitel: Behorden
1. Abschnitt: Verwaltungsstrafbehorden

Art. 33 Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden
Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden sind:

a. die Polizei;

b. die Verwaltungseinheit;

c. das Departement in den Féllen nach Artikel 48 Absatz 5.

Art. 34 Gerichte

Gerichtliche Befugnisse im Verwaltungsstrafverfahren haben:
a. das Zwangsmassnahmengericht;
b. das erstinstanzliche Gericht;
c. die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts;

d. das Berufungsgericht.

2. Abschnitt: Anzeige und dringliche Massnahmen

Art. 35

I Strafanzeigen wegen Widerhandlungen gegen ein Verwaltungsgesetz des Bundes
sind der beteiligten Verwaltungseinheit oder der Polizei zu erstatten.

2 Wenn Organe der Bundesverwaltung oder die Polizei der Kantone und Gemeinden
in ihrer dienstlichen Tétigkeit eine Straftat wahrnehmen oder von einer solchen
Kenntnis erhalten, sind sie verpflichtet, diese der beteiligten Verwaltungseinheit an-
zuzeigen.

3 Wenn Organe der Bundesverwaltung oder die Polizei eine Person bei einer Wider-
handlung auf frischer Tat ertappen oder unmittelbar nach der Begehung einer solchen
Tat antreffen, konnen sie, sofern Gefahr im Verzug ist:

a. die tatverddchtige Person nétigenfalls anhalten und vorléufig festnehmen oder
nach ihr fahnden,;
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b. die mit der Straftat im Zusammenhang stehenden Gegenstéinde und Vermo-
genswerte vorldufig sicherstellen;

c.  Spuren und Beweise sicherstellen;

d. zu diesem Zweck die Person oder die Inhaberin oder den Inhaber der Gegen-
stinde oder Vermdgenswerte in Wohnungen und andere Rdume sowie in un-
mittelbar zu einem Haus gehdrende umfriedete Liegenschaften hinein verfol-
gen.

4 Eine vorlaufig festgenommene Person ist sofort der Verwaltungseinheit zuzufiihren.
Sichergestellte Gegenstinde und Vermogenswerte sind unverziiglich abzuliefern.

3. Abschnitt: Untersuchung

Art. 36 Zustandigkeit

! Fiir die Untersuchung ist die Verwaltungseinheit zustindig. Sie betraut mit der Lei-
tung und der Durchfiihrung der Untersuchung einen oder mehrere Angestellte (die mit
der Untersuchung betraute Person).

2 Die Verwaltungseinheit stellt sicher, dass die mit der Untersuchung betraute Person
iber eine angemessene Ausbildung fiir die Erfiillung der ihr iibertragenen Arbeiten
verfiigt. Mit der Durchfithrung von Zwangsmassnahmen, Einvernahmen und Augen-
scheinen sind besonders ausgebildete Angestellte zu betrauen.

3 Die Verwaltungseinheit regelt, wer innerhalb der Verwaltungseinheit als mit der Un-
tersuchung betraute Person und wer als Chefin oder Chef der verwaltungsrechtlichen
Strafverfolgung (Chefin oder Chef der Strafverfolgung) fungiert und legt deren Auf-
gaben fest, soweit diese Fragen nicht abschliessend durch das Gesetz geregelt werden.

Art. 37 Einbezug Dritter

Die Verwaltungseinheit kann sachverstindige Personen ausserhalb der Bundesver-
waltung damit beauftragen, im Rahmen von Verwaltungsstrafverfahren beschlag-
nahmte Daten zu sichern, zu speichern, aufzubereiten, auszuwerten und aufzubewah-
ren. Im Rahmen ihrer Tétigkeit fiir die Verwaltungseinheit unterstehen diese Personen
den fiir das Personal der zustdndigen Verwaltungseinheit geltenden Pflichten.

Art. 38 Einbezug einer anderen Verwaltungseinheit

1 Die Verwaltungseinheit kann eine andere Verwaltungseinheit mit Untersuchungs-
handlungen beauftragen, die besonderer technischer Mittel bediirfen, insbesondere im
Bereich der forensischen Informatik oder von Uberwachungsmassnahmen. Sie erteilt
ihr dazu schriftliche Anweisungen, die sich auf konkret umschriebene Abklarungen
beschrinken.

2 Die um die Abkldrungen ersuchte Verwaltungseinheit kann der ersuchenden ihre
tatsdchlichen Kosten in Rechnung stellen. Diese Kosten gelten nicht als Auslagen im
Sinne von Artikel 293.
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Art. 39 Auftrage an die Polizei

1 Die Verwaltungseinheit kann die Bundeskriminalpolizei auch mit Ermittlungen be-
auftragen. Sie erteilt ihr dazu schriftliche, in dringenden Fillen miindliche Anweisun-
gen, die sich auf konkret umschriebene Abklarungen beschrénken.

2 Bei Einvernahmen, welche die Bundeskriminalpolizei im Auftrag der Verwaltungs-
einheit durchfiihrt, haben die Verfahrensbeteiligten die Verfahrensrechte, die ihnen
bei Einvernahmen durch die Verwaltungseinheit zukommen.

Art. 40 Vereinigung von Verfahren

Sind in Anwendung eines oder mehrerer Bundesgesetze mehrere Verwaltungsstrafbe-
hérden oder gleichzeitig eine Verwaltungsstrafbehdrden und eine Strafbehérde des
Bundes oder eines Kantons zur Strafverfolgung zusténdig, so konnen die beteiligten
Behorden die Vereinigung der Verfahren in der Hand einer der Behérden vereinbaren,
sofern es sich um den gleichen Sachverhalt handelt oder ein enger Sachzusammen-
hang zwischen den Verfahren besteht.

4. Abschnitt: Beurteilung

Art. 41 Sachliche Zustdndigkeit der beurteilenden Behorde

1 Fiir die Beurteilung ist die beteiligte Verwaltungseinheit zusténdig; hélt sie jedoch
die Voraussetzungen einer Freiheitsstrafe, einer freiheitsentzichenden Massnahme
oder einer Landesverweisung nach Artikel 66a oder 66abis StGBS fiir gegeben, so sind
die kantonalen Gerichte zustindig.

2 Die von der Straf- oder Einziehungsverfiigung der Verwaltungseinheit betroffene
Person kann die Beurteilung durch das kantonale Gericht verlangen.

3 Die zur Ausfillung der Hauptstrafe zustindige Behorde erkennt auch iiber Neben-
strafen, Massnahmen und Kosten.

Art. 42 Ortliche Zustéindigkeit der beurteilenden Behorde

I Die ortliche Zusténdigkeit der Verwaltungseinheit erstreckt sich auf das ganze Ge-
biet der Schweiz.

2 Der Gerichtsstand ist bei dem kantonalen Gericht begriindet, das nach den Arti-
keln 31-37 StPO? zustindig ist oder in dessen Bezirk die beschuldigte Person wohnt.
Die Verwaltungseinheit wihlt zwischen den beiden Gerichtsstéinden.

3 Ficht das von der Verwaltungseinheit bezeichnete kantonale Gericht seine Zustén-
digkeit gemédss Absatz 1 an, so unterbreitet es die Frage unverziiglich der Beschwer-
dekammer des Bundesstrafgerichts zum Entscheid. Diese ist in seinem Entscheid
nicht an die von der Verwaltungseinheit getroffene Wahl gebunden.

8 SR311.0
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5. Abschnitt: Zwangsmassnahmengericht

Art. 43 Sachliche Zustdndigkeit des Zwangsmassnahmengerichts

I Die kantonalen Zwangsmassnahmengerichte iiben die Befugnisse aus, die dieses
Gesetz dem Zwangsmassnahmengericht iibertragt. Soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt, richtet sich das Verfahren vor dem Zwangsmassnahmengericht nach
den einschligigen Bestimmungen der StPO10.

2 Mitglieder des Zwangsmassnahmengerichts konnen im gleichen Fall nicht als Sach-
richterinnen oder Sachrichter tétig sein.

Art. 44 Ortliche Zustindigkeit des Zwangsmassnahmengerichts

Fiir die ortliche Zusténdigkeit des Zwangsmassnahmengerichts ist Artikel 42 anwend-
bar.

6. Abschnitt: Verfahren gegen Jugendliche

Art. 45

Begeht eine Jugendliche oder ein Jugendlicher eine mit Strafe bedrohte Tat, so tiber-
weist die Verwaltungseinheit die Akten der zustédndigen Behorde der Jugendrechts-
pflege.

7. Abschnitt: Beschwerdekammer

Art. 46

I Die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts entscheidet tiber die ihr nach die-
sem Gesetz zugewiesenen Beschwerden. Soweit dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, richtet sich das Verfahren vor der Beschwerdekammer des Bundesstrafge-
richts nach den Bestimmungen der StPO!! zur Beschwerde.

2 Wenn es fiir ihren Entscheid erforderlich ist, ordnet die Beschwerdekammer eine
Beweiserhebung an; sie kann dabei die Dienste der beteiligten Verwaltungseinheit in
Anspruch nehmen.

3 Wo es zur Wahrung wesentlicher 6ffentlicher oder privater Interessen nétig ist, hat
die Beschwerdekammer von einem Beweismittel unter Ausschluss der Beschwerde-
fithrerin oder des Beschwerdefiihrers oder der Antragstellerin oder des Antragstellers
Kenntnis zu nehmen.

10 SR 312.0
11 SR 312.0
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4 Die Kostenpflicht im Beschwerdeverfahren vor der Beschwerdekammer bestimmt
sich nach Artikel 73 des Strafbehordenorganisationsgesetzes vom 19. Mérz 201012,

2. Kapitel: Beschwerde gegen Untersuchungshandlungen

Art. 47 Bei Zwangsmassnahmen

Gegen Entscheide im Bereich der Zwangsmassnahmen (Art. 153-255) und damit zu-
sammenhidngende Amtshandlungen und Sdumnis kann bei der Beschwerdekammer
des Bundesstrafgerichts Beschwerde gefiihrt werden; abweichende Bestimmungen in
diesem Gesetz bleiben vorbehalten.

Art. 48 Bei sonstigen Untersuchungshandlungen

1 Soweit nicht die Beschwerde nach Artikel 47 gegeben ist, kann gegen Amtshand-
lungen sowie gegen Sdumnis folgender Personen Beschwerde gefiihrt werden bei:

a.  der Chefin oder dem Chef der Strafverfolgung in Bezug auf Amtshandlungen
und Séumnis der mit der Untersuchung betrauten Person;

b. der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts in Bezug auf Amtshandlun-
gen und Sdumnis der Chefin oder des Chefs der Strafverfolgung.

2 Die Beschwerde nach Absatz 1 ist nicht zuldssig, wenn sie einen Entscheid zur Ab-
lehnung eines Beweisantrags betrifft, der ohne Rechtsnachteil in einem Einsprache-
verfahren gegen einen Strafbescheid wiederholt werden kann.

3 Der Beschwerdeentscheid der Chefin oder des Chefs der Strafverfolgung ist der Be-
schwerdefiihrerin oder dem Beschwerdefiihrer schriftlich mitzuteilen und hat eine
Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

4 Gegen den Beschwerdeentscheid der Chefin oder des Chefs der Strafverfolgung
kann bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde gefiihrt wer-
den.

5 Fiir Beschwerden wegen Untersuchungshandlungen und S&umnis von Organen der
mit 6ffentlich-rechtlichen Aufgaben des Bundes betrauten Organisationen gelten die
Absitze 1-4 sinngemdss; jedoch wird die Beschwerde vom iibergeordneten Departe-
ment behandelt.

Art. 49 Gemeinsame Bestimmungen

! Zur Beschwerde ist berechtigt, wer ein rechtlich geschiitztes Interesse an der Authe-
bung oder der Anderung der angefochtenen Amtshandlung, der geriigten S&umnis
oder des Beschwerdeentscheids (Art. 48 Abs. 3) hat.

2 Mit der Beschwerde kann die Verletzung von Bundesrecht, die unrichtige oder un-
vollstédndige Feststellung des rechtserheblichen Sachverhalts oder die Unangemessen-
heit geriigt werden.

12 SR 173.71
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3 Die Beschwerde gegen eine Amtshandlung oder gegen einen Beschwerdeentscheid
ist innert zehn Tagen, nachdem die Beschwerdefiihrerin oder der Beschwerdefiihrer
von der Amtshandlung Kenntnis erhalten hat oder ihr oder ihm der Beschwerdeent-
scheid erdffnet worden ist, bei der zustdndigen Behorde schriftlich mit Antrag und
kurzer Begriindung einzureichen; befindet sich die Beschwerdefiihrerin oder der Be-
schwerdefiihrer in Haft, so geniigt die Aushidndigung der Beschwerde an die Anstalts-
leitung, die zur sofortigen Weiterleitung verpflichtet ist. Erflillt die Eingabe die An-
forderungen in Bezug auf Form und die Begriindung nicht, so weist die
Beschwerdeinstanz sie zur Verbesserung innerhalb einer kurzen Nachfrist zuriick. Ge-
niigt die Eingabe auch nach Ablauf der Nachfrist den Anforderungen nicht, so tritt die
Beschwerdeinstanz auf das Rechtsmittel nicht ein.

4 Die zustindige Behorde kann von Amtes wegen oder auf Antrag einer Partei eine
Verhandlung anordnen.

5 Wird die Beschwerde bei einer nicht zustédndigen Behorde eingereicht, so tiberweist
diese die Beschwerde unverziiglich der zustdndigen Behorde; rechtzeitige Einrei-
chung der Beschwerde bei der nicht zustindigen Behorde wahrt die Beschwerdefrist.
6 Die Beschwerde hat, wenn es das Gesetz nicht anders bestimmt, keine aufschiebende
Wirkung, soweit sie ihr nicht durch vorsorgliche Verfiigung der Beschwerdeinstanz
oder ihrer Prasidentin oder ihres Présidenten verlichen wird.

3. Kapitel: Allgemeine Verfahrensbestimmungen
1. Abschnitt: Ausstand

Art. 50 Ausstandsgriinde

Eine in einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde tétige Person tritt in den Ausstand,
wenn sie:

a. in der Sache ein personliches Interesse hat;

b. in einer anderen Stellung, insbesondere als Mitglied einer Behorde, als
Rechtsbeistand einer Partei, als Sachverstindige oder Sachverstidndiger, als
Zeugin oder Zeuge, in der gleichen Sache tétig war;

c. mit einer Partei, deren Rechtsbeistand oder einer Person, die in der gleichen
Sache als Mitglied der Vorinstanz titig war, verheiratet ist, in eingetragener
Partnerschaft lebt oder eine faktische Lebensgemeinschaft fiihrt;

d. mit einer Partei in gerader Linie oder in der Seitenlinie bis und mit dem dritten
Grad verwandt oder verschwigert ist;

e. mit dem Rechtsbeistand einer Partei oder einer Person, die in der gleichen
Sache als Mitglied der Vorinstanz tétig war, in gerader Linie oder in der Sei-
tenlinie bis und mit dem zweiten Grad verwandt oder verschwégert ist;

f.  aus anderen Griinden, insbesondere wegen Freundschaft oder Feindschaft mit
einer Partei oder deren Rechtsbeistand, befangen sein konnte.

15/154



Verwaltungsstrafrecht

Art. 51 Mitteilungspflicht

Liegt bei einer in einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde titigen Person ein Aus-
standsgrund vor, so teilt die Person dies rechtzeitig der fiir die Verfahrenshandlung
zustdndigen Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde mit.

Art. 52 Ausstandsgesuch einer beschuldigten Person

1' Will eine Partei den Ausstand einer in einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde
tatigen Person verlangen, so hat sie der fiir die Verfahrenshandlung zustindigen Ver-
waltungsstrafverfolgungsbehorde ohne Verzug ein entsprechendes Gesuch zu stellen,
sobald sie vom Ausstandsgrund Kenntnis hat; die den Ausstand begriindenden Tatsa-
chen sind glaubhaft zu machen.

2 Die betroffene Person nimmt zum Gesuch Stellung.

Art. 53 Entscheid

1 Wird ein Ausstandsgrund nach Artikel 50 Buchstabe a oder f geltend gemacht oder
widersetzt sich eine in einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde titige Person einem
Ausstandsgesuch einer beschuldigten Person, das sich auf Artikel 50 Buchstaben b—e
abstiitzt, so entscheidet ohne weiteres Beweisverfahren:

a.  die mit der Untersuchung betraute Person, wenn die Polizei betroffen ist;

b. die Chefin oder der Chef der Strafverfolgung, wenn die mit der Untersuchung
betraute Person betroffen ist;

c. die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts, wenn die Chefin oder der
Chef der Strafverfolgung und die Verwaltungseinheit betroffen sind.

2 Der Entscheid ergeht schriftlich und ist zu begriinden.
3 Bis zum Entscheid {ibt die betroffene Person ihr Amt weiter aus.

4 Lehnt die mit der Untersuchung betraute Person den Ausstand ab, so kann der Ent-
scheid innert zehn Tagen bei der Chefin oder dem Chef der Strafverfolgung mit Be-
schwerde angefochten werden. Lehnt die Chefin oder der Chef der Strafverfolgung
den Ausstand ab, so konnen der Entscheid und der Beschwerdeentscheid innert zehn
Tagen bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts angefochten werden. Ar-
tikel 49 Absatz 2 ist anwendbar.

5 Wird das Gesuch gutgeheissen, so gehen die Verfahrenskosten zu Lasten des Bun-
des. Wird es abgewiesen oder war es offensichtlich verspétet oder mutwillig, so gehen
die Kosten zu Lasten der gesuchstellenden Person.

Art. 54 Folgen der Verletzung von Ausstandsvorschriften

I Amtshandlungen, an denen eine zum Ausstand verpflichtete Person mitgewirkt hat,
sind aufzuheben und zu wiederholen, sofern dies eine Partei innert fiinf Tagen ver-
langt, nachdem sie vom Entscheid {iber den Ausstand Kenntnis erhalten hat.

2 Beweise, die nicht wieder erhoben werden konnen, darf die Verwaltungsstrafverfol-
gungsbehorde beriicksichtigen.
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3 Wird der Ausstandsgrund erst nach Abschluss des Verfahrens entdeckt, so gelten
die Bestimmungen iiber die Revision.

2. Abschnitt: Nationale Rechtshilfe

Art. 55 Geltungsbereich und Begriff

1 Die Artikel 55—-60 regeln die Rechtshilfe in Strafsachen von Behorden des Bundes
und der Kantone zugunsten der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden.

2 Fiir die Bundeskriminalpolizei gelten sie insoweit, als diese nach Weisungen der
Verwaltungseinheit tétig ist.

3 Die direkte Rechtshilfe zwischen den Polizeibehdrden von Bund und Kantonen so-
wie von Kantonen unter sich ist zuldssig, falls sie nicht Zwangsmassnahmen zum Ge-
genstand hat, tiber welche einzig die Verwaltungseinheit oder das Gericht entscheiden
kann.

4 Als Rechtshilfe gilt jede Massnahme, um die eine Behdrde im Rahmen ihrer Zustén-
digkeit in einem héngigen Verwaltungsstrafverfahren ersucht.

Art. 56 Verpflichtung zur Rechtshilfe

Sofern kein tiberwiegendes dffentliches oder privates Interesse an Geheimhaltung ent-
gegensteht, sind die Behorden des Bundes und der Kantone zur Rechtshilfe gegeniiber
den Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden verpflichtet, die gemédss Bundesrecht mit
der Verfolgung und Beurteilung von Straftaten in Anwendung dieses Gesetzes betraut
sind. Sie haben ihnen insbesondere die benétigten Auskiinfte zu erteilen und Einsicht
zu gewihren in amtliche Akten, die fiir die Strafverfolgung von Bedeutung sein kon-
nen.

Art. 57 Unterstlitzung

1 Die Kantone stellen den Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden soweit erforderlich
und moglich Rdume fiir deren Amtstétigkeit und fiir die Unterbringung von Untersu-
chungsgefangenen zur Verfiigung.

2 Die Kantone treffen auf Gesuch der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden die er-
forderlichen Massnahmen, um die Sicherheit der Amtstitigkeit dieser Behorden zu
gewihrleisten.

3 Die Polizeibehorden der Kantone unterstiitzen die Verwaltungsstrafverfolgungsbe-
hérden in ihrer Untersuchung; insbesondere darf die Verwaltungseinheit polizeiliche
Hilfe in Anspruch nehmen, wenn ihr bei einer Untersuchungshandlung, die innerhalb
ihrer Amtsbefugnisse liegt, Widerstand geleistet wird oder wenn im Zusammenhang
mit einer solchen Handlung spezifische Kenntnisse oder technische Einrichtungen der
Polizei eingesetzt werden miissen.

4 Die Verwaltungseinheit kann die Polizeibehorden der Kantone damit beauftragen,
Untersuchungshandlungen in ihrem Zusténdigkeitsbereich vorzunehmen. Die beauf-
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tragten Polizeibehorden der Kantone unterstehen dabei der Aufsicht und den Weisun-
gen der Verwaltungseinheit. Diese erteilt ihnen dazu schriftliche, in dringenden Féllen
miindliche Anweisungen; die Anweisungen miissen sich auf konkret umschriebene
Abkldrungen beschrinken. Bei Einvernahmen, welche die Polizei im Auftrag der Ver-
waltungseinheit durchfiihrt, haben die Verfahrensbeteiligten die Verfahrensrechte, die
ihnen bei Einvernahmen durch die Verwaltungseinheit zukommen.

Art. 58 Direkter Geschiftsverkehr
I Die Behorden verkehren direkt miteinander.

2 Gesuche um Rechtshilfe konnen in der Sprache der ersuchenden oder der ersuchten
Behorde gestellt werden.

3 Besteht Unklarheit dariiber, welche Behorde zustindig ist, so richtet die ersuchende
Behorde das Rechtshilfegesuch an die oberste Staatsanwaltschaft des ersuchten Kan-
tons oder des Bundes. Diese leitet es an die zustdndige Stelle weiter.

Art. 59 Kosten
1 Die Rechtshilfe wird unentgeltlich geleistet.

2 Der Bund vergiitet den Kantonen die von ihm verursachten Kosten fiir Unterstiitzung
im Sinne von Artikel 57.

3 Entstandene Kosten werden dem Bund gemeldet, damit sie den kostenpflichtigen
Parteien auferlegt werden kdnnen.

4 Entschédigungspflichten aus Rechtshilfemassnahmen trégt der Bund.

Art. 60 Konflikte

I Uber Konflikte zwischen den Verwaltungsstrafverfolgungsbehérden und den Be-
horden des Bundes oder der Kantone entscheidet die Beschwerdekammer des Bun-
desstrafgerichts.

2 Bis der Entscheid erfolgt, sind angeordnete Sicherheitsmassnahmen aufrechtzuer-
halten.

3. Abschnitt: Fristen und Termine

Art. 61 Allgemeine Bestimmungen
1 Gesetzliche Fristen konnen nicht erstreckt werden.

2 Im Verwaltungsstrafverfahren gibt es keine Gerichtsferien.
Art. 62 Beginn und Berechnung der Fristen

1 Fristen, die durch eine Mitteilung oder den Eintritt eines Ereignisses ausgeldst wer-
den, beginnen am folgenden Tag zu laufen.
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2 Fillt der letzte Tag der Frist auf einen Samstag, einen Sonntag oder einen vom Bun-
desrecht oder vom kantonalen Recht anerkannten Feiertag, so endet sie am néchstfol-
genden Werktag. Massgebend ist das Recht des Kantons, in dem die beschuldigte Per-
son oder die Partei oder ihr Rechtsbeistand den Wohnsitz oder den Sitz hat.

Art. 63 Einhaltung von Fristen

1 Die Frist ist eingehalten, wenn die Verfahrenshandlung spétestens am letzten Tag
bei der zustdndigen Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrde vorgenommen wird.

2 Eingaben miissen spitestens am letzten Tag der Frist bei der Verwaltungsstrafver-
folgungsbehorde abgegeben oder zu deren Handen der Schweizerischen Post, einer
schweizerischen diplomatischen oder konsularischen Vertretung oder, im Falle von
inhaftierten Personen, der Anstaltsleitung tibergeben werden.

3 Bei elektronischer Einreichung ist fiir die Einhaltung einer Frist der Zeitpunkt mas-
sgebend, in dem die Quittung ausgestellt wird, die bestétigt, dass alle Schritte abge-
schlossen sind, die auf der Seite der Partei fiir die Ubermittlung notwendig sind.

4 Die Frist gilt auch dann als eingehalten, wenn die Eingabe spétestens am letzten Tag
der Frist bei einer nicht zusténdigen schweizerischen Behorde eingeht. Diese leitet die
Eingabe unverziiglich an die zustdndige Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrde weiter.

5 Die Frist fiir eine Zahlung an eine Verwaltungsstrafverfolgungsbehdorde ist einge-
halten, wenn der Betrag spétestens am letzten Tag der Frist zugunsten der Verwal-
tungsstrafverfolgungsbehorde der Schweizerischen Post iibergeben oder einem Post-
oder Bankkonto in der Schweiz belastet worden ist.

Art. 64 Erstreckung von Fristen und Verschiebung von Terminen

Die Behorden kénnen von Amtes wegen oder auf Gesuch hin die von ihnen angesetz-
ten Fristen erstrecken und Verhandlungstermine verschieben. Das Gesuch muss vor
Ablauf der Frist gestellt werden und hinreichend begriindet sein.

Art. 65 Sdumnis

Eine Partei ist sdumig, wenn sie eine Verfahrenshandlung nicht fristgerecht vornimmt
oder zu einem Termin nicht erscheint.

Art. 66 Wiederherstellung

1 Hat eine Partei eine Frist versdumt und wiirde ihr daraus ein erheblicher und uner-
setzlicher Rechtsverlust erwachsen, so kann sie die Wiederherstellung der Frist ver-
langen; dabei hat sie glaubhaft zu machen, dass sie an der Sdumnis kein Verschulden
trifft.

2 Das Gesuch ist innert dreissig Tagen nach Wegfall des Sdaumnisgrundes schriftlich
und begriindet bei der Behorde zu stellen, bei welcher die versdumte Verfahrenshand-
lung hitte vorgenommen werden sollen. Innert der gleichen Frist muss die versdumte
Verfahrenshandlung nachgeholt werden.
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3 Das Gesuch hat nur aufschiebende Wirkung, wenn die zustédndige Behorde sie er-
teilt.

4 Uber das Gesuch entscheidet die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde in einem
schriftlichen Verfahren.

5 Die Absitze 1-4 gelten sinngemaéss bei versdumten Terminen. Wird die Wiederher-
stellung bewilligt, so setzt die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde einen neuen Ter-
min fest. Die Bestimmungen iiber das Abwesenheitsverfahren bleiben vorbehalten.

4. Abschnitt: Form der Mitteilungen und der Zustellung

Art. 67

I Mitteilungen erfolgen in Schriftform, soweit dieses Gesetz nichts Abweichendes be-
stimmt.

2 Die Zustellung erfolgt durch eingeschriebene Postsendung oder auf andere Weise
gegen Empfangsbestitigung.

3 Sie gilt als erfolgt, wenn die Sendung von der Adressatin oder vom Adressaten oder
von einer angestellten oder einer im gleichen Haushalt lebenden, mindestens sechzehn
Jahre alten Person entgegengenommen wurde. Vorbehalten bleiben Anweisungen,
eine Mitteilung der Adressatin oder dem Adressaten personlich zuzustellen.

4 Die Zustellung gilt zudem als erfolgt:

a. Dbei einer eingeschriebenen Postsendung, die nicht abgeholt worden ist: am
siebten Tag nach dem erfolglosen Zustellungsversuch, sofern die Adressatin
oder der Adressat mit einer Zustellung rechnen musste;

b. Dbei personlicher Zustellung, wenn die Adressatin oder der Adressat die An-
nahme verweigert und dies von der iiberbringenden Person festgehalten wird:
am Tag der Weigerung.

5. Abschnitt: Elektronische Zustellung

Art. 68

1 Mit dem Einverstdndnis der betroffenen Person konnen Mitteilungen elektronisch
zugestellt werden. Sie sind mit einer elektronischen Signatur geméss Bundesgesetz
vom 18. Mérz 201613 iiber die elektronische Signatur zu versehen.

2 Der Bundesrat regelt:
a. die zu verwendende Signatur;
b. das Format der Mitteilungen und ihrer Beilagen;
c. die Art und Weise der Ubermittlung;

13 SR 943.03
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d. den Zeitpunkt, zu dem die Mitteilung als zugestellt gilt.

6. Abschnitt: Einsicht in Entscheide der Verwaltung

Art. 69

1 Soweit nicht iiberwiegende 6ffentliche oder private Interessen entgegenstehen, kon-
nen Dritte am Sitz der zustdndigen Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde folgende
Entscheide unentgeltlich und grundsitzlich ohne Einschrinkungen einsehen:

a.  Strafbescheide im ordentlichen Verfahren (Art. 267), inklusive der Schluss-
protokolle, insoweit diese notwendig fiir das Verstindnis dieser Entscheide
ist, Strafbescheide im abgekiirzten Verfahren (Art. 268) und Einziehungs-
bescheide (Art. 269): innert sechs Monaten ab Eintreten der Rechtskraft;

b.  Straf- und Einziehungsverfiigungen (Art. 273): innert sechs Monaten ab ih-
rer Zustellung.

c.  Nichtanhandnahmeverfiigungen (Art. 102) und Einstellungsverfiigungen
(Art. 261), soweit ein schiitzenswertes Interesse besteht: innert sechs Mo-
naten ab Eintreten der Rechtskraft.

2Nach Ablauf der Fristen nach Abs. 1 konnen Dritte die gennannten Entscheide
grundsitzlich in anonymisierter oder geschwérzter Form einsehen. Vorbehalten blei-
ben iiberwiegende 6ffentliche oder private Interessen. Die zustindige Behorde kann
eine Gebiihr fiir diese Leistung erheben.

3 Bei Medienschaffenden, Wissenschaftlern und Wissenschaftlerinnen sowie Rechts-
anwiltinnen und Rechtsanwilten wird ein schiitzenswertes Interesse an der Einsicht
vermutet.

7. Abschnitt: Geheimhaltungspflicht

Art. 70

! Die Mitglieder von Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden, ihre Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter sowie die von den Verwaltungsstrafverfolgungsbehérden ernannten
Sachverstidndigen bewahren Stillschweigen hinsichtlich Tatsachen, die ihnen in Aus-
iibung ihrer amtlichen Tatigkeit zur Kenntnis gelangt sind.

2 Die Verwaltungsstrafbehorden konnen die anderen Verfahrensbeteiligten und deren
Rechtsbeistinde unter Hinweis auf Artikel 292 StGB!4 verpflichten, iiber das Verfah-
ren und die davon betroffenen Personen Stillschweigen zu bewahren, wenn der Zweck
des Verfahrens oder ein privates Interesse es erfordert. Die Verpflichtung ist zu be-
fristen.
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8. Abschnitt: Orientierung der Offentlichkeit

Art. 71

1 Die mit der Untersuchung betraute Person, die Chefin oder der Chef der Strafverfol-
gung oder die Verwaltungseinheit sowie mit deren Einverstindnis die Polizei kénnen
die Offentlichkeit iiber héngige Verfahren orientieren, wenn dies erforderlich ist:

a. damit die Bevolkerung bei der Aufklarung von Straftaten oder bei der Fahn-
dung nach Verdéchtigen mitwirkt;

b. zur Warnung oder Beruhigung der Bevolkerung;
c. zur Richtigstellung unzutreffender Meldungen oder Geriichte;
d. wegen der besonderen Bedeutung eines Straffalles.

2 Bei der Orientierung der Offentlichkeit sind der Grundsatz der Unschuldsvermutung
und die Personlichkeitsrechte der Betroffenen zu beachten.

3. Titel: Parteien und andere Verfahrensbeteiligte
1. Kapitel: Begriff und Stellung

Art. 72 Parteien
! Parteien sind:
a. die beschuldigte Person;
b. die Verwaltungseinheit im Beschwerde- und Gerichtsverfahren.

2 Jeder, der von einer Einziehung betroffen ist, hat dieselben Rechte wie die beschul-
digte Person und kann dieselben Rechtsmittel einlegen.

3 Der Bund kann weiteren Behorden, die 6ffentliche Interessen zu wahren haben, volle
oder beschrinkte Parteirechte einrdumen.

Art. 73 Andere Verfahrensbeteiligte
! Andere Verfahrensbeteiligte sind:
a. die Person, die Anzeige erstattet;
b. die Zeugin oder der Zeuge;
c. die Auskunftspersonen;
d. die oder der Sachverstindige;
e. die oder der durch die Verfahrenshandlung beschwerte Dritte.

2 Werden in Absatz 1 genannte Verfahrensbeteiligte in ihren Rechten unmittelbar be-
troffen, so stehen ihnen die zur Wahrung ihrer Interessen erforderlichen Verfahrens-
rechte einer Partei zu.
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Art. 74 Prozessfahigkeit

1 Eine beschuldigte Person kann Verfahrenshandlungen nur giiltig vornehmen, wenn
sie handlungsfahig ist.

2 Eine handlungsunfihige beschuldigte Person wird durch ihre gesetzliche Vertretung
vertreten.

3 Eine handlungsunfahige, aber urteilsfdhige beschuldigte Person kann neben ihrer
gesetzlichen Vertretung jene Verfahrensrechte ausiiben, die hochstpersonlicher Natur
sind.

Art. 75 Anspruch auf rechtliches Gehor

I Die beschuldigte Person hat Anspruch auf rechtliches Gehor; sie hat namentlich das
Recht:

a. Akten einzusehen;

b. an Verfahrenshandlungen teilzunehmen;

c. einen Rechtsbeistand beizuziehen;

d. sich zur Sache und zum Verfahren zu dussern;
e. Beweisantrige zu stellen.

2 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden machen die rechtsunkundige beschul-
digte Person auf ihre Rechte aufmerksam.

Art. 76 Einschrankungen des rechtlichen Gehors

I Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden konnen das rechtliche Gehor der be-
schuldigten Person einschrinken, wenn:

a. der begriindete Verdacht besteht, dass diese ihre Rechte missbraucht;

b. dies fiir die Sicherheit von Personen oder zur Wahrung 6ffentlicher oder
privater Geheimhaltungsinteressen erforderlich ist.

2 Einschriankungen gegeniiber Rechtsbeistidnden sind nur zulédssig, wenn der Rechts-
beistand selbst Anlass fiir die Beschrankung gibt.

3 Die Einschriankungen sind zu befristen oder auf einzelne Verfahrenshandlungen zu
begrenzen.

4 Besteht der Grund fiir die Einschriankung fort, so diirfen die Verwaltungsstrafverfol-
gungsbehdrden Entscheide nur so weit auf Akten, die der beschuldigten Person nicht
eroffnet worden sind, stiitzen, als ihr von deren wesentlichem Inhalt Kenntnis gegeben
wurde.

5 Ist der Grund fiir die Einschrankung weggefallen, so ist das rechtliche Gehor in ge-
eigneter Form nachtriglich zu gewihren.
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2. Kapitel: Verfahrenshandlungen der Parteien

Art. 77 Eingaben

1 Die Parteien konnen jederzeit mit Eingaben beantragen, dass bestimmte Untersu-
chungshandlungen vorgenommen werden; abweichende Bestimmungen dieses Geset-
zes bleiben vorbehalten.

2 Die Verwaltungseinheit priift die Eingaben und gibt den anderen Parteien Gelegen-
heit zur Stellungnahme.

Art. 78 Form

1 Eingaben konnen schriftlich eingereicht oder miindlich zu Protokoll gegeben wer-
den. Schriftliche Eingaben sind zu datieren und zu unterzeichnen.

2 Bei elektronischer Einreichung muss die Eingabe mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur geméiss Bundesgesetz vom 18. Mérz 201615 iiber die elektronische
Signatur versehen werden. Der Bundesrat regelt:

a. das Format der Eingabe und ihrer Beilagen;
b. die Art und Weise der Ubermittlung;

c. die Voraussetzungen, unter denen bei technischen Problemen die Nachrei-
chung von Dokumenten auf Papier verlangt werden kann.

3 Im Ubrigen sind Verfahrenshandlungen der beschuldigten Person an keine Form-
vorschriften gebunden; abweichende Bestimmungen dieses Gesetzes bleiben vorbe-
halten.

4Die Verwaltungseinheit kann unleserliche, unverstindliche, ungebiihrliche oder
weitschweifige Eingaben zuriickweisen; sie setzt eine Frist zur Uberarbeitung und
weist darauf hin, dass die Eingabe, falls sie nicht iiberarbeitet wird, unbeachtet bleibt.

3. Kapitel: Begriff und Stellung der beschuldigten Person

Art. 79 Begriff

1 Als beschuldigte Person gilt die Person, die in einer Strafanzeige oder von einer
Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde in einer Verfahrenshandlung einer Straftat ver-
déchtigt, beschuldigt oder angeklagt wird.

2 Die Rechte und die Pflichten einer beschuldigten Person gelten auch fiir Personen,
deren Verfahren nach einer Einstellungsverfiigung oder einem Entscheid im Sinne des
Artikels 265 oder der Artikel 284-288 wiederaufgenommen werden soll.

15 SR 943.03
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Art. 80 Stellung

I Die beschuldigte Person muss sich nicht selbst belasten. Sie hat namentlich das
Recht, die Aussage und ihre Mitwirkung im Verwaltungsstrafverfahren zu verwei-
gern. Sie muss sich aber den gesetzlich vorgesehenen Zwangsmassnahmen unterzie-
hen.

2 Verweigert die beschuldigte Person ihre Mitwirkung, so wird das Verfahren gleich-
wohl fortgefiihrt.

Art. 81 Verhandlungsfahigkeit

1 Verhandlungsféhig ist eine beschuldigte Person, die korperlich und geistig in der
Lage ist, der Verhandlung zu folgen.

2 Bei voriibergehender Verhandlungsunfahigkeit werden die unaufschiebbaren Ver-
fahrenshandlungen in Anwesenheit der Verteidigung durchgefiihrt.

3 Dauert die Verhandlungsunfihigkeit fort, so wird das Verwaltungsstrafverfahren
sistiert oder eingestellt. Die besonderen Bestimmungen fiir Verfahren gegen eine
schuldunfihige beschuldigte Person bleiben vorbehalten.

4. Kapitel: Rechtsbeistand
1. Abschnitt: Grundséitze

Art. 82

1 Die beschuldigte Person, die Privatkldgerschaft und die anderen Verfahrensbeteilig-
ten konnen zur Wahrung ihrer Interessen einen Rechtsbeistand bestellen.

2 Die Parteien konnen zwei oder mehrere Personen als Rechtsbeistand beiziehen, so-
weit dadurch das Verfahren nicht ungebiihrlich verzdgert wird. In diesem Fall haben
sie eine von ihnen als Hauptvertreterin oder Hauptvertreter zu bezeichnen, die oder
der zu den Vertretungshandlungen vor den Strafbehdrden befugt ist und deren oder
dessen Domizil als einzige Zustelladresse gilt.

3 Der Rechtsbeistand kann in den Schranken von Gesetz und Standesregeln im glei-
chen Verfahren die Interessen mehrerer Verfahrensbeteiligter wahren.

4 Die Parteien konnen jede handlungsfahige, gut beleumundete und vertrauenswiir-
dige Person als Rechtsbeistand bestellen; vorbehalten bleiben die Beschrédnkungen des
Anwaltsrechts.

5 Die Verteidigung der beschuldigten Person ist Anwéltinnen und Anwiélten vorbe-
halten, die nach dem Anwaltsgesetz vom 23. Juni 200016 berechtigt sind, Parteien vor
Gerichtsbehdrden zu vertreten.

16 SR 935.61
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2. Abschnitt: Verteidigung

Art. 83 Stellung

Die Verteidigung ist in den Schranken von Gesetz und Standesregeln allein den Inte-
ressen der beschuldigten Person verpflichtet.

Art. 84 Wahlverteidigung

1 Die beschuldigte Person ist berechtigt, in jedem Verwaltungsstrafverfahren und auf
jeder Verfahrensstufe einen Rechtsbeistand im Sinne von Artikel 82 Absatz 5 mit ih-
rer Verteidigung zu betrauen (Wahlverteidigung) oder, unter Vorbehalt von Arti-
kel 85, sich selber zu verteidigen.

2 Die Ausiibung der Wahlverteidigung setzt eine schriftliche Vollmacht oder eine pro-
tokollierte Erkldrung der beschuldigten Person voraus.

Art. 85 Notwendige Verteidigung
Die beschuldigte Person muss verteidigt werden, wenn:

a. die Untersuchungshaft einschliesslich einer vorldufigen Festnahme mehr als
zehn Tage gedauert hat;

b. ihr eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr, eine freiheitsentziehende
Massnahme oder eine Landesverweisung droht;

c. sie wegen ihres korperlichen oder geistigen Zustandes oder aus anderen Griin-
den ihre Verfahrensinteressen nicht ausreichend wahren kann und die gesetz-
liche Vertretung dazu nicht in der Lage ist.

d. Die beschuldigte Person muss verteidigt werden, wenn die Verwaltungsein-
heit vor dem erstinstanzlichen Gericht oder dem Berufungsgericht persénlich
auftritt.

Art. 86 Sicherstellung der notwendigen Verteidigung

1 Liegt ein Fall notwendiger Verteidigung vor, so achtet die Verwaltungseinheit da-
rauf, dass unverziiglich eine Verteidigung bestellt wird.

2 Sind die Voraussetzungen notwendiger Verteidigung bei Eroffnung der Untersu-
chung erfiillt, so ist die Verteidigung vor der ersten Einvernahme sicherzustellen, wel-
che die Verwaltungseinheit oder in deren Auftrag die Polizei durchfiihrt.

3 Wurden in Fillen, in denen die Verteidigung erkennbar notwendig gewesen wire,
Beweise erhoben, bevor eine Verteidigerin oder ein Verteidiger bestellt worden ist, so
sind diese Beweise nur verwertbar, wenn die beschuldigte Person auf eine Wiederho-
lung der Beweiserhebung verzichtet.

Art. 87 Amtliche Verteidigung

1 Die Verwaltungseinheit ordnet eine amtliche Verteidigung an, wenn:
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a. bei notwendiger Verteidigung:

1. die beschuldigte Person trotz ihrer Aufforderung keine Wahlverteidi-
gung bestimmt,

2. der Wahlverteidigung das Mandat entzogen wurde oder sie es niederge-
legt hat und die beschuldigte Person nicht innert Frist eine neue Wahl-
verteidigung bestimmt;

b. die beschuldigte Person nicht iiber die erforderlichen Mittel verfiigt und die
Verteidigung zur Wahrung ihrer Interessen geboten ist.

2 Zur Wahrung der Interessen der beschuldigten Person ist die Verteidigung nament-
lich geboten, wenn es sich nicht um einen Bagatellfall handelt und der Straffall in
tatsdchlicher oder rechtlicher Hinsicht Schwierigkeiten bietet, denen die beschuldigte
Person allein nicht gewachsen wire.

3 Ein Bagatellfall liegt jedenfalls dann nicht mehr vor, wenn eine Freiheitsstrafe von
mehr als 4 Monaten, eine Geldstrafe von mehr als 120 Tagessétzen oder eine Busse
von mehr als 12 000 Franken zu erwarten ist.

Art. 88 Bestellung der amtlichen Verteidigung
1 Die amtliche Verteidigung wird von der Verwaltungseinheit bestellt.

2 Bei der Auswahl der amtlichen Verteidigung sind deren Eignung sowie nach Mog-
lichkeit die Wiinsche der beschuldigten Person zu beriicksichtigen.

Art. 89 Widerruf und Wechsel der amtlichen Verteidigung

1 Féllt der Grund fiir die amtliche Verteidigung dahin, so widerruft die Verwaltungs-
einheit das Mandat.

2 Ist das Vertrauensverhéltnis zwischen der beschuldigten Person und ihrer amtlichen
Verteidigung erheblich gestort oder eine wirksame Verteidigung aus andern Griinden
nicht mehr gewahrleistet, so tibertrdgt die Verwaltungseinheit die amtliche Verteidi-
gung einer anderen Person.

Art. 90 Entschidigung der amtlichen Verteidigung

I Die amtliche Verteidigung wird nach den Regelungen iiber die Kosten, Gebiihren
und Entschddigungen in Bundesstrafverfahren entschédigt.

2 Unter Vorbehalt von Artikel 91 legt die Verwaltungseinheit Die mit der Untersu-
chung betraute Person legt die Entschddigung am Ende des Verfahrens, spétestens
aber zum Zeitpunkt der Uberweisung zur gerichtlichen Beurteilung (Art. 276 Abs. 1)
fest. Erstreckt sich das Mandat iiber einen langen Zeitraum oder ist es aus einem an-
deren Grund nicht sinnvoll, das Ende des Verfahrens oder die Uberweisung abzuwar-
ten, so werden der amtlichen Verteidigung Vorschiisse gewéhrt, deren Hohe von der
Verwaltungseinheit festgelegt werden.

3 Die amtliche Verteidigung kann gegen den Entschddigungsentscheid innert dreissig
Tagen bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde fiihren.
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4 Wird die beschuldigte Person zu den Verfahrenskosten verurteilt, so ist sie, sobald
es ihre wirtschaftlichen Verhéltnisse erlauben, verpflichtet, dem Bund die Entschédi-
gung zuriickzuzahlen.

5 Der Anspruch des Bundes verjahrt in zehn Jahren nach Rechtskraft des Entscheids.

Art. 91 Fortsetzung der amtlichen Verteidigung im Gerichtsverfahren

1 Endet die angeordnete amtliche Verteidigung nicht mit dem Eingang der Anklage-
schrift vor Gericht (Art. 281 Abs. 1), so wird sie ohne erneuten Entscheid fortgesetzt.

2In diesem Fall legt das urteilende Gericht die Entschadigung am Ende des Verfah-
rens fest.

5. Kapitel: Ubersetzungen

Art. 92

1 Versteht eine am Verfahren beteiligte Person die Verfahrenssprache nicht oder kann
sie sich darin nicht geniigend ausdriicken, so zieht die Verwaltungseinheit eine Uber-
setzerin oder einen Ubersetzer bei. Sie kann in einfachen oder dringenden Féllen mit
dem Einverstindnis der betroffenen Person davon absehen, wenn sie und die proto-
kollfiihrende Person die fremde Sprache geniigend beherrschen.

2 Der beschuldigten Person wird, auch wenn sie verteidigt wird, in einer ihr verstind-
lichen Sprache mindestens der wesentliche Inhalt der wichtigsten Verfahrenshandlun-
gen miindlich oder schriftlich zur Kenntnis gebracht. Ein Anspruch auf vollstdndige
Ubersetzung aller Verfahrenshandlungen sowie der Akten besteht nicht.

3 Akten, die nicht Eingaben von Parteien sind, werden soweit erforderlich schriftlich
oder zuhanden des Protokolls miindlich tibersetzt.

4 Fiir Ubersetzerinnen und Ubersetzer gelten die Bestimmungen iiber Sachverstéindige
(Art. 70, 73, 140-148) sinngemss.

6. Kapitel: Zustellung

Art. 93 Zustellungsdomizil

I Mitteilungen sind den Adressatinnen und Adressaten an ihren Wohnsitz, ihren ge-
wohnlichen Aufenthaltsort oder an ihren Sitz zuzustellen.

2 Parteien mit Wohnsitz, gewdhnlichem Aufenthaltsort oder Sitz im Ausland haben in
der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu bezeichnen. Vorbehalten bleiben staatsver-
tragliche Vereinbarungen, wonach Mitteilungen direkt zugestellt werden kdnnen.

3 Mitteilungen an eine Partei, die einen Rechtsbeistand bestellt hat, werden rechtsgiil-
tig an diesen zugestellt.
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4 Hat eine Partei personlich zu einer Verhandlung zu erscheinen oder Verfahrenshand-
lungen selbst vorzunehmen, so wird ihr die Mitteilung direkt zugestellt. Dem Rechts-
beistand wird eine Kopie zugestellt.

Art. 94 Zustellung durch Ver6ffentlichung
1 Die Zustellung erfolgt durch Ver6ffentlichung im Bundesblatt, wenn:

a. der Aufenthaltsort der Empfiangerin oder des Empfangers unbekannt ist und
trotz zumutbarer Nachforschungen nicht ermittelt werden kann;

b. eine Zustellung unmdglich ist oder mit ausserordentlichen Umtrieben verbun-
den wire;

c. eine Partei oder ihr Rechtsbeistand mit Wohnsitz, gew6hnlichem Aufenthalts-
ort oder Sitz im Ausland kein Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnet
hat.

2 Die Zustellung gilt am Tag der Veroffentlichung als erfolgt.
3 Von Entscheiden wird nur das Dispositiv veroffentlicht.

4 Schlussprotokolle gelten auch ohne Verdffentlichung als zugestellt.

7. Kapitel: Teilnahme an Beweiserhebungen

Art. 95 Im Allgemeinen

1 Die Parteien haben das Recht, bei Beweiserhebungen durch die Verwaltungseinheit
anwesend zu sein und einvernommenen Personen Fragen zu stellen.

2 Wer sein Teilnahmerecht geltend macht, kann daraus keinen Anspruch auf Verschie-
bung der Beweiserhebung ableiten.

3 Eine Partei oder ihr Rechtsbeistand kénnen die Wiederholung der Beweiserhebung
verlangen, wenn der Rechtsbeistand oder die Partei ohne Rechtsbeistand aus zwin-
genden Griinden an der Teilnahme verhindert waren. Auf eine Wiederholung kann
verzichtet werden, wenn sie mit unverhéltnisméssigem Aufwand verbunden wire und
dem Anspruch der Partei auf rechtliches Gehdr, insbesondere dem Recht, Fragen zu
stellen, auf andere Weise Rechnung getragen werden kann.

4 Beweise, die in Verletzung der Bestimmungen dieses Artikels erhoben worden sind,
diirfen nicht zulasten der Partei verwertet werden, die nicht anwesend war.

Art. 96 Im Rechtshilfeverfahren

1 Werden Beweise im Rahmen eines Rechtshilfegesuchs im Ausland erhoben, so ist
dem Teilnahmerecht der Parteien Geniige getan, wenn diese:

a. zuhanden der ersuchten ausléndischen Behdrde Fragen formulieren kdnnen;

b. nach Eingang des erledigten Rechtshilfegesuchs Einsicht in das Protokoll er-
halten; und
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c. schriftliche Ergénzungsfragen stellen kdnnen.
2 Artikel 95 Absatz 4 ist anwendbar.

8. Kapitel: Aktenfiihrung, Akteneinsicht und Aktenaufbewahrung

Art. 97 Aktenfithrung
1 Fiir jede Strafsache wird ein Aktendossier angelegt. Dieses enthilt:
a. die Verfahrens- und die Einvernahmeprotokolle;

b. die von der Verwaltungsstrafverfolgungsbehérde zusammengetragenen
Akten;

c. die von der beschuldigten Person eingereichten Akten.

2 Die Verwaltungsstrafbehérden nehmen die Beweisgegenstdnde vollstindig und im
Original zu den Akten.

3 Von Urkunden und weiteren Aufzeichnungen werden Kopien erstellt, wenn dies fiir
die Zwecke des Verfahrens geniigt. Die Kopien sind ndtigenfalls zu beglaubigen.

4 Die Verwaltungsstrafbehorden sorgen fiir die systematische Ablage der Akten und
fiir deren fortlaufende Erfassung in einem Verzeichnis; in einfachen Féllen kdnnen
sie von einem Verzeichnis absehen.

Art. 98 Akteneinsicht bei hdngigem Verfahren

1 Die Parteien konnen spétestens nach der ersten Einvernahme der beschuldigten Per-
son und der Erhebung der iibrigen wichtigsten Beweise durch die Verwaltungseinheit
die Akten des Verwaltungsstrafverfahrens einsehen; Artikel 76 bleibt vorbehalten.

2 Andere Behorden konnen die Akten einsehen, wenn sie diese fiir die Bearbeitung
hingiger Zivil-, Straf-, Verwaltungsstraf- oder Verwaltungsverfahren bendtigen und
der Einsichtnahme keine iiberwiegenden 6ffentlichen oder privaten Interessen entge-
genstehen.

3 Dritte konnen die Akten einsehen, wenn sie dafiir ein wissenschaftliches oder ein
anderes schiitzenswertes Interesse geltend machen und der Einsichtnahme keine tiber-
wiegenden 6ffentlichen oder privaten Interessen entgegenstehen.

Art. 99 Vorgehen bei Begehren um Akteneinsicht

1 Die Verwaltungseinheit entscheidet iiber die Akteneinsicht. Sie trifft die erforderli-
chen Massnahmen, um Missbrauche und Verzogerungen zu verhindern und berech-
tigte Geheimhaltungsinteressen zu schiitzen.

2 Die Akten sind am Sitz der betreffenden Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrde oder
rechtshilfeweise bei einer anderen Behdrde einzusehen. Anderen Behdrden sowie
dem Rechtsbeistand einer Partei werden sie in der Regel zugestellt.
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3 Wer zur Einsicht berechtigt ist, kann gegen Entrichtung einer Gebiihr die Anferti-
gung von Kopien der Akten verlangen.

Art. 100 Aktenaufbewahrung

1 Die Akten sind mindestens bis zum Ablauf der Verfolgungs- und Vollstreckungs-
verjahrung aufzubewahren.

2 Ausgenommen sind Originaldokumente, die zu den Akten genommen wurden; sie
sind den berechtigten Personen gegen Empfangsschein zuriickzugeben, sobald die
Strafsache rechtskriftig entschieden ist.

4. Titel: Untersuchung
1. Kapitel: Eroffnung

Art. 101
1 Die Verwaltungseinheit erdffnet eine Untersuchung, wenn:

a. sich aus den Informationen und Berichten der Polizei, aus der Strafanzeige
oder aus ihren eigenen Feststellungen ein hinreichender Tatverdacht ergibt;

b. sie Zwangsmassnahmen anordnet.

2 Sie kann polizeiliche Berichte und Strafanzeigen, aus denen der Tatverdacht nicht
deutlich hervorgeht, der Polizei zur Durchfithrung ergénzender Ermittlungen tiber-
weisen.

3 Sie eroffnet die Untersuchung in einer Verfiigung; darin bezeichnet sie die beschul-
digte Person und die Straftat, die ihr zur Last gelegt wird. Die Verfligung braucht nicht
begriindet und erdffnet zu werden. Sie ist nicht anfechtbar.

4 Die Verwaltungseinheit kann die Untersuchung auf weitere Personen oder weitere
Straftaten ausdehnen. Absatz 3 ist anwendbar.

5 Die Verwaltungseinheit verzichtet auf die Er6ffnung, wenn sie sofort eine Nichtan-
handnahmeverfiigung oder einen Strafbescheid im abgekiirzten Verfahren (Art. 268)
erldsst.

2. Kapitel: Nichtanhandnahmeverfiigung

Art. 102

1 Die Verwaltungseinheit verfiigt die Nichtanhandnahme, sobald aufgrund der Straf-
anzeige oder des Polizeirapports feststeht, dass:

a. die fraglichen Straftatbestinde oder die Prozessvoraussetzungen eindeutig
nicht erfiillt sind;

b. Verfahrenshindernisse bestehen;
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c. einbesonders leichter Fall vorliegt, in dem auf eine Strafverfolgung verzichtet
werden kann (Art. 29);

d. aus den in anderen Bestimmungen des Bundesrechts genannten Griinden auf
eine Strafverfolgung zu verzichten ist, namentlich unter den Voraussetzungen
der Artikel 52, 53 und 54 StGB17.

2 Im Ubrigen richtet sich das Verfahren nach den Bestimmungen iiber die Verfahrens-
einstellung.

5. Titel: Beweismittel und Protokolle
1. Kapitel: Erhebung und Verwertbarkeit von Beweisen

Art. 103 Grundsitze

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden setzen zur Wahrheitsfindung alle nach
dem Stand von Wissenschaft und Erfahrung geeigneten Beweismittel ein, die recht-
lich zuldssig sind.

2 Uber Tatsachen, die unerheblich, offenkundig, der Verwaltungsstrafverfolgungsbe-
horde bekannt oder bereits rechtsgentigend erwiesen sind, wird nicht Beweis gefiihrt.

3 Ist die Erhebung von Beweisen nicht nétig, so wird sogleich das Schlussprotokoll
nach Artikel 256 aufgenommen.

4 Vorbehalten bleiben die Vorschriften nach Artikel 261 iiber die Einstellung und Ar-
tikel 268 iber den Strafbescheid im abgekiirzten Verfahren.

Art. 104 Verbotene Beweiserhebungsmethoden

1 Zwangsmittel, Gewaltanwendung, Drohungen, Versprechungen, Tduschungen und
Mittel, welche die Denkfahigkeit oder die Willensfreiheit einer Person beeintréchti-
gen konnen, sind bei der Beweiserhebung untersagt.

2 Solche Methoden sind auch dann unzuldssig, wenn die betroffene Person ihrer An-
wendung zustimmt.

Art. 105 Verwertbarkeit rechtswidrig erlangter Beweise

1 Beweise, die in Verletzung von Artikel 104 erhoben wurden, sind in keinem Falle
verwertbar. Dasselbe gilt, wenn dieses Gesetz einen Beweis als unverwertbar bezeich-
net.

2 Beweise, die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden in strafbarer Weise oder unter
Verletzung von Giiltigkeitsvorschriften erhoben haben, diirfen nicht verwertet wer-
den, es sei denn, ihre Verwertung sei zur Aufklarung schwerer Straftaten unerldsslich.

3 Beweise, bei deren Erhebung Ordnungsvorschriften verletzt worden sind, sind ver-
wertbar.

17 SR 311.0
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4 Ermdglichte ein Beweis, der nach Absatz 1 oder 2 nicht verwertet werden darf, die
Erhebung eines weiteren Beweises, so ist dieser nicht verwertbar, wenn er ohne die
vorhergehende Beweiserhebung nicht moglich gewesen wire.

5 Die Aufzeichnungen iiber unverwertbare Beweise werden aus den Strafakten ent-
fernt, bis zum rechtskréiftigen Abschluss des Verfahrens unter separatem Verschluss
gehalten und danach vernichtet.

2. Kapitel: Protokolle

Art. 106 Allgemeine Bestimmungen

1 Die Aussagen der Parteien, die miindlichen Entscheide der Behorden sowie alle an-
deren Verfahrenshandlungen, die nicht schriftlich durchgefiihrt werden, werden pro-
tokolliert.

2 Die protokollfiihrende Person, der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin der Verwal-
tungseinheit, die verantwortlich fiir die Verfahrenshandlungen oder Einvernahmen ist
und die allenfalls zur Ubersetzung beigezogene Person bestitigen die Richtigkeit des
Protokolls.

3 Die Verwaltungseinheit ist dafiir verantwortlich, dass die Verfahrenshandlungen
vollstidndig und richtig protokolliert werden.

4 Sie kann anordnen, dass Verfahrenshandlungen zusétzlich zur schriftlichen Proto-
kollierung ganz oder teilweise in Ton oder Bild festgehalten werden. Sie gibt dies den
anwesenden Personen vorgéngig bekannt.

Art. 107 Verfahrensprotokolle

Die Verfahrensprotokolle halten alle wesentlichen Verfahrenshandlungen fest und ge-
ben namentlich Auskunft {iber:

a.  Art, Ort, Datum und Zeit der Verfahrenshandlungen;

b. die Namen der mitwirkenden Behdrdenmitglieder, der beschuldigten Person,
ihrer Verteidigung sowie der weiteren anwesenden Personen;

die Antrdge der beschuldigten Person;
die Belehrung iiber die Rechte und Pflichten der einvernommenen Personen;

die Aussagen der einvernommenen Personen;

- oo oa o

den Ablauf des Verfahrens, die von der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde
getroffenen Anordnungen sowie die Beachtung der fiir die einzelnen Verfah-
renshandlungen vorgesehenen Formvorschriften;

g. die vonden Verfahrensbeteiligten eingereichten oder im Verwaltungsstrafver-
fahren sonst wie beschafften Akten und anderen Beweisstiicke;

h. die Entscheide und deren Begriindung, soweit diese den Akten nicht in sepa-
rater Ausfertigung beigelegt werden.
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Art. 108 Einvernahmeprotokolle im Allgemeinen

1 Die Aussagen der Parteien, Zeuginnen, Zeugen, Auskunftspersonen und Sachver-
standigen werden laufend protokolliert.

2 Die Protokollierung erfolgt in der Verfahrenssprache, doch sind wesentliche Aussa-
gen soweit moglich in der Sprache zu protokollieren, in der die einvernommene Per-
son ausgesagt hat.

3 Entscheidende Fragen und Antworten werden wortlich protokolliert.

4 Die Verwaltungseinheit kann der einvernommenen Person gestatten, ihre Aussagen
selbst zu diktieren.

5 Nach Abschluss der Einvernahme wird der einvernommenen Person das Protokoll
vorgelesen oder ihr zum Lesen vorgelegt. Sie hat das Protokoll nach Kenntnisnahme
zu unterzeichnen und jede Seite zu visieren. Lehnt sie es ab, das Protokoll durchzule-
sen oder zu unterzeichnen, so werden die Weigerung und die dafiir angegebenen
Griinde im Protokoll vermerkt.

6 Bei Einvernahmen mittels Videokonferenz ersetzt die miindliche Erklarung der ein-
vernommenen Person, sie habe das Protokoll zur Kenntnis genommen, die Unter-
zeichnung und Visierung. Die Erklérung wird im Protokoll vermerkt.

7 Sind handschriftlich erstellte Protokolle nicht gut lesbar oder wurden die Aussagen
stenografisch aufgezeichnet, so werden sie unverziiglich in Reinschrift {ibertragen.
Die Notizen werden bis zum Abschluss des Verfahrens aufbewahrt.

Art. 109 Einvernahmeprotokolle bei Aufzeichnung der Einvernahme

Wird die Einvernahme mit technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet, so gelten gegen-
iber den allgemeinen Regeln (Art. 108) folgende Abweichungen:

a.  Anstelle einer laufenden Protokollierung wéhrend der Einvernahme kann das
Protokoll auch erst danach gestiitzt auf die Aufzeichnung erstellt werden,
grundsitzlich jedoch innerhalb von sieben Tagen nach der Einvernahme.

b. Die einvernechmende Behorde kann darauf verzichten, der einvernommenen
Person das Protokoll vorzulesen oder zum Lesen vorzulegen und von dieser
unterzeichnen und visieren zu lassen.

c. Die Aufzeichnung der Einvernahme wird sofort zu den Akten genommen.

Art. 110 Berichtigung

1 Offenkundige Versehen berichtigt der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin der Ver-
waltungseinheit, der oder die fiir die Verfahrenshandlungen oder Einvernahmen ver-
antwortlich ist, zusammen mit der protokollfiihrenden Person; sie oder er informiert
dariiber anschliessend die Parteien.

2 Uber Gesuche um Protokollberichtigung entscheidet die Verwaltungseinheit.

3 Berichtigungen, Anderungen, Streichungen und Einfiigungen werden von der pro-
tokollfiihrenden Person und dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin der Verwaltungs-
einheit, der oder die fiir die Verfahrenshandlungen oder Einvernahmen verantwortlich
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ist, beglaubigt. Inhaltliche Anderungen werden so ausgefiihrt, dass die urspriingliche
Protokollierung erkennbar bleibt.

3. Kapitel: Einvernahmen; Auskiinfte
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 111 Einvernehmende Verwaltungsstratbehdrden
! Einvernahmen werden von der Verwaltungseinheit durchgefiihrt.

2 Die Polizei kann beschuldigte Personen und Auskunftspersonen in den durch die
Artikel 39 und 57 geregelten Féllen einvernehmen. Die Verwaltungseinheit kann in
bestimmten Féllen die Bundeskriminalpolizei beauftragen, die Einvernahme von Zeu-
gen durchzufiihren.

Art. 112 Durchfiihrung der Einvernahme

1 Zu Beginn der Einvernahme wird die einzuvernechmende Person in einer ihr ver-
standlichen Sprache:

iiber ihre Personalien befragt;

iiber den Gegenstand des Verfahrens und die Eigenschaft, in der sie einver-
nommen wird, informiert;

c. umfassend tiber ihre Rechte und Pflichten belehrt.

2 Im Protokoll ist zu vermerken, dass die Bestimmungen nach Absatz 1 eingehalten
worden sind.

3 Die Verwaltungsstrafbehdrde kann weitere Erhebungen tiber die Identitét der einzu-
vernehmenden Person durchfiihren.

4 Sie fordert die einzuvernehmende Person auf, sich zum Gegenstand der Einver-
nahme zu dussern.

5 Sie strebt durch klar formulierte Fragen und Vorhalte die Vollstidndigkeit der Aus-
sagen und die Kldrung von Widerspriichen an.

6 Die einzuvernechmende Person macht ihre Aussagen aufgrund ihrer Erinnerung. Sie
kann mit Zustimmung der Verwaltungseinheit schriftliche Unterlagen verwenden;
diese werden nach Abschluss der Einvernahme zu den Akten genommen.

7 Sprech- und horbehinderte Personen werden schriftlich oder unter Beizug einer ge-
eigneten Person einvernommen.

Art. 113 Einvernahme mittels Videokonferenz

1 Die Verwaltungseinheit kann eine Einvernahme mittels Videokonferenz durchfiih-
ren, wenn das personliche Erscheinen der einzuvernehmenden Person nicht oder nur
mit grossem Aufwand moglich ist.

2 Die Einvernahme wird in Ton und Bild festgehalten.
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Art. 114 Schriftliche Berichte

Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde kann eine einzuvernehmende Person einla-
den, an Stelle einer Einvernahme oder zu ihrer Ergéinzung einen schriftlichen Bericht
abzugeben.

Art. 115 Einvernahme mehrerer Personen und Gegeniiberstellungen
I Die einzuvernehmenden Personen werden getrennt einvernommen.

2 Die Verwaltungseinheit kann Personen, einschliesslich solcher, die ein Aussagever-
weigerungsrecht haben, einander gegeniiberstellen.

3 Sie kann einvernommene Personen, die nach Abschluss der Einvernahme voraus-
sichtlich weiteren Personen gegeniibergestellt werden miissen, verpflichten, bis zur
Gegeniiberstellung am Ort der Verfahrenshandlung zu bleiben.

4 Sie kann eine Person voriibergehend von der Verhandlung ausschliessen, wenn:
a. eine Interessenkollision besteht; oder

b.  diese Person im Verfahren noch als Zeugin, Zeuge, Auskunftsperson oder
sachverstdndige Person einzuvernehmen ist.

2. Abschnitt: Schutzmassnahmen

Art. 116 Im Allgemeinen

! Besteht Grund zur Annahme, eine Zeugin oder ein Zeuge, eine Auskunftsperson,
eine beschuldigte Person, eine sachverstindige Person oder Ubersetzerin oder ein
Ubersetzer konnte durch die Mitwirkung im Verfahren sich oder eine Person, die mit
ihr oder ihm in einem Verhiltnis nach Artikel 130 steht, einer erheblichen Gefahr fiir
Leib und Leben oder einem andren schweren Nachteil aussetzen, so trifft die Verwal-
tungseinheit auf Gesuch hin oder von Amtes wegen die geeigneten Schutzmassnah-
men.

2 Die Verwaltungseinheit kann dazu die Verfahrensrechte der Parteien angemessen
beschrinken, namentlich indem sie:

a. die Anonymitdt zusichert;

b. Einvernahmen unter Ausschluss der Parteien oder der Offentlichkeit durch-
flihrt;

c. die Personalien unter Ausschluss der Parteien oder der Offentlichkeit fest-
stellt;

d. Aussehen oder Stimme der zu schiitzenden Person verdndert oder diese ab-
schirmt;

e. die Akteneinsicht einschréinkt.

3 Die Verwaltungseinheit kann der zu schiitzenden Person gestatten, sich von einem
Rechtsbeistand oder von einer Vertrauensperson begleiten zu lassen.
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4 Wird eine Person unter 18 Jahren als Zeugin, Zeuge oder Auskunftsperson einver-
nommen, so kann die Verwaltungseinheit anordnen, dass die erste Einvernahme des
Kindes so rasch als moglich stattzufinden hat. Ist erkennbar, dass die Einvernahme
oder die Gegeniiberstellung fiir das Kind zu einer schweren psychischen Belastung
fithren konnte, so gelten die folgenden Regeln:

a. Eine Gegeniiberstellung mit der beschuldigten Person darf nur angeordnet
werden, wenn das Kind die Gegeniiberstellung ausdriicklich verlangt oder
der Anspruch der beschuldigten Person auf rechtliches Gehor auf andere
Weise nicht gewahrleistet werden kann.

b. Das Kind darf wéhrend des ganzen Verfahrens in der Regel nicht mehr als
zweimal einvernommen werden.

c. Eine zweite Einvernahme findet nur statt, wenn die Parteien bei der ersten
Einvernahme ihre Rechte nicht ausiiben konnten oder dies im Interesse der
Ermittlungen oder des Kindes unumgénglich ist. Soweit moglich erfolgt die
Befragung durch die gleiche Person, welche die erste Einvernahme durch-
gefiihrt hat.

d. Einvernahmen werden im Beisein einer Spezialistin oder eines Spezialisten
von einer zu diesem Zweck ausgebildeten Ermittlungsbeamtin oder einem
entsprechenden Ermittlungsbeamten durchgefiihrt. Findet keine Gegen-
iberstellung statt, so werden die Einvernahmen mit Bild und Ton aufge-
zeichnet.

Die Parteien iiben ihre Rechte durch die befragende Person aus.

Die befragende Person und die Spezialistin oder der Spezialist halten ihre
besonderen Beobachtungen in einem Bericht fest.

5> Die Verwaltungseinheit sorgt bei allen Schutzmassnahmen fiir die Wahrung des
rechtlichen Gehors der Parteien, insbesondere der Verteidigungsrechte der beschul-
digten Person.

¢ Wurde der zu schiitzenden Person die Wahrung ihrer Anonymitit zugesichert, so
trifft die Verwaltungseinheit die geeigneten Massnahmen, um Verwechslungen oder
Vertauschungen zu verhindern.

Art. 117 Zusicherung der Anonymitét

! Die Verwaltungseinheit kann der zu schiitzenden Person die Wahrung ihrer Anony-
mitét zusichern.

2 Die Verwaltungseinheit unterbreitet die von ihr gemachte Zusicherung innert dreis-
sig Tagen dem Zwangsmassnahmengericht zur Genehmigung; dabei hat sie simtliche
zur Beurteilung der Rechtmissigkeit erforderlichen Einzelheiten genau anzugeben.

3 Verweigert das Zwangsmassnahmengericht die Genehmigung, so diirfen die unter
Zusicherung der Anonymitét bereits erhobenen Beweise nicht verwertet werden.

4 Eine genehmigte oder erteilte Zusicherung der Anonymitét bindet sémtliche mit dem
Fall betraute Straf- und Verwaltungsstrafbehorden.

5 Die schiitzende Person kann jederzeit auf die Wahrung der Anonymitit verzichten.
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% Die Verwaltungseinheit und die Verfahrensleitung des Gerichts im Sinn von Artikel
61 StPO!8 widerrufen die Zusicherung, wenn das Schutzbediirfnis offensichtlich da-
hingefallen ist.

Art. 118 Massnahmen zum Schutz verdeckter Ermittler und Ermittlerinnen

1'Verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler, denen die Wahrung der Anonymitit zuge-
sichert worden ist, haben Anspruch darauf, dass:

a. ihre wahre Identitdt wahrend des ganzen Verfahrens und nach dessen Ab-
schluss gegeniiber jedermann geheim gehalten wird, ausser gegeniiber den
Mitgliedern der mit dem Fall befassten Gerichte;

b. keine Angaben iiber ihre wahre Identitét in die Verfahrensakten aufgenom-
men werden.

2 Die Verwaltungseinheit trifft die notwendigen Schutzmassnahmen.

Art. 119 Massnahmen zum Schutz von Personen mit einer psychischen
Storung

! Einvernahmen von Personen mit einer psychischen Storung werden auf das Notwen-
digste beschrénkt; mehrfache Befragungen werden vermieden.

2 Die Verwaltungseinheit kann spezialisierte Verwaltungsstrafverfolgungs- oder So-
zialbehdrden mit der Einvernahme beauftragen oder zur Einvernahme Familienange-
horige, andere Vertrauenspersonen oder Sachverstindige beiziehen.

Art. 120 Massnahmen zum Schutz von Personen ausserhalb des Verfahrens

Der Bund kann Massnahmen zum Schutz von Personen ausserhalb eines Verfahrens
vorsehen.

3. Abschnitt: Beschuldigte Person

Art. 121

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden konnen die beschuldigte Person auf allen
Stufen des Verwaltungsstrafverfahrens zu den ihr vorgeworfenen Straftaten einver-
nehmen.

2 Sie geben ihr dabei Gelegenheit, sich zu diesen Straftaten umfassend zu dussern.

3 Die Polizei oder die mit der Untersuchung betraute Person weist die beschuldigte
Person zu Beginn der ersten Einvernahme in einer ihr verstédndlichen Sprache darauf
hin, dass:

a. gegen sie ein Verwaltungsstrafverfahren eingeleitet worden ist und welche
Straftaten Gegenstand des Verfahrens bilden;

18 SR 312.0
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b. sie die Aussage und die Mitwirkung verweigern kann;

c. sie berechtigt ist, eine Verteidigung zu bestellen oder gegebenenfalls eine
amtliche Verteidigung zu beantragen;

d. sie eine Ubersetzerin oder einen Ubersetzer verlangen kann.
4 Einvernahmen ohne die Hinweise nach Absatz 3 sind nicht verwertbar.
5 Weigert sich die beschuldigte Person auszusagen, so ist das aktenkundig zu machen.

6 Die beschuldigte Person hat ab Beginn der ersten Einvernahme das Recht, dass ihre
Verteidigung anwesend sein und Fragen stellen kann.

4. Abschnitt: Auskunftspersonen

Art. 122 Begriff
Als Auskunftsperson wird einvernommen, wer:
a. zur Zeit der Einvernahme das 15. Altersjahr noch nicht zuriickgelegt hat;

b. wegen eingeschrinkter Urteilsfahigkeit nicht in der Lage ist, den Gegenstand
der Einvernahme zu erfassen,;

c. ohne selber beschuldigt zu sein, als Téterin, Téater, Teilnehmerin oder Teil-
nehmer der abzukldrenden Straftat oder einer anderen damit zusammenhén-
genden Straftat nicht ausgeschlossen werden kann;

d. als mitbeschuldigte Person zu einer ihr nicht selber zur Last gelegten Straftat
zu befragen ist;

e. ineinem anderen Verfahren wegen einer Tat, die mit der abzuklarenden Straf-
tat in Zusammenhang steht, beschuldigt ist;

f.  ineinem gegen ein Unternehmen gerichteten Verwaltungsstrafverfahren oder
einem Verfahren gemdss Artikel 7 als Vertreterin oder Vertreter des Unter-
nehmens bezeichnet worden ist oder bezeichnet werden konnte, sowie ihre
oder seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.

Art. 123 Stellung

Die Auskunftspersonen nach Artikel 122 sind nicht zur Aussage verpflichtet; fiir sie
gelten sinngemiss die Bestimmungen iiber die Einvernahme der beschuldigten Per-
son.

Art. 124 Einvernahme

1 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden machen die Auskunftspersonen zu Be-
ginn der Einvernahme auf ihre Aussagepflicht oder ihre Aussage- oder Zeugnisver-
weigerungsrechte aufmerksam.

39/154



Verwaltungsstrafrecht

2 Sie weisen Auskunftspersonen, die sich bereit erkldren auszusagen, auf die mogli-
chen Straffolgen einer falschen Anschuldigung, einer Irrefiihrung der Rechtspflege
und einer Begiinstigung hin.

5. Abschnitt: Zeuginnen und Zeugen

Art. 125 Begriff

Zeugin oder Zeuge ist eine an der Begehung einer Straftat nicht beteiligte Person, die
der Aufklirung dienende Aussagen machen kann und nicht Auskunftsperson ist.

Art. 126 Zeugnisfahigkeit und Zeugnispflicht

1 Zeugnisfahig ist eine Person, die &lter als fiinfzehn Jahre und hinsichtlich des Ge-
genstands der Einvernahme urteilsfahig ist.

2 Jede zeugnisfiahige Person ist zum wahrheitsgemaéssen Zeugnis verpflichtet; vorbe-
halten bleiben die Zeugnisverweigerungsrechte.

Art. 127 Abkldrungen tiber die Zeugin oder den Zeugen

1 Das Vorleben und die personlichen Verhéltnisse einer Zeugin oder eines Zeugen
werden nur abgeklart, soweit dies zur Priifung ihrer Glaubwiirdigkeit erforderlich ist.

2 Bestehen Zweifel an der Urteilsfdhigkeit oder liegen Anhaltspunkte fiir psychische
Stdrungen vor, so kann die Verwaltungseinheit eine ambulante Begutachtung der Zeu-
gin oder des Zeugen anordnen, wenn die Bedeutung des Verwaltungsstrafverfahrens
und des Zeugnisses dies rechtfertigt.

Art. 128 Schweigegebot fiir die Zeugin oder den Zeugen

1 Die einvernehmende Behorde kann eine Zeugin oder einen Zeugen unter Hinweis
auf die Strafdrohung von Artikel 292 StGB! verpflichten, iiber die beabsichtigte oder
die erfolgte Einvernahme und deren Gegenstand Stillschweigen zu bewahren.

2 Die Verpflichtung wird befristet.

3 Die Anordnung kann mit der Vorladung der Zeugin oder des Zeugen verbunden
werden.

Art. 129 Entschiadigung

Die Zeugin oder der Zeuge hat Anspruch auf eine angemessene Entschiddigung fiir
Erwerbsausfall und Spesen.

Art. 130 Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund personlicher Beziehungen

1 Das Zeugnis konnen verweigern:
19 SR 311.0
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a. die Ehegattin oder der Ehegatte der beschuldigten Person oder wer mit dieser
eine faktische Lebensgemeinschaft fiihrt;

b. wer mit der beschuldigten Person gemeinsame Kinder hat;

c. diein gerader Linie Verwandten oder Verschwigerten der beschuldigten Per-
son;

d. die Geschwister und Stiefgeschwister der beschuldigten Person sowie die
Ehegattin oder der Ehegatte eines Geschwisters oder Stiefgeschwisters;

e die Geschwister und Stiefgeschwister der durch Ehe mit der beschuldigten
Person verbundenen Person, sowie die Ehegattin oder der Ehegatte eines Ge-
schwisters oder Stiefgeschwisters;

f.  die Pflegeeltern, die Pflegekinder und die Pflegegeschwister der beschuldig-
ten Person;

g. die fur die beschuldigte Person zur Vormundschaft oder zur Beistandschaft
eingesetzte Person.

2 Das Zeugnisverweigerungsrecht nach Absatz 1 Buchstaben a und f besteht fort,
wenn die Ehe aufgeldst wird oder wenn bei einer Familienpflege das Pflegeverhiltnis
nicht mehr besteht.

3 Die eingetragene Partnerschaft ist der Ehe gleichgestellt.

Art. 131 Zeugnisverweigerungsrecht zum eigenen Schutz oder zum Schutz
nahestehender Personen

1 Eine Person kann das Zeugnis verweigern, wenn sie sich mit ihrer Aussage selbst
derart belasten wiirde, dass sie:

a. strafrechtlich verantwortlich gemacht werden kénnte;

b. zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden konnte, und wenn das Schutz-
interesse das Strafverfolgungsinteresse iiberwiegt.

2 Das Zeugnisverweigerungsrecht besteht auch dann, wenn die Person mit ihrer Aus-
sage eine ihr im Sinne von Artikel 130 nahestehende Person belasten wiirde.

3 Eine Person kann das Zeugnis verweigern, wenn ihr oder einer ihr im Sinne von
Artikel 130 nahestehenden Person durch ihre Aussage eine erhebliche Gefahr fiir Leib
und Leben oder ein anderer schwerer Nachteil droht, welcher mit Schutzmassnahmen
nicht abgewendet werden kann.

Art. 132 Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund eines Amtsgeheimnisses

1 Beamtinnen und Beamte im Sinne von Artikel 110 Absatz 3 StGB20 und ihre Hilfs-
personen sowie Mitglieder von Behorden und ihre Hilfspersonen kénnen das Zeugnis
tiber Geheimnisse verweigern, die ihnen in ihrer amtlichen Eigenschaft anvertraut
worden sind oder die sie bei der Ausiibung ihres Amtes oder ihrer Hilfstétigkeit wahr-
genommen haben.

20 SR 311.0
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2 Sie haben auszusagen, wenn sie:
a. einer Anzeigepflicht unterliegen; oder

b.  von ihrer vorgesetzten Behorde zur Aussage schriftlich erméichtigt worden
sind.

3 Die vorgesetzte Behorde erteilt die Ermédchtigung zur Aussage, wenn das Interesse
an der Wahrheitsfindung das Geheimhaltungsinteresse iiberwiegt.

Art. 133 Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund eines Berufsgeheimnisses

I Geistliche, Rechtsanwiltinnen und Rechtsanwilte, Verteidigerinnen und Verteidi-
ger, Notarinnen und Notare, Patentanwiltinnen und Patentanwilte, Arztinnen und
Arzte, Zahnirztinnen und Zahnérzte, Chiropraktorinnen und Chiropraktoren, Apothe-
kerinnen und Apotheker, Psychologinnen und Psychologen sowie ihre Hilfspersonen
konnen das Zeugnis iiber Geheimnisse verweigern, die ihnen aufgrund ihres Berufs
anvertraut worden sind oder die sie in dessen Ausiibung wahrgenommen haben.

2 Sie haben auszusagen, wenn sie:
a. einer Anzeigepflicht unterliegen; oder

b. nach Artikel 321 Ziffer 2 StGB2! von der Geheimnisherrin, dem Geheimnis-
herrn oder schriftlich von der zustindigen Stelle von der Geheimnispflicht
entbunden worden sind.

3 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde beachtet das Berufsgeheimnis auch bei
Entbindung von der Geheimnispflicht, wenn die Geheimnistrigerin oder der Geheim-
nistrager glaubhaft macht, dass das Geheimhaltungsinteresse der Geheimnisherrin
oder des Geheimnisherrn das Interesse an der Wahrheitsfindung {iberwiegt.

4 Das Anwaltsgesetz vom 23. Juni 200022 bleibt vorbehalten.

Art. 134 Quellenschutz der Medienschaffenden

Personen, die sich beruflich mit der Ver6ffentlichung von Informationen im redakti-
onellen Teil eines periodisch erscheinenden Mediums befassen, sowie ihre Hilfsper-
sonen konnen das Zeugnis liber die Identitit der Autorin oder des Autors oder iiber
Inhalt und Quellen ihrer Informationen verweigern.

Art. 135 Zeugnisverweigerungsrecht bei weiteren Geheimhaltungspflichten

1 ' Wer nach einer der folgenden Bestimmungen Berufsgeheimnisse wahren muss, hat
nur auszusagen, wenn das Interesse an der Wahrheitsfindung das Geheimhaltungsin-
teresse liberwiegt:

a.  Art. 321bis StGB23;

21 SR 311.0
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b. Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 9. Oktober 198124 iiber die Schwanger-
schaftsberatungsstellen;

c. Artikel 11 des Opferhilfegesetzes vom 23. Mérz 200725;
d. Artikel 3¢ Absatz 4 des Betdubungsmittelgesetzes vom 3. Oktober 195126;

Artikel 16 Buchstabe f des Gesundheitsberufegesetzes vom 30. September
201627

2 Trégerinnen und Trager anderer gesetzlich geschiitzter Geheimnisse sind zur Aus-
sage verpflichtet. Die Verwaltungseinheit kann sie von der Zeugnispflicht befreien,
wenn sie glaubhaft machen konnen, dass das Geheimhaltungsinteresse das Interesse
an der Wahrheitsfindung iiberwiegt.

Art. 136 Entscheid iiber die Zulédssigkeit der Zeugnisverweigerung
I Uber die Zulissigkeit der Zeugnisverweigerung entscheidet die Verwaltungseinheit.

2 Die Zeugin oder der Zeuge kann sofort nach der Er6ffnung des Entscheids die Be-
urteilung durch die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts verlangen.

3 Bis zum Entscheid der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts hat die Zeugin
oder der Zeuge ein Zeugnisverweigerungsrecht.

Art. 137 Ausiibung des Zeugnisverweigerungsrechts

1 Die Zeugin oder der Zeuge kann sich jederzeit auf sein Zeugnisverweigerungsrecht
berufen oder den Verzicht darauf widerrufen.

2 Aussagen, die eine Zeugin oder ein Zeuge nach Belehrung iiber das Zeugnisverwei-
gerungsrecht gemacht hat, konnen auch dann als Beweis verwertet werden, wenn sich
die Zeugin oder der Zeuge zu einem spiteren Zeitpunkt auf das Zeugnisverweige-
rungsrecht beruft oder den Verzicht auf das Zeugnisverweigerungsrecht widerruft.

Art. 138 Unberechtigte Zeugnisverweigerung

1 Wer das Zeugnis verweigert, ohne dazu berechtigt zu sein, kann mit Ordnungsbusse
bestraft und zur Tragung der Kosten und Entschddigungen verpflichtet werden, die
durch die Verweigerung verursacht worden sind.

2 Beharrt die zum Zeugnis verpflichtete Person auf ihrer Weigerung, so wird sie unter
Hinweis auf Artikel 292 StGB28 nochmals zur Aussage aufgefordert. Bei erneuter
Verweigerung wird sie bei der zustdndigen Strafverfolgungsbehorde angezeigt.
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Art. 139 Einvernahme

1 Die einvernehmende Behorde macht die Zeugin oder den Zeugen zu Beginn jeder
Einvernahme auf die Zeugnis- und die Wahrheitspflichten und auf die Strafbarkeit
eines falschen Zeugnisses nach Artikel 307 StGB29 aufmerksam. Unterbleibt die Be-
lehrung, so ist die Einvernahme ungiiltig.

2 Die einvernechmende Behorde befragt die Zeugin oder den Zeugen zu Beginn der
ersten Einvernahme iiber ihre Beziehungen zu den Parteien sowie zu weiteren Um-
stdnden, die flir ihre Glaubwiirdigkeit von Bedeutung sein konnen.

3 Sie macht sie auf ihre Zeugnisverweigerungsrechte aufmerksam, sobald sie auf-
grund der Befragung und der Akten solche Rechte erkennt. Unterbleibt der Hinweis
und beruft sich die Zeugin oder der Zeuge nachtrdglich auf das Zeugnisverweige-
rungsrecht, so ist die Einvernahme nicht verwertbar.

6. Abschnitt: Sachverstindige

Art. 140 Voraussetzungen fiir den Beizug einer sachverstindigen Person

Die Verwaltungseinheit zieht eine oder mehrere sachverstindige Personen bei, wenn
sie nicht liber die besonderen Kenntnisse und Féhigkeiten verfiigt, die zur Feststellung
oder Beurteilung eines Sachverhalts erforderlich sind.

Art. 141 Anforderungen an die sachverstindige Person

I Als Sachverstdndige konnen natiirliche Personen ernannt werden, die auf dem be-
treffenden Fachgebiet die erforderlichen besonderen Kenntnisse und Fahigkeiten be-
sitzen.

2 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden konnen fiir bestimmte Gebiete dauernd
bestellte oder amtliche Sachversténdige vorsehen.

3 Fiir Sachverstindige gelten die Ausstandsgriinde nach Artikel 50.

Art. 142 Ernennung und Auftrag
1 Die Verwaltungseinheit ernennt die sachverstandige Person.
2 Sie erteilt ihr einen schriftlichen Auftrag; dieser enthilt:

a. die Bezeichnung der sachverstindigen Person;

b. allenfalls den Vermerk, dass die sachverstdndige Person fiir die Ausarbeitung
des Gutachtens weitere Personen unter ihrer Verantwortung einsetzen kann;

c. die prézis formulierten Fragen;

d. die Frist zur Erstattung des Gutachtens;
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e. den Hinweis auf die Geheimhaltungspflicht der sachverstindigen Person und
ihrer allfélligen Hilfspersonen;

f.  den Hinweis auf die Straffolgen eines falschen Gutachtens nach Artikel 307
StGB?30.

3 Die Verwaltungseinheit gibt den Parteien vorgingig Gelegenheit, sich zur sachver-
stindigen Person und zu den Fragen zu dussern und dazu eigene Antréige zu stellen.
Sie kann bei Laboruntersuchungen davon absehen, namentlich wenn es um die Be-
stimmung des Reinheitsgrads von Stoffen oder die Erstellung eines DNA-Profils geht.

4 Sie iibergibt der sachverstindigen Person zusammen mit dem Auftrag die zur Erstel-
lung des Gutachtens notwendigen Akten und Gegensténde.

5 Sie kann einen Auftrag jederzeit widerrufen und neue Sachverstindige ernennen,
wenn es im Interesse der Strafsache liegt.

6 Sie kann vor der Erteilung des Auftrags einen Kostenvoranschlag verlangen.

Art. 143 Ausarbeitung des Gutachtens
1 Die sachverstdndige Person ist fiir das Gutachten personlich verantwortlich.

2 Die Verwaltungseinheit kann die sachverstédndige Person zu Verfahrenshandlungen
beiziehen und sie ermédchtigen, den einzuvernehmenden Personen Fragen zu stellen.

3 Halt die sachverstindige Person Ergénzungen der Akten fiir notwendig, so stellt sie
der Verwaltungseinheit einen entsprechenden Antrag.

4 Die sachverstiandige Person kann einfache Erhebungen, die mit dem Auftrag in en-
gem Zusammenhang stehen, selber vornehmen und zu diesem Zweck Personen auf-
bieten. Diese haben dem Aufgebot Folge zu leisten. Weigern sie sich, so kénnen sie
polizeilich vorgefiihrt werden.

5 Bei Erhebungen durch die sachverstéindige Person kdnnen die beschuldigte Person
und, im Umfang ihres Verweigerungsrechts, Personen, die zur Aussage- oder Zeug-
nisverweigerung berechtigt sind, die Mitwirkung oder Aussage verweigern. Die sach-
verstidndige Person weist die betroffenen Personen zu Beginn der Erhebungen auf die-
ses Recht hin.

Art. 144 Form des Gutachtens

1 Die sachverstandige Person erstattet das Gutachten schriftlich. Waren an der Ausar-
beitung weitere Personen beteiligt, so sind ihre Namen und die Funktion, die sie bei
der Erstellung des Gutachtens hatten, zu nennen.

2 Die Verwaltungseinheit kann anordnen, dass das Gutachten miindlich erstattet oder
dass ein schriftlich erstattetes Gutachten miindlich erléutert oder ergénzt wird; in die-
sem Falle sind die Vorschriften iiber die Zeugeneinvernahme anwendbar.
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Art. 145 Stellungnahme der Parteien

Die Verwaltungseinheit bringt den Parteien das schriftlich erstattete Gutachten zur
Kenntnis und setzt ihnen eine Frist zur Stellungnahme.

Art. 146 Erginzung und Verbesserung des Gutachtens

Die Verwaltungseinheit 14sst das Gutachten von Amtes wegen oder auf Antrag einer
Partei durch die gleiche sachverstindige Person ergidnzen oder verbessern oder be-
stimmt weitere Sachverstdndige, wenn:

a. das Gutachten unvollstdndig oder unklar ist;

b. mehrere Sachverstdndige in ihren Ergebnissen erheblich voneinander abwei-
chen; oder

c. Zweifel an der Richtigkeit des Gutachtens bestehen.

Art. 147 Entschadigung

Die sachverstindige Person hat Anspruch auf eine angemessene Entschidigung.

Art. 148 Pflichtversdumnis

Kommt eine sachverstéindige Person ihren Pflichten nicht oder nicht rechtzeitig nach,
so kann die Verwaltungseinheit:

a. sie mit einer Ordnungsbusse bestrafen;

b. den Auftrag ohne Entschddigung fiir die bisherigen Bemiihungen widerrufen.

4. Kapitel: Augenschein

Art. 149

I Die Verwaltungseinheit ordnet einen Augenschein an, wenn dies zur Aufklarung des
Sachverhalts beitragen kann. Die Parteien und ihre Rechtsbeistinde haben Anspruch
darauf, dem Augenschein beizuwohnen.

2 Jede Person hat den Augenschein zu dulden und den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern den erforderlichen Zutritt zu gewéhren.

3 Miissen Hauser, Wohnungen oder andere nicht allgemein zugéngliche Raume betre-
ten werden, so beachtet die Verwaltungseinheit die fiir die Hausdurchsuchung gelten-
den Vorschriften.

4 Augenscheine werden mittels Bild- oder Tonaufnahmen, Pldnen, Zeichnungen oder
Beschreibungen oder in anderer Weise aktenkundig gemacht.

5 Die Verwaltungseinheit kann anordnen, dass:

a. andere Verfahrenshandlungen an den Ort des Augenscheins verlegt werden;
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b. der Augenschein mit einer Rekonstruktion der Tat oder einer Konfrontation
verbunden wird; in diesem Fall sind die beschuldigte Person, die Zeuginnen,
Zeugen und die Auskunftspersonen verpflichtet, daran teilzunehmen; ihre
Aussageverweigerungsrechte bleiben vorbehalten.

5. Kapitel: Einholen von Berichten und Auskiinften

Art. 150

1 Die Verwaltungsstrafbehorden holen amtliche Berichte und Arztzeugnisse iiber
Vorginge ein, die im Verwaltungsstrafverfahren bedeutsam sein kénnen.

2 Zur Abklarung der personlichen Verhéltnisse der beschuldigten Person holt die Ver-
waltungseinheit Auskiinfte iber Vorstrafen und den Leumund sowie weitere sach-
dienliche Berichte von Amtsstellen und Privaten ein.

6. Titel: Sitzungspolizeiliche Massnahmen

Art. 151

1 Die Verwaltungseinheit sorgt fiir Sicherheit, Ruhe und Ordnung wéhrend der Ver-
handlungen.

2 Sie kann Personen, die den Geschéftsgang storen oder Anstandsregeln verletzen,
verwarnen. Im Wiederholungsfalle kann sie oder er ihnen das Wort entziehen, sie aus
dem Verhandlungsraum weisen und ndtigenfalls bis zum Schluss der Verhandlung in
polizeilichen Gewahrsam setzen lassen. Sie kann den Verhandlungsraum rdumen las-
sen.

3 Sie kann die Unterstiitzung der am Orte der Verfahrenshandlung zusténdigen Polizei
verlangen.

4 Wird eine Partei ausgeschlossen, so wird die Verfahrenshandlung gleichwohl fort-
gesetzt.

7. Titel: Disziplinarmassnahmen

Art. 152

1 Die Verwaltungseinheit kann Personen, die den Geschiftsgang stéren, den Anstand
verletzen oder verfahrensleitende Anordnungen missachten, mit Ordnungsbusse bis
zu 1000 Franken bestrafen.

2 Ordnungsbussen der Verwaltungseinheit konnen innert zehn Tagen bei der Be-
schwerdekammer des Bundesstrafgerichts angefochten werden. Diese entscheidet
endgiiltig.
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8. Titel: Zwangsmassnahmen
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

Art. 153 Begriff

Zwangsmassnahmen sind Verfahrenshandlungen der Verwaltungsstrafverfolgungs-
behorden, die in Grundrechte der Betroffenen eingreifen und die dazu dienen:

a. Beweise zu sichern;
b. die Anwesenheit von Personen im Verfahren sicherzustellen;

c. die Vollstreckung des Endentscheids zu gewahrleisten.

Art. 154 Grundsitze

1 Zwangsmassnahmen konnen nur ergriffen werden, wenn:
a. sie gesetzlich vorgesehen sind,
b. ein hinreichender Tatverdacht vorliegt;

c. die damit angestrebten Ziele nicht durch mildere Massnahmen erreicht wer-
den konnen,;

d. die Bedeutung der Straftat die Zwangsmassnahme rechtfertigt.

2 Zwangsmassnahmen, die in die Grundrechte nicht beschuldigter Personen eingrei-
fen, sind besonders zuriickhaltend einzusetzen.

3 Im Falle einer Ordnungswidrigkeit sind Zwangsmassnahmen nicht zuldssig.

Art. 155 Zustandigkeit
1 Zwangsmassnahmen konnen anordnen:
a.  Verwaltungseinheit;
b. die Polizei in den gesetzlich vorgesehenen Féllen.

2 Bund und Kantone kénnen die Befugnis der Polizei, Zwangsmassnahmen anzuord-
nen und durchzufiihren, Polizeiangehdrigen mit einem bestimmten Grad oder einer
bestimmten Funktion vorbehalten.

Art. 156 Er6ffnung der Anordnung

Ist eine Zwangsmassnahme schriftlich anzuordnen und ist sie nicht geheim zu halten,
so wird den direkt betroffenen Personen gegen Empfangsbestitigung eine Kopie des
Befehls und eines allfilligen Vollzugsprotokolls iibergeben.

Art. 157 Gewaltanwendung

Zur Durchsetzung von Zwangsmassnahmen darf als dusserstes Mittel Gewalt ange-
wendet werden; diese muss verhéltnisméssig sein.
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2. Kapitel: Vorladung, Vorfiihrung und Fahndung
1. Abschnitt: Vorladung

Art. 158 Form und Inhalt
1 Die Vorladungen der Verwaltungseinheit ergehen schriftlich.
2 Sie enthalten:

a. die Bezeichnung der vorladenden Behorde und der Personen, welche die Ver-
fahrenshandlung vornehmen werden;

b. die Bezeichnung der vorgeladenen Person und der Eigenschaft, in der sie an
der Verfahrenshandlung teilnehmen soll;

c. den Grund der Vorladung, sofern der Untersuchungszweck diesen Hinweis
nicht verbietet;

d.  Ort, Datum und Zeit des Erscheinens;
e. die Aufforderung, personlich zu erscheinen;
f.  den Hinweis auf die Rechtsfolgen des unentschuldigten Fernbleibens;
g. das Datum der Ausstellung der Vorladung;
h.  die Unterschrift der vorladenden Person.
Art. 159 Frist

1 Vorladungen werden mindestens drei Tage vor der Verfahrenshandlung zugestellt.

2 Offentliche Vorladungen werden mindestens einen Monat vor der Verfahrenshand-
lung publiziert.

3 Bei der Festlegung des Zeitpunkts wird auf die Abkémmlichkeit der vorzuladenden
Personen angemessen Riicksicht genommen.

Art. 160 Ausnahmen

1 Eine Vorladung kann in anderer als der vorgeschriebenen Form und mit abgekiirzten
Fristen ergehen:

a.  in dringenden Féllen; oder
b. mit dem Einverstidndnis der vorzuladenden Person.

2 Wer sich am Orte der Verfahrenshandlung oder in Haft befindet, kann sofort und
ohne Vorladung einvernommen werden.

Art. 161 Freies Geleit

1 Sind Personen vorzuladen, die sich im Ausland befinden, so kann ihnen die Verwal-
tungseinheit freies Geleit zusichern.
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2 Personen, denen freies Geleit zugesichert wurde, kénnen in der Schweiz wegen
Handlungen oder Verurteilungen aus der Zeit vor ihrer Abreise nicht verhaftet oder
anderen freiheitsbeschrinkenden Massnahmen unterworfen werden.

3 Das freie Geleit kann an Bedingungen gekniipft werden. In diesem Fall sind die be-
troffenen Personen darauf aufmerksam zu machen, dass das freie Geleit erlischt, wenn
sie die daran gekniipften Bedingungen missachten.

Art. 162 Erscheinungspflicht, Verhinderung und Saumnis

1 Wer von der Verwaltungseinheit vorgeladen wird, hat der Vorladung Folge zu leis-
ten.

2 Wer verhindert ist, einer Vorladung Folge zu leisten, hat dies der vorladenden Be-
horde unverziiglich mitzuteilen; er oder sie hat die Verhinderung zu begriinden und
soweit moglich zu belegen.

3 Eine Vorladung kann aus wichtigen Griinden widerrufen werden. Der Widerruf wird
erst dann wirksam, wenn er der vorgeladenen Person mitgeteilt worden ist.

4 Wer einer Vorladung der Verwaltungseinheit unentschuldigt nicht oder zu spit
Folge leistet, kann mit einer von dieser verhdngten Ordnungsbusse bis zu 1000 Fran-
ken bestraft und tiberdies polizeilich vorgefiihrt werden. Gegen die Ordnungsbusse
kann innert zehn Tagen bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts Be-
schwerde erhoben werden. Diese entscheidet endgiiltig.

5 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen iiber das Abwesenheitsverfahren.

2. Abschnitt: Polizeiliche Vorfiihrung

Art. 163 Voraussetzungen und Zustdndigkeit
1 Eine Person kann polizeilich vorgefiihrt werden, wenn:
a. sie einer Vorladung nicht Folge geleistet hat;

b. aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, sie werde einer Vorladung
nicht Folge leisten;

c. bei Verfahren wegen Verbrechen oder Vergehen ihr sofortiges Erscheinen im
Interesse des Verfahrens unerlésslich ist;

d. sie eines Verbrechens oder Vergehens dringend verdichtigt wird und Haft-
griinde zu vermuten sind.

2 Die Vorfithrung wird von der Verwaltungseinheit angeordnet.

Art. 164 Form der Anordnung

1 Die Vorfiihrung wird in einem schriftlichen Befehl angeordnet. In dringenden Féllen
kann sie miindlich angeordnet werden; sie ist aber nachtréglich schriftlich zu bestiti-
gen.
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2 Der Befehl enthilt die gleichen Angaben wie eine Vorladung und zudem die aus-
driickliche Erméchtigung der Polizei, zum Vollzug wenn nétig Gewalt anzuwenden
sowie Hauser, Wohnungen und andere nicht allgemein zugéngliche Rdume zu betre-
ten.

Art. 165 Vorgehen

1 Die Polizei fiihrt den Vorfiihrungsbefehl unter grosstmoglicher Schonung der be-
troffenen Personen aus.

2 Sie weist der vorzufithrenden Person den Vorfiihrungsbefehl vor und fiihrt sie un-
verziiglich oder zu der im Vorfithrungsbefehl genannten Zeit der Verwaltungseinheit
zu.

3 Die Verwaltungseinheit informiert die vorgefiihrte Person unverziiglich und in einer
ihr versténdlichen Sprache iiber den Grund der Vorfithrung, nimmt die Verfahrens-
handlung vor und entlésst sie danach unverziiglich, es sei denn, sie beantrage die An-
ordnung der Unteruntersuchungshaft.

3. Abschnitt: Fahndung

Art. 166

1 Die Verwaltungseinheit kann Personen, deren Aufenthalt unbekannt und deren An-
wesenheit im Verfahren erforderlich ist, zur Ermittlung des Aufenthaltsorts ausschrei-
ben.

2 Eine beschuldigte Person kann zur Verhaftung und Zufithrung ausgeschrieben wer-
den, wenn sie eines Verbrechens oder Vergehens dringend verdachtigt wird und Haft-
griinde zu vermuten sind (Haftbefehl).

3 Ordnet die Verwaltungseinheit nichts anderes an, so ist fiir die Durchfithrung der
Ausschreibung die Polizei zustédndig.

4 Die Absitze 1 und 3 gelten sinngemadss fiir die Fahndung nach Gegenstinden und
Vermogenswerten.

3. Kapitel: Beschlagnahme

Art. 167 Grundsatz

1 Gegenstdnde und Vermogenswerte einer beschuldigten Person oder einer Drittper-
son koénnen beschlagnahmt werden, wenn die Gegenstinde und Vermdgenswerte vo-
raussichtlich:

a. als Beweismittel gebraucht werden;

b.  zur Sicherstellung von Verfahrenskosten, Geldstrafen und Bussen gebraucht
werden;
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¢, einzuziehen sind;

d.  zur Deckung von Ersatzforderungen des Staats geméss Artikel 71 StGB3! ge-
braucht werden,;

e. zur Sicherung eines gesetzlichen Pfandrechts verwendet werden.

2 Die Beschlagnahme ist mit einem schriftlichen, kurz begriindeten Befehl anzuord-
nen. In dringenden Fillen kann sie miindlich angeordnet werden, ist aber nachtraglich
schriftlich zu bestétigen.

3 Ist Gefahr im Verzug, so konnen die Polizei oder Private Gegensténde und Vermo-
genswerte zuhanden der Verwaltungseinheit vorldufig sicherstellen.

Art. 168 Einschriankungen

1 Nicht beschlagnahmt werden diirfen, ungeachtet des Orts, wo sie sich befinden, und
des Zeitpunkts, in welchem sie geschaffen worden sind:

Unterlagen aus dem Verkehr der beschuldigten Person mit ihrer Verteidigung;

personliche Aufzeichnungen und Korrespondenz der beschuldigten Person,
wenn ihr Interesse am Schutz der Personlichkeit das Strafverfolgungsinteresse
tiberwiegt;

c.  Gegenstinde und Unterlagen aus dem Verkehr der beschuldigten Person mit
Personen, die nach den Artikeln 132—135 Zeugnis verweigern kénnen und im
gleichen Sachzusammenhang nicht selber beschuldigt sind;

d. Gegenstinde und Unterlagen aus dem Verkehr einer anderen Person mit ihrer
Anwiltin oder ihrem Anwalt, sofern die Anwiltin oder der Anwalt nach dem
Anwaltsgesetz vom 23. Juni 2000™ zur Vertretung vor schweizerischen Ge-
richten berechtigt ist und im gleichen Sachzusammenhang nicht selber be-
schuldigt ist.

2 Die Einschriankungen nach Absatz 1 gelten nicht fiir Gegenstinde und Vermdogens-
werte, die zur Einziehung beschlagnahmt werden miissen.

3 Macht die Inhaberin oder der Inhaber geltend, eine Beschlagnahme von Gegenstén-
den und Vermdgenswerten sei nicht zuldssig, so gehen die Verwaltungsstratbehérden
nach den Vorschriften iiber die Siegelung vor.

Art. 169 Herausgabepflicht

1 Die Inhaberin oder der Inhaber ist verpflichtet, Gegenstinde und Vermogenswerte,
die beschlagnahmt werden sollen, herauszugeben.

2 Keine Herausgabepflicht haben:
a. die beschuldigte Person;

b. Personen, die zur Aussage- oder Zeugnisverweigerung berechtigt sind, im
Umfang ihres Verweigerungsrechts;
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c.  Unternehmen, wenn sie sich durch die Herausgabe selbst derart belasten wiir-
den, dass sie:

1. strafrechtlich verantwortlich gemacht werden kénnten, oder

2. zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden konnten, und wenn das
Schutzinteresse das Strafverfolgungsinteresse tiberwiegt.

3 Die Verwaltungseinheit kann die zur Herausgabe verpflichtete Person zur Heraus-
gabe auffordern, ihr eine Frist setzen und sie fiir den Fall der Nichtbeachtung auf die
Strafdrohung von Artikel 292 StGB33 oder die Moglichkeit einer Ordnungsbusse hin-
weisen.

4 Zwangsmassnahmen sind nur zuléssig, wenn die Herausgabe verweigert wurde oder
anzunehmen ist, dass die Aufforderung zur Herausgabe den Zweck der Massnahme
vereiteln wiirde.

Art. 170 Durchfiihrung

1 Die Verwaltungseinheit bestétigt im Beschlagnahmebefehl oder in einer separaten
Quittung den Empfang der beschlagnahmten oder herausgegebenen Gegensténde und
Vermogenswerte.

2 Sie erstellt ein Verzeichnis und bewahrt die Gegenstinde und Vermdgenswerte
sachgemass auf.

3 Werden Liegenschaften beschlagnahmt, so wird eine Grundbuchsperre angeordnet;
diese wird im Grundbuch angemerkt.

4 Die Beschlagnahme einer Forderung wird der Schuldnerin oder dem Schuldner an-
gezeigt, mit dem Hinweis, dass eine Zahlung an die Glaubigerin oder den Glaubiger
die Schuldverpflichtung nicht tilgt.

5 Gegenstinde, die einer schnellen Wertverminderung unterliegen oder einen kost-
spieligen Unterhalt erfordern, sowie Wertpapiere oder andere Werte mit einem Bor-
sen- oder Marktpreis konnen nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
11. April 188934 iiber Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG) sofort verwertet wer-
den. Der Erlos wird mit Beschlag belegt.

6 Der Bundesrat regelt die Anlage beschlagnahmter Vermogenswerte.

Art. 171 Entscheid iiber die beschlagnahmten Gegenstande und
Vermogenswerte

1 Tst der Grund fiir die Beschlagnahme weggefallen, so hebt die Verwaltungseinheit
die Beschlagnahme auf und hindigt die Gegenstéinde oder Vermogenswerte der be-
rechtigten Person aus.

2 Ist die Beschlagnahme eines Gegenstands oder Vermogenswerts nicht vorher aufge-
hoben worden, so ist iiber seine Riickgabe an die berechtigte Person, seine Verwen-
dung zur Kostendeckung oder iiber seine Einziehung im Endentscheid zu befinden.
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3 Erheben mehrere Personen Anspruch auf Gegenstéinde oder Vermdgenswerte, deren
Beschlagnahme aufzuheben ist, so kann das Gericht dariiber entscheiden.

4 Die Verwaltungseinheit kann die Gegensténde oder Vermdgenswerte einer Person
zusprechen und den iibrigen Ansprecherinnen und Ansprechern Frist zur Anhebung
von Zivilklagen setzen.

5 Sind im Zeitpunkt der Authebung der Beschlagnahme die Berechtigten nicht be-
kannt, so schreibt die Verwaltungseinheit die Gegenstéinde oder Vermdgenswerte zur
Anmeldung von Anspriichen 6ffentlich aus. Erhebt innert fiinf Jahren seit der Aus-
schreibung niemand Anspruch, so fallen die beschlagnahmten Gegenstdnde und Ver-
mogenswerte an den Bund.

Art. 172 Beschlagnahme zur Kostendeckung

1 Vom Vermogen der beschuldigten Person kann so viel beschlagnahmt werden, als
voraussichtlich nétig ist zur Deckung:

a. der Verfahrenskosten;
b. der Geldstrafen und Bussen.

2 Die Verwaltungseinheit nimmt bei der Beschlagnahme auf die Einkommens- und
Vermogensverhéltnisse der beschuldigten Person und ihrer Familie Riicksicht.

3 Von der Beschlagnahme ausgenommen sind Vermogenswerte, die nach den Arti-
keln 92-94 SchK G35 nicht pfandbar sind.

4. Kapitel: Durchsuchungen und Untersuchungen
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 173 Anordnung

I Durchsuchungen und Untersuchungen werden in einem schriftlichen Befehl ange-
ordnet. In dringenden Fillen kdnnen sie miindlich angeordnet werden, sind aber nach-
traglich schriftlich zu bestétigen.

2 Der Befehl bezeichnet:

a. die zu durchsuchenden oder zu untersuchenden Personen, Raumlichkeiten,
Gegenstinde oder Aufzeichnungen;

b. den Zweck der Massnahme;
c. die mit der Durchfithrung beauftragten Behdrden oder Personen.

3 Ist Gefahr im Verzug, so kann die Polizei die Untersuchung der nicht einsehbaren
Korperdffnungen und Korperhéhlen anordnen und ohne Befehl Durchsuchungen vor-
nehmen; sie informiert dariiber unverziiglich die zustéindige Verwaltungseinheit.

35 SR 281.1
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4 Die Polizei kann eine angehaltene oder festgenommene Person durchsuchen, na-
mentlich um die Sicherheit von Personen zu gewihrleisten.

Art. 174 Durchfiihrung

I Die durchfithrenden Behorden oder Personen treffen geeignete Sicherheitsvorkeh-
ren, um das Ziel der Massnahme zu erreichen.

2 Sie konnen Personen untersagen, sich wihrend der Durchsuchung oder Untersu-
chung zu entfernen.

Art. 175 Zufallsfunde

1 Zufdllig entdeckte Spuren oder Gegenstinde, die mit der abzukldrenden Straftat
nicht in Zusammenhang stehen, aber auf eine andere Straftat hinweisen, werden si-
chergestellt.

2 Die Gegenstdnde werden mit einem Bericht der Verwaltungseinheit iibermittelt;
diese entscheidet iiber das weitere Vorgehen.

2. Abschnitt: Hausdurchsuchung

Art. 176 Grundsatz

1 Hauser, Wohnungen und andere nicht allgemein zugéngliche Rdume diirfen nur mit
Einwilligung der berechtigten Person durchsucht werden.

2 Die Einwilligung der berechtigten Person ist nicht nétig, wenn zu vermuten ist, dass
in diesen Raumen:

a. gesuchte Personen anwesend sind;

b. Tatspuren oder zu beschlagnahmende Gegenstinde oder Vermdgenswerte
vorhanden sind;

c. Straftaten begangen werden.

Art. 177 Durchfiihrung

1 Die mit der Durchfithrung beauftragten Personen weisen zu Beginn der Massnahme
den Hausdurchsuchungsbefehl vor.

2 Anwesende Inhaberinnen und Inhaber der zu durchsuchenden Raume haben der
Hausdurchsuchung beizuwohnen. Sind sie abwesend, so ist nach Méglichkeit ein voll-
jéhriges Familienmitglied oder eine andere geeignete Person beizuziehen.
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3. Abschnitt: Durchsuchung von Aufzeichnungen

Art. 178 Grundsatz

Schriftstiicke, Ton-, Bild- und andere Aufzeichnungen, Datentrdger sowie Anlagen
zur Verarbeitung und Speicherung von Informationen diirfen durchsucht werden,
wenn zu vermuten ist, dass sich darin Informationen befinden, die der Beschlagnahme
unterliegen.

Art. 179 Durchfiihrung

1 Die Inhaberin oder der Inhaber kann sich vorgéngig zum Inhalt der Aufzeichnungen
dussern.

2 Die Verwaltungseinheit kann zur Priifung des Inhalts der Aufzeichnungen, insbe-
sondere zur Aussonderung von Aufzeichnungen mit geschiitztem Inhalt, sachverstén-
dige Personen beiziehen.

3 Die Inhaberin oder der Inhaber kann der Verwaltungseinheit Kopien von Aufzeich-
nungen und Ausdrucke von gespeicherten Informationen zur Verfiigung stellen, wenn
dies fiir das Verfahren ausreicht.

Art. 180 Siegelung

1 Macht die Inhaberin oder der Inhaber geltend, bestimmte Aufzeichnungen oder Ge-
genstinde diirften aufgrund von Artikel 168 nicht beschlagnahmt werden, so versie-
gelt die Verwaltungseinheit diese. Die Inhaberin oder der Inhaber hat das Begehren
innert drei Tagen seit der Sicherstellung vorzubringen. Wahrend dieser Frist und nach
einer allfdlligen Siegelung darf die Verwaltungseinheit die Aufzeichnungen und Ge-
genstinde weder einsehen noch verwenden.

2 Sobald die Verwaltungseinheit feststellt, dass die Inhaberin oder der Inhaber nicht
mit der an den Aufzeichnungen oder Gegensténden berechtigten Person identisch ist,
gibt sie dieser Gelegenheit, innert drei Tagen die Siegelung zu verlangen.

3 Stellt die Verwaltungseinheit nicht innert zwanzig Tagen ein Entsiegelungsgesuch,
so werden die versiegelten Aufzeichnungen und Gegensténde der Inhaberin oder dem
Inhaber zuriickgegeben.

Art. 181 Zustéandigkeit zur Entsiegelung und Verfahren

1 Stellt die Verwaltungseinheit ein Entsiegelungsgesuch, so ist das Zwangsmassnah-
mengericht fiir den Entscheid zusténdig.

2 Stellt das Gericht nach Eingang des Entsiegelungsgesuchs fest, dass die Inhaberin
oder der Inhaber nicht mit der an den Aufzeichnungen oder Gegenstdnden berechtig-
ten Person identisch ist, so informiert es diese iiber die Siegelung. Es gewédhrt der
berechtigten Person auf Verlangen Akteneinsicht.

3 Das Gericht setzt der berechtigten Person eine nicht erstreckbare Frist von zehn Ta-
gen, innert der sie Einwénde gegen das Entsiegelungsgesuch vorzubringen und sich
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dazu zu dussern hat, in welchem Umfang sie die Siegelung aufrechterhalten will. Still-
schweigen gilt als Riickzug des Siegelungsbegehrens.

4 Ist die Sache spruchreif, so entscheidet das Gericht innert zehn Tagen nach Eingang
der Stellungnahme im schriftlichen Verfahren endgiiltig.

5 Andernfalls setzt es innert dreissig Tagen seit Eingang der Stellungnahme eine nicht
offentliche Verhandlung mit Verwaltungseinheit und der berechtigten Person an. Die
berechtige Person hat die Griinde glaubhaft zu machen, weshalb und in welchem Um-
fang die Aufzeichnungen oder Gegensténde nicht entsiegelt werden diirfen. Das Ge-
richt féllt seinen Entscheid unverziiglich; dieser ist endgiiltig.

6 Das Gericht kann:

a. eine sachverstindige Person beiziehen, um den Inhalt der Aufzeichnungen
und Gegenstinde zu priifen, den Zugang zu diesen zu erhalten oder deren In-
tegritit zu gewdhrleisten;

b. Angehorige der Polizei als sachverstindige Personen bezeichnen, um den Zu-
gang zum Inhalt der Aufzeichnungen und Gegenstédnde zu erhalten oder deren
Integritét zu gewdhrleisten.

7 Bleibt die berechtigte Person der Verhandlung unentschuldigt fern und lésst sie sich
auch nicht vertreten, so gilt das Siegelungsbegehren als zuriickgezogen. Erscheint die
Verwaltungseinheit nicht, so entscheidet das Gericht in deren Abwesenheit.

4. Abschnitt: Durchsuchung von Personen und von Gegenstinden

Art. 182 Grundsatz

Personen und Gegenstdnde diirfen ohne Einwilligung nur durchsucht werden, wenn
zu vermuten ist, dass Tatspuren oder zu beschlagnahmende Gegensténde und Vermo-
genswerte gefunden werden konnen.

Art. 183 Durchfiihrung

1 Die Durchsuchung von Personen umfasst die Kontrolle der Kleider, der mitgefiihr-
ten Gegenstinde, Behéltnisse und Fahrzeuge, der Korperoberfliche und der einseh-
baren Korper6ftnungen und Korperhdhlen.

2 Durchsuchungen, die in den Intimbereich der Betroffenen eingreifen, werden von
Personen des gleichen Geschlechts oder von einer Arztin oder einem Arzt durchge-
fihrt, es sei denn, die Massnahme dulde keinen Aufschub.

5. Abschnitt: Untersuchungen von Personen
Art. 184 Grundsatz

1 Die Untersuchung einer Person umfasst die Untersuchung des koérperlichen oder
geistigen Zustands der beschuldigten Person.
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2 Die beschuldigte Person kann untersucht werden, um:
a. den Sachverhalt festzustellen;
b. abzukldren, ob sie schuld-, verhandlungs- und hafterstehungsfahig ist.

3 Eingriffe in die korperliche Integritét der beschuldigten Person kénnen angeordnet
werden, wenn sie weder besondere Schmerzen bereiten noch die Gesundheit gefahr-
den.

4 Gegeniiber einer nicht beschuldigten Person sind Untersuchungen und Eingriffe in
die korperliche Integritit gegen ihren Willen zudem nur zuldssig, wenn sie unerldss-
lich sind, um eine Straftat nach den Artikeln 20 Absatz 2 des Betdubungsmittelgeset-
zes vom 3. Oktober 195136 und 86 Absitze 2 und 3 des Heilmittelgesetzes vom
15. Dezember 200037 aufzukléren.

Art. 185 Durchfiihrung am Koérper

Untersuchungen von Personen und Eingriffe in die kdrperliche Integritdt werden von
einer Arztin oder einem Arzt oder von einer anderen medizinischen Fachperson vor-
genommen.

5. Kapitel: DNA-Analysen

Art. 186 Voraussetzungen im Allgemeinen

1 Zur Aufkliarung des Verbrechens oder Vergehens, das Gegenstand des Verfahrens
bildet, kann eine Probe genommen und ein DNA-Profil erstellt werden von:

a.  der beschuldigten Person;

b. anderen Personen, insbesondere Tatortberechtigten, soweit es notwendig ist,
um von ihnen stammendes biologisches Material von jenem der beschuldigten
Person zu unterscheiden;

c. toten Personen;
d. tatrelevantem biologischem Material.

2 Von der beschuldigten Person kann auch eine Probe genommen und ein DNA-Profil
erstellt werden, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, sie konnte
weitere Verbrechen oder Vergehen begangen haben.

3 Kann aus tatrelevantem biologischem Material lediglich das Y-DNA-Profil erstellt
werden, so kann die Verwaltungseinheit zur Aufklarung eines Verbrechens dessen
Abgleich im Informationssystem nach Artikel 10 DNA-Profil-Gesetz vom 20. Juni
200338 anordnen.

36 SR 812.121
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Art. 187 Durchfiihrung der Probenahme

Invasive Probenahmen werden von einer Arztin oder einem Arzt oder von einer an-
deren medizinischen Fachperson vorgenommen.

Art. 188 Anwendbarkeit des DNA-Profil-Gesetzes
Im Ubrigen findet das DNA-Profil-Gesetz vom 20. Juni 20033 Anwendung.

6. Kapitel:
Erkennungsdienstliche Erfassung, Schrift- und Sprachproben

Art. 189 Erkennungsdienstliche Erfassung

1 Bei der erkennungsdienstlichen Erfassung werden die Korpermerkmale einer Person
festgestellt und Abdriicke von Korperteilen genommen.

2 Die Verwaltungseinheit kann die erkennungsdienstliche Erfassung anordnen.

3 Die erkennungsdienstliche Erfassung wird in einem schriftlichen, kurz begriindeten
Befehl angeordnet. In dringenden Féllen kann sie miindlich angeordnet werden, ist
aber nachtriglich schriftlich zu bestétigen und zu begriinden.

Art. 190 Aufbewahrung und Verwendung erkennungsdienstlicher Unterlagen

1 Erkennungsdienstliche Unterlagen iiber die beschuldigte Person diirfen ausserhalb
des Aktendossiers aufbewahrt und, sofern ein hinreichender Tatverdacht auf ein neues
Delikt besteht, verwendet werden:

a.  bis zum Ablauf der Fristen fiir die Loschung von DNA-Profilen nach den Ar-
tikeln 16—18 des DNA-Profil-Gesetzes vom 20. Juni 200340; oder

b. bei einer Verurteilung wegen einer Ubertretung: bis zu fiinf Jahren nach Zah-
lung einer Busse oder nach dem Vollzug einer entsprechenden Ersatzfreiheits-
strafe.

2 Erkennungsdienstliche Unterlagen iiber nicht beschuldigte Personen sind zu ver-
nichten, sobald das Verfahren gegen die beschuldigte Person abgeschlossen oder ein-
gestellt wurde oder entschieden wurde, es nicht an die Hand zu nehmen.

3 Ist das Interesse an der Aufbewahrung und Verwendung vor Ablauf der Fristen nach
Absatz 1 offensichtlich dahingefallen, so sind die erkennungsdienstlichen Unterlagen
zu vernichten.

39 SR 363
40 SR 363
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Art. 191 Schrift- und Sprachproben

1 Beschuldigte Personen, Zeuginnen und Zeugen sowie Auskunftspersonen kénnen
dazu angehalten werden, fiir einen Schrift- oder Sprachvergleich Schrift- oder Sprach-
proben abzugeben.

2 Personen, die sich der Abgabe solcher Proben widersetzen, konnen mit Ordnungs-
busse bestraft werden. Ausgenommen sind die beschuldigte Person und, im Umfang
ihres Verweigerungsrechts, Personen, die zur Aussage- oder Zeugnisverweigerung
berechtigt sind.

7. Kapitel: Freiheitsentzug, Untersuchungs- und Sicherheitshaft
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen

Art. 192 Grundsitze

I Die beschuldigte Person bleibt in Freiheit. Sie darf nur im Rahmen der Bestimmun-
gen dieses Gesetzes freiheitsentziehenden Zwangsmassnahmen unterworfen werden.

2 Die freiheitsentziehenden Zwangsmassnahmen sind aufzuheben, sobald:
a. ihre Voraussetzungen nicht mehr erfiillt sind;

b. die von diesem Gesetz vorgesehene oder von einem Gericht bewilligte Dauer
abgelaufen ist; oder

c.  Ersatzmassnahmen zum gleichen Ziel fithren.

3 Untersuchungs- und Sicherheitshaft diirfen nicht langer dauern als die zu erwartende
Freiheitsstrafe.

Art. 193 Betreten von Rdumlichkeiten

Miissen zur Anhaltung oder Festnahme einer Person Hauser, Wohnungen oder andere
nicht allgemein zugéngliche Rdume betreten werden, so sind die Bestimmungen iiber
die Hausdurchsuchung zu beachten.

Art. 194 Benachrichtigung

1 Wird eine Person vorldufig festgenommen oder in Untersuchungs- oder Sicherheits-
haft gesetzt, so benachrichtigt die zustéindige Verwaltungsstrafbehérde umgehend:

a. ihre Angehdrigen;

b. auf ihren Wunsch ihren Arbeitgeber oder die fiir sie zustdndige auslédndische
Vertretung.

2Von einer Benachrichtigung wird abgesehen, wenn der Untersuchungszweck sie
verbietet oder die betroffene Person sie ausdriicklich ablehnt.

3 Gerit eine Person, die von der festgenommenen Person abhéngig ist, wegen der frei-
heitsentziehenden Zwangsmassnahme in Schwierigkeiten, so benachrichtigt die Ver-
waltungsstrafbehorde die zustindigen Sozialbehdrden.
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2. Abschnitt: Vorliufige Festnahme durch die Polizei

Art. 195 Festnahme

Die Polizei ist verpflichtet, jede Person, die zur Verhaftung ausgeschrieben ist, vor-
laufig festzunehmen und auf den Polizeiposten zu bringen.

Art. 196 Vorgehen der Polizei

1 Die Polizei stellt nach der Festnahme unverziiglich die Identitét der festgenomme-
nen Person fest, informiert diese in einer ihr versténdlichen Sprache iiber die Griinde
der Festnahme und klért sie im Sinne von Artikel 121 Absatz 3 iiber ihre Rechte auf.
Danach informiert sie unverziiglich die Verwaltungseinheit iiber die Festnahme.

2 Die festgenommene Person wird unverziiglich der Verwaltungseinheit zugefiihrt.

3. Abschnitt:
Untersuchungs- und Sicherheitshaft: Allgemeine Bestimmungen

Art. 197 Begriffe

I Die Untersuchungshaft beginnt mit ihrer Anordnung durch das Zwangsmassnah-
mengericht und endet mit dem Eingang der Anklage beim erstinstanzlichen Gericht,
dem vorzeitigen Antritt einer freiheitsentziehenden Sanktion oder mit der Entlassung
der beschuldigten Person wihrend der Untersuchung.

2 Als Sicherheitshaft gilt die Haft wéhrend der Zeit zwischen dem Eingang der An-
klageschrift beim erstinstanzlichen Gericht und der Rechtskraft des Urteils, dem An-
tritt einer freiheitsentzichenden Sanktion, dem Vollzug der Landesverweisung oder
der Entlassung.

Art. 198 Voraussetzungen

Untersuchungs- und Sicherheitshaft sind nur zuléssig, wenn die beschuldigte Person
eines Verbrechens oder Vergehens dringend verdichtig ist und ernsthaft zu befiirchten
ist, dass sie:

a. sich durch Flucht dem Verwaltungsstrafverfahren oder der zu erwartenden
Sanktion entzieht; oder

b. Personen beeinflusst oder auf Beweismittel einwirkt, um so die Wahrheitsfin-
dung zu beeintréchtigen.

Art. 199 Rechtsmittel

Einzig die verhaftete Person kann Entscheide iiber die Anordnung, die Verldngerung
und die Authebung der Untersuchungs- oder Sicherheitshaft bei der Beschwerdekam-
mer des Bundesstrafgerichts anfechten. Vorbehalten bleibt Artikel 210.
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Art. 200 Verkehr mit der Verteidigung im Haftverfahren

1 Die Verteidigung kann im Haftverfahren den Einvernahmen der beschuldigten Per-
son und weiteren Beweiserhebungen beiwohnen.

2 Die beschuldigte Person kann im Verfahren vor der Verwaltungseinheit oder dem
Zwangsmassnahmengericht um Anordnung von Haft jederzeit ohne Aufsicht mit der
Verteidigung schriftlich oder miindlich verkehren.

4. Abschnitt: Untersuchungshaft

Art. 201 Haftverfahren vor der Verwaltungseinheit

1 Die Verwaltungseinheit befragt die beschuldigte Person unverziiglich und gibt ihr
Gelegenheit, sich zum Tatverdacht und zu den Haftgriinden zu &dussern. Sie erhebt
unverziiglich jene Beweise, die zur Erhirtung oder Entkréftung des Tatverdachts und
der Haftgriinde geeignet und ohne Weiteres verfiigbar sind.

2 Bestitigen sich der Tatverdacht und die Haftgriinde, so beantragt die Verwaltungs-
einheit dem Zwangsmassnahmengericht unverziiglich, spétestens aber innert 48 Stun-
den seit der Festnahme, die Anordnung der Untersuchungshaft oder einer Ersatzmass-
nahme. Sie reicht ihren Antrag schriftlich ein, begriindet ihn kurz und legt die
wesentlichen Akten bei.

3 Verzichtet sie auf einen Haftantrag, so verfiigt sie die unverziigliche Freilassung.
Beantragt sie eine Ersatzmassnahme, so trifft sie die erforderlichen sichernden Mass-
nahmen.

Art. 202 Haftverfahren vor dem Zwangsmassnahmengericht

1 Das Zwangsmassnahmengericht setzt nach Eingang des Antrags der Verwaltungs-
einheit unverziiglich eine nicht 6ffentliche Verhandlung mit der Verwaltungseinheit,
der beschuldigten Person und deren Verteidigung an; es kann die Verwaltungseinheit
verpflichten, daran teilzunehmen.

2 Es gewihrt der beschuldigten Person und der Verteidigung auf Verlangen vorgéngig
Einsicht in die ihm vorliegenden Akten.

3 Wer der Verhandlung berechtigterweise fern bleibt, kann Antrage schriftlich einrei-
chen oder auf frithere Eingaben verweisen.

4 Das Zwangsmassnahmengericht erhebt die sofort verfiigbaren Beweise, die geeignet
sind, den Tatverdacht oder die Haftgriinde zu erhérten oder zu entkréften.

5 Verzichtet die beschuldigte Person ausdriicklich auf eine Verhandlung, so kann das
Zwangsmassnahmengericht in einem schriftlichen Verfahren aufgrund des Antrags
der Verwaltungseinheit und der Eingaben der beschuldigten Person entscheiden.

Art. 203 Entscheid des Zwangsmassnahmengerichts
1 Das Zwangsmassnahmengericht entscheidet unverziiglich, spétestens aber innert

48 Stunden nach Eingang des Antrags.
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2 Es er6ffnet seinen Entscheid der Verwaltungseinheit, der beschuldigten Person und
ithrer Verteidigung unverziiglich miindlich oder, falls sie abwesend sind, schriftlich.
Anschliessend stellt es ihnen eine kurze schriftliche Begriindung zu.

3 Ordnet es die Untersuchungshaft an, so weist es die beschuldigte Person darauf hin,
dass sie jederzeit ein Haftentlassungsgesuch stellen kann.

4 Es kann in seinem Entscheid:
a. eine Hochstdauer der Untersuchungshaft festlegen;

b. die Verwaltungseinheit anweisen, bestimmte Untersuchungshandlungen vor-
zunehmen,;

c. an Stelle der Untersuchungshaft Ersatzmassnahmen anordnen.

5 Ordnet es die Untersuchungshaft nicht an, so wird die beschuldigte Person unver-
ziiglich freigelassen.

Art. 204 Haftverlangerungsgesuch

1 Lauft die vom Zwangsmassnahmengericht festgesetzte Dauer der Untersuchungs-
haft ab, so kann die Verwaltungseinheit stellen. Hat das Zwangsmassnahmengericht
die Haftdauer nicht beschrinkt, so ist das Gesuch vor Ablauf von drei Monaten Haft
zu stellen.

2 Die Verwaltungseinheit reicht dem Zwangsmassnahmengericht das schriftliche und
begriindete Gesuch spitestens vier Tage vor Ablauf der Haftdauer ein und legt ihm
die wesentlichen Akten bei.

3 Das Zwangsmassnahmengericht gibt der beschuldigten Person und ihrer Verteidi-
gung Gelegenheit, die ihm vorliegenden Akten einzusehen und innert drei Tagen
schriftlich zum Gesuch Stellung zu nehmen.

4 Es kann die provisorische Fortdauer der Untersuchungshaft bis zu seinem Entscheid
anordnen.

5 Das Zwangsmassnahmengericht entscheidet spétestens innert fiinf Tagen nach Ein-
gang der Stellungnahme beziehungsweise Ablauf der in Absatz 3 genannten Frist. Es
kann die Verwaltungseinheit anweisen, bestimmte Untersuchungshandlungen vorzu-
nehmen, oder eine Ersatzmassnahme anordnen.

6 Das Verfahren ist in der Regel schriftlich, doch kann das Zwangsmassnahmenge-
richt eine Verhandlung anordnen; diese ist nicht 6ffentlich.

7 Die Verldngerung der Untersuchungshaft wird jeweils fiir lingstens drei Monate, in
Ausnahmefillen fiir lingstens sechs Monate bewilligt.

Art. 205 Haftentlassungsgesuch

1 Die beschuldigte Person kann bei der Verwaltungseinheit jederzeit schriftlich oder
miindlich zu Protokoll ein Gesuch um Haftentlassung stellen; vorbehalten bleibt Ab-
satz 5. Das Gesuch ist kurz zu begriinden.

2 Entspricht die Verwaltungseinheit dem Gesuch, so entlésst sie die beschuldigte Per-
son unverziiglich aus der Haft. Will sie dem Gesuch nicht entsprechen, so leitet sie es
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zusammen mit den Akten spétestens drei Tage nach dessen Eingang mit einer begriin-
deten Stellungnahme an das Zwangsmassnahmengericht weiter.

3 Das Zwangsmassnahmengericht stellt die Stellungnahme der beschuldigten Person
und ihrer Verteidigung zu und setzt ihnen eine Frist von drei Tagen zur Replik.

4 Das Zwangsmassnahmengericht entscheidet spitestens innert fiinf Tagen nach Ein-
gang der Replik beziehungsweise Ablauf der in Absatz 3 genannten Frist in einer nicht
offentlichen Verhandlung. Verzichtet die beschuldigte Person ausdriicklich auf eine
Verhandlung, so kann der Entscheid im schriftlichen Verfahren ergehen. Im Ubrigen
ist Artikel 203 Absétze 2—-5 sinngemadss anwendbar.

5 Das Zwangsmassnahmengericht kann in seinem Entscheid eine Frist von langstens
einem Monat setzen, innerhalb derer die beschuldigte Person kein Entlassungsgesuch
stellen kann.

5. Abschnitt: Sicherheitshaft

Art. 206 Entscheid iiber die Anordnung der Sicherheitshaft

I Uber die Anordnung der Sicherheitshaft bei vorbestehender Untersuchungshaft ent-
scheidet das Zwangsmassnahmengericht auf schriftliches Gesuch der Verwaltungs-
einheit.

2 Ergeben sich erst nach der Anklageerhebung Haftgriinde, so fiihrt die Verfahrens-
leitung des erstinstanzlichen Gerichts im Sinne von Artikel 61 Buchstaben ¢ und d
StPO#! in sinngemisser Anwendung von Artikel 103 ein Haftverfahren durch und be-
antragt dem Zwangsmassnahmengericht die Anordnung der Sicherheitshaft.

3 Das Verfahren vor dem Zwangsmassnahmengericht richtet sich:

a. ohne vorbestehende Untersuchungshaft: sinngeméss nach den Artikeln 202
und 203;

b. bei vorbestehender Untersuchungshaft: sinngemass nach Artikel 204.

Art. 207 Entlassung aus der Sicherheitshaft wéahrend des erstinstanzlichen
Verfahrens

1 Die beschuldigte Person und die Verwaltungseinheit konnen wihrend des erstin-
stanzlichen Verfahrens ein Haftentlassungsgesuch stellen.

2 Das Gesuch ist an die Verfahrensleitung des erstinstanzlichen Gerichts im Sinne von
Artikel 61 Buchstaben ¢ und d StPO*2 zu richten.

3 Entspricht die Verfahrensleitung dem Gesuch, so entlésst sie die beschuldigte Person
unverziiglich aus der Haft. Will sie dem Gesuch nicht entsprechen, so leitet sie es an
das Zwangsmassnahmengericht zum Entscheid weiter.

41 SR 312.0
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4 Die Verfahrensleitung des erstinstanzlichen Gerichts im Sinne von Artikel 61 Buch-
stabe ¢ StPO*3 kann mit Zustimmung der Verwaltungseinheit die Haftentlassung auch
selbst anordnen. Stimmt die Verwaltungseinheit nicht zu, so entscheidet das Zwangs-
massnahmengericht.

5 Im Ubrigen gelten die Bestimmungen von Artikel 205 sinngemiiss.

Art. 208 Sicherheitshaft nach dem erstinstanzlichen Urteil

1 Das erstinstanzliche Gericht entscheidet mit dem Urteil, ob eine verurteilte Person
in Sicherheitshaft zu setzen oder zu behalten ist:

a. zur Sicherung des Straf- oder Massnahmenvollzuges;
b. im Hinblick auf das Berufungsverfahren.

2 Wird die inhaftierte beschuldigte Person freigesprochen und verfiigt das erstinstanz-
liche Gericht deren Freilassung, so kann die Verwaltungseinheit beim erstinstanzli-
chen Gericht beantragen, die Freilassung mit Massnahmen zu verbinden unter Hin-
weis auf die Strafdrohung von Artikel 292 StGB44, um die Anwesenheit der
freigesprochenen Person im Berufungsverfahren sicherzustellen. Die freigesprochene
Person und die Verwaltungseinheit kénnen Entscheide iiber die Anordnung von Mas-
snahmen bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts anfechten.

3 Wird eine Berufung zuriickgezogen, so entscheidet das erstinstanzliche Gericht iiber
die Anrechnung der Haftdauer nach dem Urteil.

Art. 209 Sicherheitshaft wihrend eines Verfahrens vor dem Berufungsgericht

1 Ergeben sich Haftgriinde erst wihrend eines Verfahrens vor dem Berufungsgericht,
so lésst die Verfahrensleitung des Berufungsgerichts im Sinne von Artikel 61 Buch-
stabe ¢ StPO% die in Haft zu setzende Person unverziiglich vorfithren und hért sie an.

2 Die Verfahrensleitung des Berufungsgerichts im Sinne von Artikel 61 Buchstabe ¢
StPO% entscheidet innert 48 Stunden seit der Zufithrung; dieser Entscheid ist nicht
anfechtbar.

Art. 210 Haftentlassungsgesuch wihrend eines Verfahrens vor dem
Berufungsgericht

Die Verfahrensleitung des Berufungsgerichts im Sinne von Artikel 61 Buchstabe ¢
StPO47 entscheidet iiber Haftentlassungsgesuche innert fiinf Tagen; dieser Entscheid
ist nicht anfechtbar.

43 SR 312.0
44 SR 311.0
45 SR 312.0
46 SR 312.0
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6. Abschnitt: Vollzug der Untersuchungs- und der Sicherheitshaft

Art. 211 Haftanstalt

1 Untersuchungs- und Sicherheitshaft werden in der Regel in Haftanstalten vollzogen,
die diesem Zwecke vorbehalten sind und die daneben nur dem Vollzug kurzer Frei-
heitsstrafen dienen.

2 Ist es aus medizinischen Griinden angezeigt, so kann die zustindige kantonale Be-
horde die inhaftierte Person in ein Spital oder eine psychiatrische Klinik einweisen.

Art. 212 Vollzug der Haft

I Die inhaftierte Person darf in ihrer personlichen Freiheit nicht stirker eingeschriankt
werden, als es der Haftzweck sowie die Ordnung und Sicherheit in der Haftanstalt
erfordern.

2 Die Kontakte zwischen der inhaftierten Person und anderen Personen bediirfen der
Bewilligung:
a.  bis zur Anklageerhebung: der Verwaltungseinheit;

b. nach der Anklageerhebung: der Verfahrensleitung nach Artikel 61 Buchsta-
ben ¢ und d StPO*S.

3 Besuche finden wenn nétig unter Aufsicht statt.

4 Die ein- und ausgehende Post, mit Ausnahme der Korrespondenz mit Aufsichts- und
Verwaltungsstratbehérden wird einer Kontrolle unterzogen:

a.  bis zur Anklageerhebung: durch die Verwaltungseinheit;

b. nach der Anklageerhebung: durch die Verfahrensleitung nach Artikel 61
Buchstaben ¢ und d StPO#9; diese kann diese Aufgabe der Verwaltungsein-
heit tibertragen.

5 Die inhaftierte Person kann mit der Verteidigung frei und ohne inhaltliche Kontrolle
verkehren. Besteht begriindeter Verdacht auf Missbrauch, so kann der freie Verkehr
mit Genehmigung des Zwangsmassnahmengerichts befristet eingeschrinkt werden:

a.  bis zur Anklageerhebung: durch die Verwaltungseinheit;

b. nach der Anklageerhebung: durch die Verfahrensleitung nach Artikel 61
Buchstaben ¢ und d StPO50.

6 Die Verwaltungseinheit oder die Verfahrensleitung im Sinne von Artikel 61 Buch-
staben ¢ und d StPO5! erdffnet die Beschrankungen der inhaftierten Person und der
Verteidigung vorgingig.

48 SR 312.0
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7 Die Rechte und Pflichten der inhaftierten Personen, ihre Beschwerdemdglichkeiten,
die Disziplinarmassnahmen sowie die Aufsicht iiber die Haftanstalten bestimmen sich
nach der in der Sache anwendbaren Regelung der Kantone.

Art. 213 Vorzeitiger Straf- und Massnahmenvollzug

1 Sofern der Stand des Verfahrens es erlaubt und sofern der Zweck der Untersu-
chungs- oder der Sicherheitshaft dem nicht entgegensteht, kann der beschuldigten Per-
son bewilligt werden, Freiheitsstrafen oder freiheitsentziehende Massnahmen vorzei-
tig anzutreten:

a.  bis zur Anklageerhebung: von der Verwaltungseinheit;

b. nach der Anklageerhebung: von der Verfahrensleitung nach Artikel 61
Buchstaben ¢ und d StPO52.

2 Ist bereits Anklage erhoben worden, so gibt die Verfahrensleitung nach Artikel 61
Buchstaben ¢ und d StPO53 der Verwaltungseinheit Gelegenheit zur Stellungnahme.

3 Der vorzeitige Massnahmenvollzug bedarf der Zustimmung der Vollzugsbehorden.

4 Mit dem Eintritt in die Vollzugsanstalt tritt die beschuldigte Person ihre Strafe oder
Massnahme an; sie untersteht von diesem Zeitpunkt an dem Vollzugsregime.

7. Abschnitt: Ersatzmassnahmen

Art. 214 Allgemeine Bestimmungen

1 Das zustdndige Gericht ordnet an Stelle der Untersuchungs- oder der Sicherheitshaft
eine oder mehrere mildere Massnahmen an, wenn sie den gleichen Zweck wie die
Haft erfiillen.

2 Ersatzmassnahmen sind namentlich:
a. die Sicherheitsleistung;
b. die Ausweis- und Schriftensperre;

c. die Auflage, sich nur oder sich nicht an einem bestimmten Ort oder in einem
bestimmten Haus aufzuhalten;

d. die Auflage, sich regelmissig bei einer Amtsstelle zu melden;
e. die Auflage, einer geregelten Arbeit nachzugehen;

die Auflage, sich einer drztlichen Behandlung oder einer Kontrolle zu unter-
ziehen;

g. das Verbot, mit bestimmten Personen Kontakte zu pflegen.

3 Das Gericht kann zur Uberwachung solcher Ersatzmassnahmen den Einsatz techni-
scher Gerite und deren feste Verbindung mit der zu iiberwachenden Person anordnen.

52 SR 312.0
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4 Anordnung und Anfechtung von Ersatzmassnahmen richten sich sinngeméss nach
den Vorschriften iiber die Untersuchungs- und die Sicherheitshaft.

5 Das Gericht kann die Ersatzmassnahmen jederzeit widerrufen, andere Ersatzmass-
nahmen oder die Untersuchungs- oder die Sicherheitshaft anordnen, wenn neue Um-
stande dies erfordern oder die beschuldigte Person die ihr gemachten Auflagen nicht
erfiillt.

Art. 215 Sicherheitsleistung

1 Bei Fluchtgefahr kann das zusténdige Gericht die Leistung eines Geldbetrags vorse-
hen, der sicherstellen soll, dass die beschuldigte Person sich jederzeit zu Verfahrens-
handlungen oder zum Antritt einer freiheitsentziehenden Sanktion einstellt.

2 Die Hohe der Sicherheitsleistung bemisst sich nach der Schwere der Taten, die der
beschuldigten Person vorgeworfen werden, und nach ihren personlichen Verhéltnis-
sen.

3 Die Sicherheitsleistung kann in bar oder durch Garantie einer in der Schweiz nieder-
gelassenen Bank oder Versicherung erbracht werden.

Art. 216 Freigabe der Sicherheitsleistung
1 Die Sicherheitsleistung wird freigegeben, wenn der Haftgrund weggefallen ist.

2 Wird die von der beschuldigten Person geleistete Sicherheitsleistung freigegeben,
so kann sie zur Deckung der Geldstrafen, Bussen, Kosten und Entschddigungen ver-
wendet werden, die der beschuldigten Person auferlegt worden sind.

3 Uber die Freigabe entscheidet die Behorde, bei der die Sache hiingig ist oder zuletzt
hingig war.

Art. 217 Verfall der Sicherheitsleistung

1 Entzieht sich die beschuldigte Person dem Verfahren oder dem Vollzug einer frei-
heitsentziehenden Sanktion, so verfdllt die Sicherheitsleistung dem Bund oder dem
Kanton, dessen Gericht sie angeordnet hat.

2 Hat eine Drittperson die Sicherheit geleistet, so kann auf den Verfall verzichtet wer-
den, wenn die Drittperson den Behorden rechtzeitig die Informationen geliefert hat,
die eine Ergreifung der beschuldigten Person erméglicht hétten.

3 Uber den Verfall der Sicherheitsleistung entscheidet die Behorde, bei der die Sache
héngig ist oder zuletzt hdngig war.

4 Eine verfallene Sicherheitsleistung wird zur Deckung der Geldstrafen, Bussen und
der Verfahrenskosten verwendet. Ein allfillig noch verbleibender Uberschuss fallt
dem Bund oder dem Kanton zu.
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8. Kapitel: Geheime Uberwachungsmassnahmen
1. Abschnitt: Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs

Art. 218 Voraussetzungen

1 Die Verwaltungseinheit kann den Post- und den Fernmeldeverkehr tiberwachen las-
sen, wenn:

a. der dringende Verdacht besteht, eine in Absatz 2 genannte Straftat sei began-
gen worden,;

b. die Schwere der Straftat die Uberwachung rechtfertigt; und

c. die bisherigen Untersuchungshandlungen erfolglos geblieben sind oder die
Ermittlungen sonst aussichtslos wiren oder unverhdltnisméssig erschwert
wiirden.

2 Eine Uberwachung kann zur Verfolgung der in den folgenden Artikeln aufgefiihrten
Straftaten angeordnet werden:

a. Artikel 14 Absatz 3;

b. Bundesgesetz vom 16. Mérz 201254 {iber den Verkehr mit Tieren und Pflan-
zen geschiitzter Arten: Artikel 26 Absatz 2;

c. Betidubungsmittelgesetz vom 3. Oktober 195155: Artikel 20 Absatz 2;
d. Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 200056: Artikel 86 Absitze 2 und 3;

e. Geldspielgesetz vom 29. September 201757: Artikel 130 Absatz 2 fiir die
Straftaten nach Artikel 130 Absatz 1.

Art. 219 Einsatz von besonderen technischen Geriten zur Uberwachung des
Fernmeldeverkehrs

I Die Verwaltungseinheit kann den Einsatz besonderer technischer Gerite zur Uber-
wachung des Fernmeldeverkehrs anordnen, um Gespriache mitzuhéren oder aufzuneh-
men oder eine Person oder Sache zu identifizieren oder deren Standort zu ermitteln,
wenn:

a. die Voraussetzungen von Artikel 218 erfiillt sind;

b. die bisherigen Massnahmen zur Uberwachung?J des Fernmeldeverkehrs nach
Artikel 218 erfolglos geblieben sind oder die Uberwachung mit diesen Mass-
nahmen aussichtslos wére oder unverhéltnismissig erschwert wiirde;

c. die fiir den Einsatz dieser Gerdte aufgrund des Fernmelderechts nétigen Be-
willigungen zum Zeitpunkt des Einsatzes vorliegen.

2 Die Verwaltungseinheit fiihrt eine Statistik iiber diese Uberwachungen. Der Bun-
desrat regelt die Einzelheiten.

54 SR 453
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Art. 220 Einsatz von besonderen Informatikprogrammen zur Uberwachung
des Fernmeldeverkehrs

I Die Verwaltungseinheit kann das Einschleusen von besonderen Informatikprogram-
men in ein Datenverarbeitungssystem anordnen, um den Inhalt der Kommunikation
und die Randdaten des Fernmeldeverkehrs in unverschliisselter Form abzufangen und
auszuleiten, wenn:

a. die Voraussetzungen nach Artikel 220 Absatz 1 erfiillt sind;

b. es sich um die Verfolgung einer in Artikel 239 Absatz 2 genannten Straftat
handelt;

c. die bisherigen Massnahmen zur Uberwachung des Fernmeldeverkehrs nach
Artikel 218 erfolglos geblieben sind oder die Uberwachung mit diesen Mass-
nahmen aussichtslos wire oder unverhéltnismissig erschwert wiirde.

2 Die Verwaltungseinheit bezeichnet in der Uberwachungsanordnung:
a. die gewiinschten Datentypen; und

b. die nicht 6ffentlichen Raumlichkeiten, in die allenfalls eingedrungen werden
muss, um besondere Informatikprogramme in das betreffende Datenverarbei-
tungssystem einzuschleusen.

3 Durch Absatz 1 nicht gedeckte Daten, die beim Einsatz solcher Informatikpro-
gramme gesammelt werden, sind sofort zu vernichten. Durch solche Daten erlangte
Erkenntnisse diirfen nicht verwertet werden.

4 Die Verwaltungseinheit fiihrt eine Statistik {iber diese Uberwachungen. Der Bun-
desrat regelt die Einzelheiten.

Art. 221 Anforderungen an die besonderen Informatikprogramme zur
Uberwachung des Fernmeldeverkehrs

I Es diirfen nur besondere Informatikprogramme eingesetzt werden, welche die Uber-
wachung liickenlos und unverdnderbar protokollieren. Das Protokoll gehdrt zu den
Verfahrensakten.

2 Die Ausleitung aus dem iiberwachten Datenverarbeitungssystem bis zur zustindigen
Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde erfolgt gesichert.

3 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde stellt sicher, dass der Quellcode iiberpriift
werden kann zwecks Priifung, dass das Programm nur iiber gesetzlich zuldssige Funk-
tionen verfligt.

Art. 222 Gegenstand der Uberwachung
Es diirfen Post- und Fernmeldeverkehr folgender Personen iiberwacht werden:
a.  der beschuldigten Person;

b. von Drittpersonen, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen angenommen wer-
den muss, dass:
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1. die beschuldigte Person die Postadresse oder den Fernmeldedienst der
Drittperson benutzt, oder

2. die Drittperson fiir die beschuldigte Person bestimmte Mitteilungen ent-
gegennimmt oder von dieser stammende Mitteilungen an eine weitere
Person weiterleitet.

Art. 223 Schutz von Berufsgeheimnissen

I Bei der Uberwachung einer Person, die einer in den Artikeln 132-135 genannten
Berufsgruppe angehort, sind Informationen, die mit dem Gegenstand der Ermittlun-
gen und dem Grund, aus dem diese Person iliberwacht wird, nicht in Zusammenhang
stehen, unter der Leitung eines Gerichts auszusondern. Dabei diirfen der Verwaltungs-
strafverfolgungsbehorde keine Berufsgeheimnisse zur Kenntnis gelangen. Die ausge-
sonderten Daten sind sofort zu vernichten; sie diirfen nicht ausgewertet werden.

2 Informationen nach Absatz 1 miissen nicht vorgingig ausgesondert werden, wenn:

a. der dringende Tatverdacht gegen die Trégerin oder den Tréiger des Berufsge-
heimnisses selber besteht; und

b. besondere Griinde es erfordern.

3 Bei der Uberwachung anderer Personen sind, sobald feststeht, dass diese mit einer
in den Artikeln 132—135 genannten Person Verbindung haben, Informationen zur
Kommunikation mit dieser Person geméss Absatz 1 auszusondern. Informationen,
iiber welche eine in den Artikeln 132—135 genannte Person das Zeugnis verweigern
kann, sind aus den Verfahrensakten auszusondern und sofort zu vernichten; sie diirfen
nicht ausgewertet werden.

Art. 224 Genehmigungspflicht und Rahmenbewilligung

I Die Uberwachung des Post- und des Fernmeldeverkehrs bedarf der Genehmigung
durch das Zwangsmassnahmengericht.

2 Ergeben die Ermittlungen, dass die zu iiberwachende Person in rascher Folge den
Fernmeldedienst wechselt, so kann das Zwangsmassnahmengericht ausnahmsweise
die Uberwachung aller identifizierten Dienste bewilligen, iiber welche die zu iiberwa-
chende Person ihren Fernmeldeverkehr abwickelt, ohne dass jedes Mal eine Geneh-
migung im Einzelfall notig ist (Rahmenbewilligung). Die Verwaltungseinheit unter-
breitet dem Zwangsmassnahmengericht monatlich und nach Abschluss der
Uberwachung einen Bericht zur Genehmigung.

3 Erfordert die Uberwachung eines Dienstes im Rahmen einer Rahmenbewilligung
Vorkehren zum Schutz von Berufsgeheimnissen und sind die Vorkehren in der Rah-
menbewilligung nicht enthalten, so ist diese einzelne Uberwachung dem Zwangs-
massnahmengericht zur Genehmigung zu unterbreiten.
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Art. 225 Teilnehmeridentifikation, Standortermittlung und technische
Merkmale des Verkehrs

1 Besteht der dringende Verdacht, ein Verbrechen oder ein Vergehen sei begangen
worden, und sind die Voraussetzungen nach Artikel 218 Absatz 1 Buchstaben b und
c erfiillt, so kann die Verwaltungseinheit die folgenden Randdaten verlangen:

a. diejenigen des Fernmeldeverkehrs gemadss Artikel 8 Buchstabe b des Bundes-
gesetzes vom 18. Mirz 201658 betreffend die Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs (BUPF) der beschuldigten Person oder einer Drittperson
nach Artikel 207 Buchstabe b;

b. diejenigen des Postverkehrs gemiss Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe b BUPF
der beschuldigten Person oder einer Drittperson nach Artikel 207 Buch-
stabe b.

2 Die Anordnung bedarf der Genehmigung durch das Zwangsmassnahmengericht.

3 Auskiinfte nach Absatz 1 kénnen unabhingig von der Dauer der Uberwachung und
bis sechs Monate riickwirkend verlangt werden.

Art. 226 Genehmigungsverfahren

! Die Verwaltungseinheit reicht dem Zwangsmassnahmengericht innert 24 Stunden
seit der Anordnung der Uberwachung oder der Auskunftserteilung folgende Unterla-
gen ein:

a. die Anordnung;
b. die Begriindung und die fiir die Genehmigung wesentlichen Verfahrensakten.

2 Das Zwangsmassnahmengericht entscheidet mit kurzer Begriindung innert finf Ta-
gen seit der Anordnung der Uberwachung oder der Auskunftserteilung. Es kann die
Genehmigung vorldufig oder mit Auflagen erteilen oder eine Ergdnzung der Akten
oder weitere Abklarungen verlangen.

3 Das Zwangsmassnahmengericht erdffnet den Entscheid unverziiglich der Verwal-
tungseinheit sowie dem Dienst fiir die Uberwachung des Post- und Fernmeldever-
kehrs nach Artikel 3 BUPF>°.

* Die Genehmigung dussert sich ausdriicklich dariiber:

a. welche Vorkehren zum Schutz von Berufsgeheimnissen getroffen werden
miissen;

b.  ob in nicht 6ffentliche Réumlichkeiten eingedrungen werden darf, um beson-
dere Informatikprogramme zur Uberwachung des Fernmeldeverkehrs in das
betreffende Datenverarbeitungssystem einzuschleusen.

* Das Zwangsmassnahmengericht erteilt die Genehmigung fiir hochstens drei Monate.
Die Genehmigung kann ein- oder mehrmals um jeweils hochstens drei Monate ver-
langert werden. Ist eine Verldngerung notwendig, so stellt die Verwaltungseinheit vor
Ablauf der bewilligten Dauer einen begriindeten Verlangerungsantrag.

58 SR 780.1
59 SR 780.1
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Art. 227 Beendigung der Uberwachung

I Die Verwaltungseinheit beendet die Uberwachung unverziiglich, wenn:
a. die Voraussetzungen nicht mehr erfiillt sind; oder
b. die Genehmigung oder die Verldngerung verweigert wird.

2 Die Verwaltungseinheit teilt dem Zwangsmassnahmengericht im Fall von Absatz 1
Buchstabe a die Beendigung der Uberwachung mit.

Art. 228 Nicht benétigte Ergebnisse

I Die aus genehmigten Uberwachungen stammenden Aufzeichnungen, die fiir das
Verwaltungsstrafverfahren nicht notwendig sind, werden von den Verfahrensakten
gesondert autbewahrt und unmittelbar nach Abschluss des Verfahrens vernichtet.

2 Postsendungen konnen so lange sichergestellt werden, als dies fiir das Verwaltungs-
strafverfahren notwendig ist; sie sind den Adressatinnen und Adressaten herauszuge-
ben, sobald es der Stand des Verfahrens erlaubt.

Art. 229 Verwertbarkeit von Ergebnissen aus nicht genehmigten
Uberwachungen

I Dokumente und Datentriiger aus nicht genehmigten Uberwachungen sind sofort zu
vernichten. Postsendungen sind sofort den Adressatinnen und Adressaten zuzustellen.

2 Durch die Uberwachung gewonnene Erkenntnisse diirfen nicht verwertet werden.

Art. 230 Zufallsfunde

I Werden durch die Uberwachung andere Straftaten als die in der Uberwachungsan-
ordnung aufgefiihrten bekannt, so kénnen die Erkenntnisse gegen die beschuldigte
Person verwendet werden, wenn zur Verfolgung dieser Straftaten eine Uberwachung
hétte angeordnet werden diirfen.

2 Werden bei einer Uberwachung nach den Artikeln 35 und 36 BUPF®0 strafbare
Handlungen bekannt, so diirfen die Erkenntnisse unter den Voraussetzungen der Ab-
sitze 3 und 4 verwendet werden.

3 Erkenntnisse {iber Straftaten einer Person, die in der Anordnung keiner strafbaren
Handlung beschuldigt wird, konnen verwendet werden, wenn die Voraussetzungen
fiir eine Uberwachung dieser Person erfiillt sind.

4 In Fillen nach den Absitzen 1-3 ordnet die Verwaltungseinheit unverziiglich die
Uberwachung an und leitet das Genehmigungsverfahren ein.

5 Aufzeichnungen, die nicht als Zufallsfunde verwendet werden diirfen, sind von den
Verfahrensakten gesondert aufzubewahren und nach Abschluss des Verfahrens zu
vernichten.

6 Fiir die Fahndung nach gesuchten Personen diirfen séimtliche Erkenntnisse einer
Uberwachung verwendet werden.

60 SR 780.1
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Art. 231 Mitteilung

1 Die Verwaltungseinheit teilt der iiberwachten beschuldigten Person und den nach
Artikel 222 Buchstabe b {iberwachten Drittpersonen spétestens bei der Ausfertigung
des Schlussprotokolls Grund, Art und Dauer der Uberwachung mit.

2 Die Mitteilung kann mit Zustimmung des Zwangsmassnahmengerichts aufgescho-
ben oder unterlassen werden, wenn:

a. die Erkenntnisse nicht zu Beweiszwecken verwendet werden; und

b. der Aufschub oder das Unterlassen zum Schutze {iberwiegender 6ffentlicher
oder privater Interessen notwendig ist.

3 Personen, deren Post- oder Fernmeldeverkehr {iberwacht wurde oder die die iiber-
wachte Postadresse oder den tiberwachten Fernmeldedienst mitbenutzt haben, konnen
innert zehn Tagen bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde
fithren (Art. 46). Die Beschwerdefrist beginnt mit Erhalt der Mitteilung zu laufen.

2. Abschnitt: Uberwachung mit technischen Uberwachungsgeriiten

Art. 232 Zweck des Einsatzes
Die Verwaltungseinheit kann technische Uberwachungsgerite einsetzen, um:
a. das nicht 6ffentlich gesprochene Wort abzuhoren oder aufzuzeichnen;

b. Vorginge an nicht 6ffentlichen oder nicht allgemein zugénglichen Orten zu
beobachten oder aufzuzeichnen;

c. den Standort von Personen oder Sachen festzustellen.

Art. 233 Voraussetzung und Durchfithrung
I Der Einsatz darf nur gegeniiber der beschuldigten Person angeordnet werden.

? Réumlichkeiten oder Fahrzeuge von Drittpersonen diirfen nur tiberwacht werden,
wenn aufgrund bestimmter Tatsachen angenommen werden muss, dass die beschul-
digte Person sich in diesen Rdumlichkeiten aufhilt oder dieses Fahrzeug benutzt.

* Der Einsatz darf nicht angeordnet werden, um:

a. zu Beweiszwecken Vorginge zu erfassen, an denen eine beschuldigte Person
beteiligt ist, die sich im Freiheitsentzug befindet;

b. Réaumlichkeiten oder Fahrzeuge einer Drittperson zu iiberwachen, die einer
der in den Artikeln 132—135 genannten Berufsgruppen angehort.

4 Im Ubrigen richtet sich der Einsatz technischer Uberwachungsgerite nach den Arti-
keln 218-231.
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3. Abschnitt: Observation

Art. 234 Voraussetzungen

I Die Verwaltungseinheit kann Personen und Sachen an allgemein zugénglichen Or-
ten verdeckt beobachten und dabei Bild- oder Tonaufzeichnungen machen, wenn:

a. aufgrund konkreter Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass Verbrechen oder
Vergehen begangen worden sind; und

b. die Ermittlungen sonst aussichtslos wéren oder unverhéltnisméssig erschwert
wiirden.

2 Hat eine Observation einen Monat gedauert, so bedarf ihre Fortsetzung der Geneh-
migung durch die Chefin oder den Chef der Strafverfolgung.

3 Im Rahmen der Observation kdnnen technische Gerite zur Standortbestimmung ein-
gesetzt werden. Die Standortdaten diirfen ausschliesslich fiir die Bestimmung des ak-
tuellen Standortes wihrend der laufenden Observation verwendet und weder gespei-
chert noch als Beweise im Verwaltungsstrafverfahren verwendet werden.

Art. 235 Mitteilung

1 Die Verwaltungseinheit teilt den von einer Observation direkt betroffenen Personen
spétestens bei der Ausfertigung des Schlussprotokolls Grund, Art und Dauer der Ob-
servation mit.

2 Die Mitteilung wird aufgeschoben oder unterlassen, wenn:
a. die Erkenntnisse nicht zu Beweiszwecken verwendet werden; und

b. der Aufschub oder das Unterlassen zum Schutze iiberwiegender 6ffentlicher
oder privater Interessen notwendig ist.

4. Abschnitt: Uberwachung von Bankbeziehungen

Art. 236 Grundsatz

Zur Aufklarung von Verbrechen oder Vergehen kann das Zwangsmassnahmengericht
auf Antrag der Verwaltungseinheit betrauten Person die Uberwachung der Beziehun-
gen zwischen einer beschuldigten Person und einer Bank oder einem bank&hnlichen
Institut anordnen.

Art. 237 Durchfiihrung

1 Stimmt das Zwangsmassnahmengericht dem Antrag zu, so erteilt es der Bank oder
dem bankéhnlichen Institut schriftliche Weisungen dariiber:

a. welche Informationen und Dokumente zu liefern sind;

b. welche Geheimhaltungsmassnahmen zu treffen sind.
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2 Die Bank oder das bankdhnliche Institut haben keine Informationen oder Doku-
mente zu liefern, wenn sie sich durch die Herausgabe selbst derart belasten wiirden,
dass sie:

a. strafrechtlich verantwortlich gemacht werden kénnten; oder

b. zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden konnten, und wenn das Schutz-
interesse das Strafverfolgungsinteresse liberwiegt.

3 Die Kontoberechtigten werden nach Massgabe von Artikel 231 Absétze 1 und 2
nachtréglich iiber die Massnahme informiert.

4 Personen, deren Bankverkehr tiberwacht wurde, kdnnen innert zehn Tagen bei der
Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde fiihren (Art. 46). Die Be-
schwerdefrist beginnt mit Erhalt der Mitteilung zu laufen.

5. Abschnitt: Verdeckte Ermittlung

Art. 238 Begriff

Verdeckte Ermittlung liegt vor, wenn Angehdorige der Polizei oder Personen, die vo-
riibergehend fuir polizeiliche Aufgaben angestellt sind, unter Verwendung einer durch
Urkunden abgesicherten falschen Identitét (Legende) durch tduschendes Verhalten zu
Personen Kontakte kniipfen mit dem Ziel, ein Vertrauensverhiltnis aufzubauen und
in ein kriminelles Umfeld einzudringen, um besonders schwere Straftaten aufzukla-
ren.

Art. 239 Voraussetzungen

1 Die Verwaltungseinheit kann eine verdeckte Ermittlung anordnen, wenn:
a. der Verdacht besteht, eine in Absatz 2 genannte Straftat sei begangen worden;
b. die Schwere der Straftat die Uberwachung rechtfertigt; und

c. die bisherigen Untersuchungshandlungen erfolglos geblieben sind oder die
Ermittlungen sonst aussichtslos wiren oder unverhdltnisméssig erschwert
wiirden.

2 Die verdeckte Ermittlung kann zur Verfolgung der in den folgenden Artikeln aufge-
fithrten Straftaten eingesetzt werden:

a. Artikel 14 Absatz 3;

b. Bundesgesetz vom 16. Mérz 201261 {iber den Verkehr mit Tieren und Pflan-
zen geschiitzter Arten: Artikel 26 Absatz 2;

c. Betiaubungsmittelgesetz vom 3. Oktober 195162: Artikel 20 Absatz 2;
d. Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 200003: Artikel 86 Absitze 2 und 3;

61 SR 453
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e. Geldspielgesetz vom 29. September 201764: Artikel 130 Absatz 2 fiir die
Straftaten nach Artikel 130 Absatz 1.

Art. 240 Anforderungen an die eingesetzten Personen
' Als verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler konnen eingesetzt werden:
a. Angehdrige eines schweizerischen oder auslédndischen Polizeikorps;

b. Personen, die voriibergehend fiir polizeiliche Aufgaben angestellt werden,
auch wenn sie nicht iiber eine polizeiliche Ausbildung verfiigen.

2 Als Fithrungspersonen diirfen nur Angehorige eines Polizeikorps eingesetzt werden.

3 Werden Angehorige eines Polizeikorps des Auslands eingesetzt, so werden sie in
der Regel von ihrer bisherigen Fiihrungsperson gefiihrt.

Art. 241 Legende und Zusicherung der Anonymitét
1 Die Polizei stattet verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler mit einer Legende aus.

2 Die Verwaltungseinheit kann verdeckten Ermittlerinnen und Ermittlern zusichern,
dass ihre wahre Identitét auch dann nicht preisgegeben wird, wenn sie in einem Ge-
richtsverfahren als Auskunftspersonen oder Zeuginnen oder Zeugen auftreten.

3 Begehen verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler wéhrend ihres Einsatzes eine Straf-
tat, so entscheidet das Zwangsmassnahmengericht, unter welcher Identitét das Straf-
verfahren gefiihrt wird.

Art. 242 Genehmigungsverfahren

I Der Einsatz einer verdeckten Ermittlerin oder eines verdeckten Ermittlers bedarf der
Genehmigung durch das Zwangsmassnahmengericht.

2 Die Verwaltungseinheit reicht dem Zwangsmassnahmengericht innert 24 Stunden
seit der Anordnung der verdeckten Ermittlung folgende Unterlagen ein:

a. die Anordnung;
b. die Begriindung und die fiir die Genehmigung wesentlichen Verfahrensakten.

3 Das Zwangsmassnahmengericht entscheidet mit kurzer Begriindung innert finf Ta-
gen seit der Anordnung der verdeckten Ermittlung. Es kann die Genehmigung vorldu-
fig oder mit Auflagen erteilen oder eine Ergénzung der Akten oder weitere Abklarun-
gen verlangen.

4 Die Genehmigung dussert sich ausdriicklich dariiber, ob es erlaubt ist:

a. Urkunden zum Aufbau oder zur Aufrechterhaltung einer Legende herzustel-
len oder zu verdndern;

b. die Anonymitdt zuzusichern;
c. Personen einzusetzen, die iiber keine polizeiliche Ausbildung verfiigen.

64 SR 935.51
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5 Die Genehmigung wird fiir hochstens zwolf Monate erteilt. Sie kann einmal oder
mehrmals um jeweils sechs Monate verldngert werden. Ist eine Verldngerung notwen-
dig, so stellt die Verwaltungseinheit vor Ablauf der bewilligten Dauer einen begriin-
deten Verldngerungsantrag.

6 Wird die Genehmigung nicht erteilt oder wurde keine Genehmigung eingeholt, so
beendet die Verwaltungseinheit den Einsatz unverziiglich. Samtliche Aufzeichnungen
sind sofort zu vernichten. Durch die verdeckte Ermittlung gewonnene Erkenntnisse
diirfen nicht verwertet werden.

Art. 243 Instruktion vor dem Einsatz

Die Verwaltungseinheit instruiert die Fiihrungsperson sowie die verdeckte Ermittlerin
oder den verdeckten Ermittler vor Beginn des Einsatzes.

Art. 244 Fiihrungsperson

1 Die verdeckte Ermittlerin oder der verdeckte Ermittler untersteht wéhrend des Ein-
satzes der direkten Weisungsbefugnis der Fithrungsperson. Wéhrend des Einsatzes
erfolgt der Kontakt zwischen der Verwaltungseinheit und der verdeckten Ermittlerin
oder dem verdeckten Ermittler ausschliesslich iiber die Fithrungsperson.

2 Die Fithrungsperson hat insbesondere folgende Aufgaben:

a.  Sie instruiert die verdeckte Ermittlerin oder den verdeckten Ermittler detail-
liert und fortlaufend iiber Auftrag und Befugnisse sowie iiber den Umgang
mit der Legende;

b. sie leitet und betreut die verdeckte Ermittlerin oder den verdeckten Ermittler
und beurteilt laufend die Risikosituation;

c. sie hilt miindliche Berichte der verdeckten Ermittlerin oder des verdeckten
Ermittlers schriftlich fest und fiihrt ein vollstdndiges Dossier liber den Einsatz;

d. sie informiert die Verwaltungseinheit laufend und vollstindig iiber den Ein-
satz.

Art. 245 Pflichten der verdeckten Ermittlerinnen und Ermittler

1 Verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler fithren ihren Einsatz im Rahmen der Instruk-
tionen pflichtgeméss durch.

2 Sie berichten der Fithrungsperson laufend und vollstdndig iiber ihre Tétigkeit und
ihre Feststellungen.

Art. 246 Mass der zuldssigen Einwirkung

I Verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler diirfen keine allgemeine Tatbereitschaft we-
cken und die Tatbereitschaft nicht auf schwerere Straftaten lenken. Sie haben sich auf
die Konkretisierung eines vorhandenen Tatentschlusses zu beschrinken.

2 Thre Tétigkeit darf fir den Entschluss zu einer konkreten Straftat nur von unterge-
ordneter Bedeutung sein.
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3 Wenn erforderlich, diirfen sie zur Anbahnung des Hauptgeschéfts Probekéufe titi-
gen oder ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit dokumentieren.

4 Uberschreitet eine verdeckte Ermittlerin oder ein verdeckter Ermittler das Mass der
zuldssigen Einwirkung, so ist dies bei der Zumessung der Strafe fiir die beeinflusste
Person gebiihrend zu beriicksichtigen, oder es ist von einer Strafe abzusehen.

Art. 247 Straflosigkeit

Soweit verdeckte Ermittlerinnen und Ermittler im Rahmen einer genehmigten ver-
deckten Ermittlung handeln, sind sie bei der Verfolgung von Delikten nach den Arti-
keln 19 sowie 20-22 BetmG®3 nicht strafbar.

Art. 248 Vorzeigegeld

I Auf Antrag der Verwaltungseinheit kann der Bund iiber die Nationalbank die fiir
Scheingeschifte und die Dokumentation der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit be-
ndtigten Geldbetrige in der erforderlichen Menge und Art zur Verfligung stellen.

2 Der Antrag ist mit einer kurzen Sachverhaltsdarstellung an das Bundesamt fiir Poli-
zei zu richten.

3 Die Verwaltungseinheit trifft die notwendigen Vorkehrungen zum Schutze des zur
Verfiigung gestellten Geldes. Bei Verlust haftet der Bund.

Art. 249 Zufallsfunde

1 Ergebnisse aus einer verdeckten Ermittlung, die auf eine andere als die in der An-
ordnung genannte Straftat hindeuten, diirfen verwertet werden, wenn zur Aufklérung
der neu entdeckten Straftat eine verdeckte Ermittlung hétte angeordnet werden diirfen.

2 Verwaltungseinheit ordnet unverziiglich die verdeckte Ermittlung an und leitet das
Genehmigungsverfahren ein.

Art. 250 Beendigung des Einsatzes
I Die Verwaltungseinheit beendet den Einsatz unverziiglich, wenn:
a. die Voraussetzungen nicht mehr erfiillt sind;
b. die Genehmigung oder die Verldngerung verweigert wird; oder

c. die verdeckte Ermittlerin oder der verdeckte Ermittler oder die Fithrungsper-
son Instruktionen nicht befolgt oder in anderer Weise ihre Pflichten nicht er-
fiillt, namentlich die mit der Untersuchung betraute Person wissentlich falsch
informiert.

2 Sie teilt in den Fillen nach Absatz 1 Buchstaben a und ¢ dem Zwangsmassnahmen-
gericht die Beendigung des Einsatzes mit.

65 SR 812.121
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3 Bei der Beendigung ist darauf zu achten, dass weder die verdeckte Ermittlerin oder
der verdeckte Ermittler noch in die Ermittlung einbezogene Dritte einer abwendbaren
Gefahr ausgesetzt werden.

Art. 251 Mitteilung

1 Die Verwaltungseinheit teilt der beschuldigten Person spatestens bei der Ausferti-
gung des Schlussprotokolls mit, dass gegen sie verdeckt ermittelt worden ist.

2 Die Mitteilung kann mit Zustimmung des Zwangsmassnahmengerichts aufgescho-
ben oder unterlassen werden, wenn:

a. die Erkenntnisse nicht zu Beweiszwecken verwendet werden; und

b. der Aufschub oder die Unterlassung zum Schutze iberwiegender 6ffentlicher
oder privater Interessen notwendig ist.

3 Personen, gegen die verdeckt ermittelt wurde, konnen innert zehn Tagen bei der Be-
schwerdekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde fithren (Art. 46). Die Be-
schwerdefrist beginnt mit Erhalt der Mitteilung zu laufen.

6. Abschnitt: Verdeckte Fahndung

Art. 252 Begriff

1 Verdeckte Fahndung liegt vor, wenn Angehorige der Verwaltungseinheit oder der
Polizei im Rahmen kurzer Einsétze in einer Art und Weise, dass ihre wahre Identitéit
und Funktion nicht erkennbar sind, Verbrechen und Vergehen aufzuklédren versuchen
und dabei insbesondere Scheingeschifte abschliessen oder den Willen zum Abschluss
vortduschen.

2 Verdeckte Fahnderinnen und Fahnder werden nicht mit einer Legende im Sinne von
Artikel 238 ausgestattet. Ihre wahre Identitdt und Funktion wird in den Verfahrensak-
ten und bei Einvernahmen offengelegt.

Art. 253 Voraussetzungen
1 Die Verwaltungseinheit kann eine verdeckte Fahndung anordnen, wenn:

a. der Verdacht besteht, ein Verbrechen oder Vergehen sei begangen worden;
und

b. die bisherigen Ermittlungs- oder Untersuchungshandlungen erfolglos geblie-
ben sind oder die Ermittlungen sonst aussichtslos wéren oder unverhéltnis-
miéssig erschwert wiirden.

2 Hat eine verdeckte Fahndung einen Monat gedauert, so bedarf ihre Fortsetzung der
Genehmigung durch die Chefin oder den Chef der Strafverfolgung.
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Art. 254 Anforderungen an die eingesetzten Personen und Durchfithrung

1 Wird die verdeckte Fahndung durch Angehorige der Polizei ausgefiihrt, so gilt fiir
die Anforderungen an die eingesetzten Personen gilt Artikel 225 sinngemass.

2 Wird die verdeckte Fahndung durch Angehdorige der Polizei ausgefiihrt, so gelten
fiir Stellung, Aufgaben und Pflichten der verdeckten Fahnderinnen und Fahnder sowie
der Fiihrungspersonen die Artikel 244247 sinngemdss.

Art. 255 Beendigung und Mitteilung
I Die Verwaltungseinheit beendet die verdeckte Fahndung unverziiglich, wenn:
a. die Voraussetzungen nicht mehr erfiillt sind;

b. die verdeckte Fahnderin oder der verdeckte Fahnder oder die Fiihrungsperson
Instruktionen nicht befolgt oder in anderer Weise ihre Pflichten nicht erfiillt,
namentlich die Verwaltungseinheit wissentlich falsch informiert oder die
Zielperson in unzuldssiger Weise zu beeinflussen versucht.

2 Bei der Beendigung ist darauf zu achten, dass die verdeckte Fahnderin oder der ver-
deckte Fahnder keiner abwendbaren Gefahr ausgesetzt wird.

 Fiir die Mitteilung der verdeckten Fahndung gilt Artikel 251 Absiétze 1 und 3 sinn-
gemass.

2. Titel: Schlussprotokoll

Art. 256

1 Erachtet die Verwaltungseinheit die Untersuchung als vollstédndig und liegt nach ih-
rer Ansicht eine Straftat vor, so nimmt sie ein Schlussprotokoll auf; dieses enthlt:

a. den Ort und das Datum,;
b. den Namen des Verfassers oder der Verfasserin;
c. die beschuldigte Person und ihre Verteidigung;

d. moglichst kurz, aber genau: die der beschuldigten Person vorgeworfenen Ta-
ten mit Beschreibung von Ort, Datum, Zeit, Art und Folgen der Tatausfiih-
rung;

e. die nach Auffassung der Verwaltungseinheit erfiillten Straftatbestinde unter
Angabe der anwendbaren Gesetzesbestimmungen.

2 Die Verwaltungseinheit erdffnet das Schlussprotokoll der beschuldigten Person
schriftlich und rdumt ihr eine Frist von 30 Tagen ein, um Stellung zu nehmen, die
Akten einzusehen und eine Ergidnzung der Untersuchung zu beantragen. Die Frist
kann erstreckt werden, wenn zureichende Griinde vorliegen und das Erstreckungsge-
such innert der Frist gestellt wird.

3 Gegen die Er6ffnung des Schlussprotokolls und seinen Inhalt ist keine Beschwerde
zuléssig.
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4Die Ablehnung eines Beweisantrags, der ohne Rechtsnachteil anldsslich der Anfech-
tung des Strafbescheides wiederholt werden kann, kann nur in Verbindung mit dem
Strafbescheid angefochten werden. Das Gleiche gilt fiir die Ablehnung eines Beweis-
antrags, der nach der Er6ffnung des Schlussprotokolls gestellt wurde.

10. Titel: Sistierung

Artikel 257
1 Die Verwaltungseinheit kann eine Untersuchung sistieren, namentlich wenn:

a. die Taterschaft oder ihr Aufenthalt unbekannt ist oder andere voriibergehende
Verfahrenshindernisse bestehen;

b. der Ausgang des Verwaltungsstrafverfahrens von einem anderen Verfahren
abhéngt und es angebracht erscheint, dessen Ausgang abzuwarten;

c. ein Sachentscheid von der weiteren Entwicklung der Tatfolgen abhéngt.

2 Vor der Sistierung erhebt die Verwaltungseinheit die Beweise, deren Verlust zu be-
flirchten ist. Ist die Taterschaft oder ihr Aufenthalt unbekannt, so leitet sie eine Fahn-
dung ein.

3 Die Verwaltungseinheit teilt die Sistierung der beschuldigten Person mit.

4 Im Ubrigen richtet sich das Verfahren nach den Bestimmungen iiber die Verfahrens-
einstellung.

11. Titel: Wiederanhandnahme

Art. 258

1 Die Verwaltungseinheit nimmt von Amtes wegen eine sistierte Untersuchung wie-
der an die Hand, wenn der Grund der Sistierung weggefallen ist.

2 Die Wiederanhandnahme ist nicht anfechtbar.

12. Titel: Entscheid der Verwaltungseinheit
1. Kapitel: Art des Entscheids

Art. 259 Im Strafverfahren

Die Verwaltungseinheit erlésst einen Strafbescheid oder stellt das Verfahren ein; vor-
behalten bleibt die Uberweisung zur gerichtlichen Beurteilung (Art. 41 Abs. 1).
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Art. 260 Uber die Leistungs- oder Riickleistungspflicht

1 Die nachzuentrichtenden oder zuriickzuerstattenden Abgaben, Vergiitungen, Bei-
trage, Forderungsbetrige und Zinsen werden geméss den Zusténdigkeits- und Verfah-
rensvorschriften des betreffenden Verwaltungsgesetzes geltend gemacht.

2 Ist die Verwaltungseinheit befugt, iiber die Leistungs- und Riickleistungspflicht zu
entscheiden, so kann sie ihren Entscheid mit dem Strafbescheid verbinden; der Ent-
scheid unterliegt aber in jedem Falle der Uberpriifung nur in dem Verfahren, welches
das betreffende Verwaltungsgesetz fiir seine Anfechtung vorsieht, und hat die entspre-
chende Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

3 Stiitzt sich ein Strafbescheid auf einen Entscheid iiber die Leistungs- oder Riickleis-
tungspflicht und wird lediglich dieser nach Absatz 2 angefochten und in der Folge
gedndert oder aufgehoben, so entscheidet die Verwaltungseinheit neu geméss Arti-
kel 259.

2. Kapitel: Einstellung des Verfahrens

Art. 261 Griinde

Die Verwaltungseinheit verfiigt die vollstindige oder teilweise Einstellung des Ver-
fahrens, wenn:

a. kein Tatverdacht erhértet ist, der einen Strafbescheid (Art. 267) oder eine An-
klage rechtfertigt (Art. 276);

b. kein Straftatbestand erfiillt ist;
c. Rechtfertigungsgriinde einen Straftatbestand unanwendbar machen;

d. Prozessvoraussetzungen definitiv nicht erfiillt werden konnen oder Prozess-
hindernisse aufgetreten sind;

e. nach gesetzlicher Vorschrift auf Strafverfolgung oder Bestrafung verzichtet
werden kann.

Art. 262 Form und Mitteilung

1 Die Verwaltungseinheit hebt in der Einstellungsverfiigung bestehende Zwangsmas-
snahmen auf. Sie kann die Einziehung von Gegenstdnden und Vermdgenswerten an-
ordnen.

2 Die Einstellungsverfiigung ergeht schriftlich und wird begriindet.

3 Die Einstellungsverfiigung wird allen rechtlich davon betroffenen Personen mitge-
teilt.

4 Eine rechtskriftige Einstellungsverfiigung kommt einem freisprechenden Endent-
scheid gleich.
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Art. 263 Inhalt
1 Die Einstellungsverfiigung enthélt:
a. eine Einleitung;
b. eine Begriindung;
c. ein Dispositiv;
d. eine Rechtsmittelbelehrung.
2 Die Einleitung enthilt:

a. die Bezeichnung der Personen, die im Namen der Behorde an der Verfiigung
mitgewirkt haben;

b. das Datum des Entscheids;

c. eine geniigende Bezeichnung der Parteien und ihrer Rechtsbeistdnde;
3 Die Begriindung enthélt die Griinde fiir die vorgesehene Erledigung des Verfahrens.
4 Das Dispositiv enthélt:

a. die Bezeichnung der angewendeten Gesetzesbestimmungen;

b. die Anordnung iiber die Erledigung des Verfahrens;

c. den Entscheid iiber die Nebenfolgen;

d. die Bezeichnung der Personen und Behdrden, die eine Kopie des Entscheides
oder des Dispositivs erhalten.

Art. 264 Rechtsmittel

I Jede Person, die ein rechtlich geschiitztes Interesse an der Authebung oder Ande-
rung der Verfligung hat, kann die Einstellung innert zehn Tagen mit Beschwerde vor
der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts anfechten.

2 Ergeht im Rahmen der Einstellungsverfiigung ein Entscheid auf Einziehung, so kann
dagegen Einsprache erhoben werden. Das Einspracheverfahren richtet sich nach den
Bestimmungen iiber das selbststindiges Einziehungsverfahren (Art. 270 ff.).

Art. 265 Wiederaufnahme

I Die Verwaltungseinheit verfiigt die Wiederaufnahme eines durch Einstellungsver-
fligung rechtskriftig beendeten Verfahrens, wenn ihr neue Beweismittel oder Tatsa-
chen bekannt werden, die:

a. fiir eine strafrechtliche Verantwortlichkeit der beschuldigten Person sprechen;
und

b.  sich nicht aus den fritheren Akten ergeben.

2 Sie teilt die Wiederaufnahme denjenigen Personen und Behdrden mit, denen zuvor
die Einstellung mitgeteilt worden ist.
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3. Kapitel: Verfahren bei einer schuldunfihigen beschuldigten Person

Art. 266

Ist eine beschuldigte Person schuldunfdhig und kommt eine Anwendung der Arti-
kel 19 Absatz 4 StGB% nicht in Betracht, so beantragt die Verwaltungseinheit dem
erstinstanzlichen Gericht schriftlich eine Massnahme nach den Artikeln 5961, 63,
64, 67, 67b oder 67e StGB, ohne vorher das Verfahren wegen Schuldunfzhigkeit ein-
zustellen.

4. Kapitel: Strafbescheid

Art. 267 Im ordentlichen Verfahren
I Der Strafbescheid ist schriftlich zu erlassen und stellt fest:

die Bezeichnung der verfiigenden Behorde;

IS

die Bezeichnung der beschuldigten Person und ihrer Verteidigung;

den Sachverhalt, welcher der beschuldigten Person zur Last gelegt wird;
die gesetzlichen Bestimmungen, die angewendet werden;

die Sanktion;

die Mithaftung von Dritten nach Artikel 12 Absatz 3;

die Massnahmen;

die Loschfrist fiir ein allfdllig bestehendes DNA-Profil;

i.  die Kosten;

@ omo a0

die Bezeichnung beschlagnahmter Gegenstdnde und Vermdgenswerte, die
freigegeben oder eingezogen werden;

—.

k. den Hinweis auf die Moglichkeit der Einsprache und die Folgen einer unter-
bliebenen Einsprache;

I die Leistungs- und Riickleistungspflicht nach Artikel 260, sowie das entspre-
chende Rechtsmittel;

m. Ort und Datum der Ausstellung;
n. die Unterschrift der ausstellenden Person.

2 Weicht der Strafbescheid zum Nachteil der beschuldigten Person wesentlich vom
Schlussprotokoll ab, so sind diese Abweichungen anzugeben und kurz zu begriinden.

Art. 268 Im abgekiirzten Verfahren
1 Tst die Straftat offenkundig, betragt die Busse nicht mehr als 5000 Franken, so kann
der Strafbescheid ohne vorherige Aufnahme eines Schlussprotokolls erlassen werden.
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2 Wird der Strafbescheid im abgekiirzten Verfahren der beschuldigten Person in deren
Anwesenheit eroffnet, unterzeichnet diese ihn und verzichtet nach Kenntnisnahme des
Strafbescheids ausdriicklich auf alle Rechtsmittel, so wird der Strafbescheid einem
rechtskriftigen Urteil gleichgestellt. Verweigert die beschuldigte Person die Unter-
zeichnung, so fallt der Strafbescheid dahin.

3 Kann der Strafbescheid der beschuldigten Person nicht in deren Anwesenheit eroff-
net werden, kann jede vom Strafbescheid betroffene Person innert dreissig Tagen seit
der Eroffnung Einsprache erheben. Die Einreichestelle und die Form richten sich nach
Artikel 271. Wird Einsprache erhoben, so féllt der Strafbescheid dahin. Wird keine
Einsprache erhoben, so ist der Strafbescheid einem rechtskriftigen Urteil gleichge-
stellt.

Art. 269 Selbststéndiges Einziehungsverfahren

1 Ein selbststindiges Einziehungsverfahren wird durchgefiihrt, wenn ausserhalb eines
Verwaltungsstrafverfahrens iiber die Einziehung von Gegenstinden oder Vermdgens-
werten zu entscheiden ist.

2 Gegenstiande oder Vermdgenswerte, die voraussichtlich in einem selbststindigen
Verfahren einzuziehen sind, werden beschlagnahmt.

3 Sind die Voraussetzungen fiir die Einziehung erfiillt, so ordnet die Verwaltungsein-
heit die Einziehung in einem Einziehungsbescheid an; sie gibt der betroffenen Person
Gelegenheit zur Stellungnahme.

4 Sind die Voraussetzungen nicht erfiillt, so verfiigt sie die Einstellung des Verfahrens
und gibt die Gegensténde oder Vermdgenswerte der berechtigten Person zuriick.

5 Selbsténdige Einziehungsbescheide gegen Personen, denen nicht die Stellung einer
beschuldigten Person zukommt, kénnen auch im Rahmen eines Verwaltungsstrafver-
fahrens erlassen werden.

5. Kapitel: Einsprache

Art. 270 Einreichung

I Gegen den Straf- oder Einziehungsbescheid kann die betroffene Person innert dreis-
sig Tagen seit der Erdffnung Einsprache erheben.

2 Wird innert der gesetzlichen Frist nicht Einsprache erhoben, so ist der Straf- oder
Einziehungsbescheid einem rechtskriftigen Urteil gleichgestellt.

Art. 271 Einreichestelle und Form

1 Die Einsprache ist schriftlich bei der Verwaltungseinheit einzureichen, die den an-
gefochtenen Bescheid erlassen hat.

2 Die Einsprache hat einen bestimmten Antrag zu enthalten und die zur Begriindung
dienenden Tatsachen anzugeben; die Beweismittel sollen bezeichnet und, soweit
moglich, beigelegt werden.

86/ 154



Verwaltungsstrafrecht

3 Geniigt die Einsprache den in Absatz 2 umschriebenen Anforderungen nicht, oder
lassen die Begehren der Einsprecherin oder des Einsprechers oder deren Begriindung
die notige Klarheit vermissen und stellt sich die Einsprache nicht als offensichtlich
unzuléssig heraus, so wird der Einsprecherin oder dem Einsprecher eine kurze Nach-
frist zur Verbesserung eingerdumt.

4 Die Verwaltungseinheit verbindet diese Nachfrist mit der Androhung, nach unbe-
nutztem Fristablauf aufgrund der Akten zu entscheiden oder, wenn Begehren, Begriin-
dung oder Unterschrift fehlen, auf die Einsprache nicht einzutreten.

Art. 272 Verfahren

1 Tst Einsprache erhoben worden, so hat die Verwaltungseinheit den angefochtenen
Bescheid mit Wirkung fiir alle durch ihn Betroffenen zu iiberpriifen; sie kann eine
miindliche Verhandlung anordnen und die Untersuchung ergénzen.

2 Fusst der angefochtene Bescheid auf einem Entscheid iiber die Leistungs- oder
Riickleistungspflicht und ist dieser angefochten worden, so wird, bis dariiber rechts-
kréftig entschieden ist, das Einspracheverfahren ausgesetzt.

Art. 273 Einspracheentscheid

I Aufgrund der Ergebnisse ihrer neuen Priifung trifft die Verwaltungseinheit eine Ein-
stellungs-, Straf- oder Einziehungsverfiigung. Sie ist dabei nicht an die gestellten An-
trige gebunden, darf jedoch die Strafe gegeniiber dem Strafbescheid nur dann ver-
schirfen, wenn im Verfahren nach Artikel 260 Absatz 2 auf eine héhere Leistungs-
oder Riickleistungspflicht erkannt worden ist. In diesem Fall wird ein Riickzug der
Einsprache nicht beriicksichtigt.

2 Die Verfiigung ist zu begriinden; im Ubrigen gelten die Vorschriften von Artikel 267
tiber Inhalt und Eroffnung des Strafbescheids sinngemiss.

Art. 274 Uberspringen des Einspracheverfahrens

I Die Einsprecherin oder der Einsprecher kann in ihrer oder seiner Einsprache nach
Artikel 270 von der Verwaltungseinheit verlangen, die Einsprache als Begehren um
Beurteilung durch das Strafgericht zu behandeln.

2 Die Verwaltungseinheit entscheidet {iber dieses Begehren endgiiltig. Die Verfiigung
muss nicht begriindet werden.

6. Kapitel: Begehren um gerichtliche Beurteilung

Art. 275

I Die von der Straf- oder Einziehungsverfiigung betroffene Person kann innert zehn
Tagen seit der Er6ffnung die Beurteilung durch das Strafgericht verlangen.

2 Das Begehren um gerichtliche Beurteilung ist schriftlich bei der Verwaltungseinheit
einzureichen, welche die Straf- oder Einziehungsverfiigung getroffen hat.
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3 Wird innert der gesetzlichen Frist die Beurteilung durch das Strafgericht nicht ver-
langt, so ist die Straf- oder Einziehungsverfiigung einem rechtskréftigen Urteil gleich-
gestellt.

13. Titel: Gerichtliches Verfahren
1. Kapitel: Verfahren vor den erstinstanzlichen Gerichten

Art. 276 Anklageerhebung

1Tst die gerichtliche Beurteilung verlangt worden oder hilt die Verwaltungseinheit
die Voraussetzungen einer Freiheitsstrafe, einer freiheitsentzichenden Massnahme
oder einer Landesverweisung nach Artikel 66a oder 66abis StGB¢7 fiir gegeben, so
erhebt die Verwaltungseinheit beim zustindigen Gericht Anklage.

2 Die Anklageerhebung ist nicht anfechtbar.

Art. 277 Inhalt der Anklageschrift

1 Die Anklageschrift besteht aus der Strafverfligung oder, wenn diese fehlt, dem Straf-
bescheid.

2 Liegt keine Strafverfiigung oder kein Strafbescheid vor, so erstellt die Verwaltungs-
einheit eine Anklageschrift, die bezeichnet:

a. den Ort und das Datum;

b. die zustdndige Verwaltungseinheit;

c. das Gericht, an welches sich die Anklage richtet;
d. die beschuldigte Person und ihre Verteidigung;

e. moglichst kurz, aber genau: die der beschuldigten Person vorgeworfenen
Taten mit Beschreibung von Ort, Datum, Zeit, Art und Folgen der Tataus-
fithrung;

f.  die nach Auffassung der zustdndigen Verwaltungseinheit erfiillten Straftat-
bestinde unter Angabe der anwendbaren Gesetzesbestimmungen.

3 Die Verwaltungseinheit kann eine Alternativanklage oder fiir den Fall der Verwer-
fung ihrer Hauptanklage eine Eventualanklage erheben.

Art. 278 Weitere Angaben und Antrage

I Die Verwaltungseinheit macht dem Gericht folgende Angaben und stellt ihm fol-
gende Antrége, soweit diese nicht bereits aus der Anklageschrift hervorgehen:

a. die angeordneten Zwangsmassnahmen;
b. die beschlagnahmten Gegenstinde und Vermogenswerte;

c. die entstandenen Untersuchungskosten;
67 SR 311.0
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d. ihren allfilligen Antrag auf Anordnung der Sicherheitshaft;

e. ihre Antrdge zu den Sanktionen oder die Ankiindigung, diese Antrage wiir-
den an der Hauptverhandlung gestellt;

f.  ihr Ersuchen, eine Vorladung zur Hauptverhandlung zu erhalten.

2 Tritt die Verwaltungseinheit nicht personlich vor Gericht auf, so kann sie ihrer An-
klage zur Erlduterung des Sachverhalts einen Schlussbericht beifligen, der auch Aus-
fithrungen zur Beweiswiirdigung enthilt.

Art. 279 Zustellung der Anklage

I Die Verwaltungseinheit iibermittelt die Anklageschrift sowie einen allfélligen
Schlussbericht unverziiglich:

a. der beschuldigten Person, deren Aufenthaltsort bekannt ist;

b. dem zustindigen Gericht zusammen mit den Akten sowie den beschlag-
nahmten Gegenstinden und Vermdgenswerten.

2 Beantragt die mit der Untersuchung betraute Person die Anordnung der Sicherheits-
haft, so tibermittelt sie mit dem entsprechenden Gesuch auch dem Zwangsmassnah-
mengericht eine Ausfertigung der Anklageschrift.

Art. 280 Verwaltungseinheit

1 Die Verwaltungseinheit kann dem Gericht schriftliche Antrége stellen oder person-
lich vor Gericht erscheinen. Im Falle des Erscheinens vor Gericht kann sich die Ver-
waltungseinheit durch eine oder mehrere Personen vertreten lassen, namentlich durch
die mit der Untersuchung betraute Person.

2 Sie ist weder an die in der Anklageschrift vorgenommene rechtliche Wiirdigung
noch an die darin gestellten Antrége gebunden.

3 Beantragt sie eine Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr oder eine freiheitsentzie-
hende Massnahme, so hat sie die Anklage vor Gericht personlich zu vertreten.

4 Die Verfahrensleitung im Sinne von Artikel 61 Buchstaben ¢ und d StPOS8 kann die
Verwaltungseinheit auch in anderen Féllen zur personlichen Vertretung der Anklage
verpflichten, wenn sie dies fiir nétig erachtet.

5 Erscheint die Verwaltungseinheit nicht an der Hauptverhandlung, obwohl sie dazu
verpflichtet wiére, so wird die Verhandlung verschoben.

Art. 281 Erstinstanzliches Hauptverfahren
I Mit dem Eingang der Anklageschrift wird das Verfahren beim Gericht rechtshingig.
2 Mit der Rechtshéngigkeit gehen die Befugnisse im Verfahren auf das Gericht tiber.
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3 Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen dieses Gesetzes richtet sich das erstin-
stanzliche Hauptverfahren nach der StPO®.

4 Das Gericht entscheidet dariiber, ob das Begehren um gerichtliche Beurteilung (Art.
274 und 275) giiltig ist.

5 Der rechtskréftige Entscheid iiber die Leistungs- oder Riickleistungspflicht ist fiir
das Gericht verbindlich; handelt es sich um einen Entscheid der Verwaltungseinheit
und findet das Gericht, er beruhe auf offensichtlicher Gesetzesverletzung oder auf ei-
nem Ermessensmissbrauch, so setzt es die Hauptverhandlung aus und weist die Akten
zum neuen Entscheid an die Verwaltungseinheit zuriick. Artikel 260 Absatz 3 gilt
sinngemdss.

Art. 282 Riickzug der Strafverfiigung oder des Begehrens um gerichtliche
Beurteilung

1 Die Verwaltungseinheit kann die Straf- oder Einziehungsverfiigung, den Straf- oder
Einziehungsbescheid zuriickziehen, solange das Urteil erster Instanz nicht erdffnet ist.

2 Bis zu diesem Zeitpunkt kann auch die beschuldigte Person das Begehren um ge-
richtliche Beurteilung zuriickziehen.

3 In diesen Fillen wird das gerichtliche Verfahren eingestellt.

4 Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens tragt die Partei, die den Riickzug erklért.

2. Kapitel: Berufung

Art. 283

1 Entscheide der erstinstanzlichen Gerichte konnen mit Berufung geméss den Arti-
keln 398-409 StPO70 angefochten werden.

2 Auch die Verwaltungseinheit kann diese Rechtsmittel selbststindig ergreifen.

3 Vorbehaltlich abweichender Bestimmungen dieses Gesetzes richtet sich das Beru-
fungsverfahren nach der StPO71.
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14. Titel:
Revision der von der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde
abgeschlossenen Verfahren

1. Kapitel: Entscheide der Verwaltungsstrafverfolgungsbehdérden

Art. 284 Revisionsgriinde

1 Ein durch Strafbescheid, Strafverfiigung oder Einstellungsverfiigung rechtskriftig
abgeschlossenes Verwaltungsstrafverfahren kann auf Antrag oder von Amtes wegen
wieder aufgenommen werden:

a. aufgrund erheblicher Tatsachen oder Beweismittel, die der Verwaltungsein-
heit zur Zeit des fritheren Verfahrens nicht bekannt waren;

b. wenn nachtrdglich gegen eine Teilnehmerin oder einen Teilnehmer ein Straf-
urteil ausgefdllt wurde, das mit dem Strafbescheid oder der Strafverfiigung in
unvereinbarem Widerspruch steht;

c. wenn durch eine strafbare Handlung auf den Entscheid der Verwaltungsein-
heit eingewirkt worden ist.

2 Die Revision zugunsten der beschuldigten Person ist jederzeit zuldssig. Einer neuen
Verurteilung steht die nach der Rechtskraft des beanstandeten Entscheids eingetretene
Verfolgungsverjahrung nicht entgegen.

3 Die Revision zu Ungunsten der beschuldigten Person ist nur zulédssig aufgrund von
Absatz 1 Buchstaben a und ¢ und solange die Verfolgung der Straftat nicht verjéhrt
ist. Der frithere Entscheid unterbricht die Verjahrung nicht.

4 Fiir den Einziehungsbescheid und die Einziechungsverfiigung gelten die Vorschriften
der Artikel 284-288 sinngemdiss.

Art. 285 Einleitung des Verfahrens auf Antrag

1 Die beschuldigte Person und, wenn sie verstorben ist, ihre Ehegattin oder ihr Ehe-
gatte, ihre eingetragene Partnerin oder ihr eingetragener Partner, ihre Verwandten in
gerader Linie und ihre Geschwister konnen um die Revision ersuchen.

2 Revisionsgesuche sind schriftlich und unter Angabe der Griinde und Beweismittel
bei der Verwaltungseinheit einzureichen, die den beanstandeten Entscheid getroffen
hat.

3 Gesuche nach Artikel 284 Absatz 1 Buchstabe b sind innert neunzig Tagen nach
Kenntnisnahme des betreffenden Entscheids zu stellen. In den iibrigen Féllen sind
Revisionsgesuche an keine Frist gebunden.

4 Ein Gesuch hemmt den Vollzug des beanstandeten Entscheids nur, wenn die Ver-
waltungseinheit es verfiigt; sie kann den Vollzug gegen Sicherheitsleistung aufschie-
ben oder andere vorsorgliche Verfiigungen treffen.

5 Die Verwaltungseinheit kann die Untersuchung ergénzen und eine miindliche Ver-
handlung anordnen
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Art. 286 Einleitung des Verfahrens von Amtes wegen

Leitet die Verwaltungseinheit die Revision von Amtes wegen ein, so kann sie die Un-
tersuchung wieder erdffnen; den Betroffenen ist Gelegenheit zu geben, sich zum Re-
visionsgrund und zu der in Aussicht genommenen Anderung des Entscheids zu dus-
sern.

Art. 287 Aufhebung des friiheren Entscheids

I Liegt ein Revisionsgrund vor, so hebt die Verwaltungseinheit den fritheren Ent-
scheid auf und trifft eine Einstellungs-, Straf- oder Einziehungsverfiigung; sie ent-
scheidet gleichzeitig iiber die Riickleistung von Bussen, Kosten und eingezogenen
Vermdgenswerten. Vorbehalten bleibt die Uberweisung zur gerichtlichen Beurteilung
(Art. 41 Abs. 1).

2 Die Verfligung ist zu begriinden; im Ubrigen gilt Artikel 267 {iber Inhalt und Erff-
nung des Strafbescheids sinngemiss.

3 Gegen die Straf- oder Einziehungsverfiigung kann geméss Artikel 275 die gerichtli-
che Beurteilung verlangt werden.

4 Das Gericht iiberpriift auch, ob ein Revisionsgrund im Sinne von Artikel 284 vor-
liegt.

Art. 288 Verneinung des Revisionsgrundes

1 Liegt kein Revisionsgrund vor, so trifft die Verwaltungseinheit einen entsprechen-
den Entscheid.

2 Bei Abweisung eines Revisionsgesuchs konnen die Verfahrenskosten der Gesuch-
stellerin oder dem Gesuchsteller auferlegt werden.

3 Der Entscheid ist zu begriinden und den am Revisionsverfahren Beteiligten zu er-
oftnen.

4 Die Gesuchstellerin oder der Gesuchsteller kann gegen den abweisenden Entscheid
innert zehn Tagen seit der Er6ffnung bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafge-
richts Beschwerde fithren (Art. 46 Abs. 1); die Verfahrensvorschriften von Artikel 49
Absitze 2—6 gelten sinngemiss.

2. Kapitel: Urteile der erstinstanzlichen Gerichte
Art. 289

Fiir die Revision rechtskriftiger Urteile erstinstanzlicher Gerichte gelten die Arti-
kel 379-392 sowie die Artikel 410—415 StPO72.
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15. Titel: Vollzug

Art. 290 Zustandigkeit

1 Die Bescheide und Verfiigungen der Verwaltungseinheit und die Urteile der Straf-
gerichte, soweit diese nicht auf Freiheitsstrafen oder freiheitsentziechende Massnah-
men lauten, werden von der Verwaltungseinheit vollstreckt; ausgenommen sind die
Kosten des gerichtlichen Verfahrens, fiir deren Vollstreckung das Gericht zustiandig
ist, das das Urteil gefallt hat.

2 Verfahrenskosten, Geldstrafen, Bussen und weitere im Zusammenhang mit einem
Verwaltungsstrafverfahren zu erbringende finanzielle Leistungen werden nach den
Bestimmungen des SchKG73 eingetrieben, wobei eine Ubertragung an eine andere
Verwaltungseinheit moglich ist.

3 Forderungen aus Verfahrenskosten verjéhren in zehn Jahren seit Eintritt der Rechts-
kraft des Kostenentscheids. Der Verzugszins betrigt 5 Prozent.

4 Die Verwaltungsstrafbehdrden konnen ihre Forderungen aus Verfahrenskosten mit
Entschidigungsanspriichen der zahlungspflichtigen Partei aus dem gleichen Verwal-
tungsstrafverfahren sowie mit beschlagnahmten Vermodgenswerten verrechnen.

5 Die Kantone vollziehen die Freiheitsstrafen und die freiheitsentziehenden Massnah-
men; der Bund hat die Oberaufsicht {iber den Vollzug.

Art. 291 Vollstreckung von Bussen und Geldstrafen

1 Soweit die Busse oder die Geldstrafe nicht eingebracht werden kann, wird sie auf
Antrag der Verwaltungseinheit nach Artikel 10 umgewandelt.

2 Zustandig zur Umwandlung ist die Richterin oder der Richter, die oder der die Straf-
tat beurteilt hat oder zur Beurteilung zustindig gewesen wire (Art. 42).

Art. 292 Verwendung der Bussen, eingezogenen Vermdgenswerte usw.

1 Wenn die Gesetzgebung nichts anderes bestimmt, fallen Bussen, Geldstrafen, ein-
gezogene Gegenstiande und Vermogenswerte, Ersatzforderungen sowie der Erlds aus
den eingezogenen oder nach den Artikeln 167-172 verwerteten Gegenstdnden dem
Bund zu.

2 Lehnt die Verwaltungseinheit einen nach Artikel 70 Absatz 2 StGB74 beanspruchten
Anteil am Verwertungserlds eines eingezogenen Gegenstands oder Vermogenswerts
ab, so erlésst sie eine Verfiigung nach dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 196875
iiber das Verwaltungsverfahren.
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16. Titel: Kosten, Entschidigung und Riickgriff
1. Kapitel: Kosten

1. Abschnitt:
Im Verfahren vor den Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden

Art. 293 Begriff

1 Die Verfahrenskosten setzen sich zusammen aus den Gebiihren zur Deckung des
Aufwands und den Auslagen im konkreten Straffall.

2 Auslagen sind namentlich:
a. Kosten fiir die amtliche Verteidigung;
b. Kosten fiir Ubersetzungen;
c. Kosten fiir Gutachten;
d. Kosten fiir die Mitwirkung anderer Behorden;

Post-, Telefon- und dhnliche Spesen.

Art. 294 Grundsatz

Die Verfahrenskosten werden vom Bund getragen; abweichende Bestimmungen die-
ses Gesetzes bleiben vorbehalten.

Art. 295 Berechnung und Gebiihren

1 Der Bundesrat regelt die Berechnung der Verfahrenskosten und legt die Gebiihren
fest.

2 Er kann fur einfache Fiélle Pauschalgebiihren festlegen, die auch die Auslagen ab-
gelten.

Art. 296 Stundung und Erlass

Forderungen aus Verfahrenskosten kdnnen von der zustidndigen Behorde gestundet
oder unter Beriicksichtigung der wirtschaftlichen Verhéltnisse der kostenpflichtigen
Person herabgesetzt oder erlassen werden.

Art. 297 Kostentragungspflicht der beschuldigten Person

1 Die beschuldigte Person trigt die Verfahrenskosten, wenn sie verurteilt wird. Aus-
genommen sind die Kosten fiir die amtliche Verteidigung; vorbehalten bleibt Arti-
kel 90 Absatz 4.

2 Wird das Verfahren eingestellt oder die beschuldigte Person freigesprochen, so kon-
nen ihr die Verfahrenskosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn sie rechts-
widrig und schuldhaft die Einleitung des Verfahrens bewirkt oder dessen Durchfiih-
rung erschwert hat.

3 Die beschuldigte Person trigt die Verfahrenskosten nicht, die:
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a. der Bund durch unnétige oder fehlerhafte Verfahrenshandlungen verursacht
hat;

b. fiir Ubersetzungen anfielen, die durch die Fremdsprachigkeit der beschuldig-
ten Person notig wurden.

4 Mehrere beschuldigte Personen haften solidarisch fiir die Kosten, wenn der Strafbe-
scheid oder die Strafverfiigung nichts anderes bestimmt.

Art. 298 Beschwerde gegen Kostenerkenntnis

I Die mit Kosten beschwerte beschuldigte Person kann, wenn das Verfahren einge-
stellt wurde oder wenn sie die gerichtliche Beurteilung nicht verlangt, gegen das Kos-
tenerkenntnis innert zehn Tagen seit Erdffnung des Entscheids bei der Beschwerde-
kammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde fithren (Art.46 Abs. 1); die
Verfahrensvorschriften von Artikel 49 Absitze 2—6 gelten sinngeméss.

2 Wird innert der gesetzlichen Frist keine Beschwerde eingereicht oder eine Be-
schwerde abgewiesen, so ist das Kostenerkenntnis einem gerichtlichen Urteil gleich-
gestellt.

2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren

Art. 299

1 Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens und deren Auferlegung bestimmen sich,
vorbehiltlich Artikel 282 Absatz 4, nach den Artikeln 417-426 und 428 StPO76.

2 Im Urteil konnen die Kosten des Verfahrens vor den Verwaltungsstrafverfolgungs-
behdrden gleich wie die Kosten des gerichtlichen Verfahrens auferlegt werden.

3. Abschnitt: Kostenvergiitung an den Kanton

Art. 300

1 Der Kanton kann vom Bund die Erstattung der Kosten fiir die von seinem Zwangs-
massnahmengericht wahrgenommenen Aufgaben sowie der Prozess- und Vollzugs-
kosten fordern, zu denen die beschuldigte Person nicht verurteilt worden ist oder die
die verurteilte Person nicht bezahlen kann. Besoldungen und Taggelder von Kantons-
angestellten sowie Gebiihren und Stempel sind ausgenommen.

2 Sind durch die Vereinigung von Verfahren nach Artikel 40 ausserordentliche Kosten
entstanden, so kann der Bund sie den Kantonen auf Gesuch hin ganz oder teilweise
vergliten.

3 Konflikte zwischen dem Bund und einem Kanton iiber die Vergiitung der Kosten
entscheidet die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts (Art. 46 Abs. 1).
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2. Kapitel: Entschiidigung

1. Abschnitt:
In von einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde abgeschlossenen
Verfahren

Art. 301 Anspriiche

1 Wird die beschuldigte Person ganz oder teilweise freigesprochen oder wird das Ver-
fahren gegen sie eingestellt, so hat sie Anspruch auf:

a. eine nach dem Anwaltstarif festgelegte Entschadigung ihrer Aufwendungen
fiir die angemessene Ausiibung ihrer Verfahrensrechte, wobei beim Anwalts-
tarif nicht unterschieden wird zwischen der zugesprochenen Entschidigung
und den Honoraren fiir die private Verteidigung; der Tarif des Kantons des
zustdndigen Gerichts gemiss Artikel 42 Absatz 2 ist massgeblich.

b. Entschidigung der wirtschaftlichen Einbussen, die ihr aus ihrer notwendigen
Beteiligung am Verwaltungsstrafverfahren entstanden sind;

c.  Genugtuung fiir besonders schwere Verletzungen ihrer personlichen Verhalt-
nisse, insbesondere bei Freiheitsentzug.

2 Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde priift den Anspruch von Amtes wegen. Sie
kann die beschuldigte Person auffordern, ihre Anspriiche zu beziffern und zu belegen.

3 Hat die beschuldigte Person eine Wahlverteidigung mit ihrer Verteidigung betraut,
so steht der Anspruch auf Entschddigung nach Absatz 1 Buchstabe a ausschliesslich
der Verteidigung zu unter Vorbehalt der Abrechnung mit ihrer Klientschaft. Gegen
den Entschédigungsentscheid kann die Verteidigung das Rechtsmittel ergreifen, das
gegen den Endentscheid zuldssig ist.

4 Die Entschddigung geht zulasten des Bundes.

Art. 302 Herabsetzung oder Verweigerung der Entschidigung oder
Genugtuung

Die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde kann die Entschiadigung oder Genugtuung
herabsetzen oder verweigern, wenn:

a. die beschuldigte Person rechtswidrig und schuldhaft die Einleitung des Ver-
fahrens bewirkt oder dessen Durchfiihrung erschwert hat;

b. die Aufwendungen der beschuldigten Person geringfligig sind.

Art. 303 Entschidigung und Genugtuung wegen rechtswidrig angewandter
Zwangsmassnahmen und iiberlanger Haft

1 Sind gegeniiber der beschuldigten Person rechtswidrig Zwangsmassnahmen ange-
wandt worden, so spricht ihr die Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde eine angemes-
sene Entschiddigung und Genugtuung zu.
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2 Im Fall von Untersuchungs- und Sicherheitshaft besteht der Anspruch, wenn die zu-
lassige Haftdauer iiberschritten ist und der iibermissige Freiheitsentzug nicht an die
wegen anderer Straftaten ausgesprochenen Sanktionen angerechnet werden kann.

3 Der Anspruch nach Absatz 2 entféllt, wenn die beschuldigte Person zu einer Geld-
strafe, zu gemeinniitziger Arbeit oder zu einer Busse verurteilt wird, die umgewandelt
eine Freiheitsstrafe ergébe, die nicht wesentlich kiirzer wire als die ausgestandene
Untersuchungs- und Sicherheitshaft.

Art. 304 Dritte

I Dritte haben Anspruch auf angemessenen Ersatz ihres nicht auf andere Weise ge-
deckten Schadens sowie auf Genugtuung, wenn sie durch Verfahrenshandlungen oder
bei der Unterstiitzung von Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden Schaden erlitten ha-
ben.

2 Sie haben ihren Anspruch bei der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde zu beantra-
gen, zu beziffern und zu belegen. Kommen sie dieser Pflicht nicht nach, so tritt die
Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrde auf den Antrag nicht ein.

3 Uber die Anspriiche ist im Rahmen des Endentscheids zu befinden. In klaren Fillen
kann die Verwaltungseinheit schon wahrend der Untersuchung dariiber entscheiden.

Art. 305 Geltendmachung

! Entschddigungs- und Genugtuungsforderungen gegeniiber dem Bund verjdhren
nach zehn Jahren seit Eintritt der Rechtskraft des Entscheids.

2 Uber das Entschidigungs- oder Genugtuungsbegehren trifft die Verwaltungsstraf-
verfolgungsbehorde spatestens innert drei Monaten einen Entscheid. Gegen den Ent-
scheid kann innert zehn Tagen seit der Er6ffnung bei der Beschwerdekammer des
Bundesstrafgerichts Beschwerde gefiihrt werden (Art. 46 Abs. 1); die Verfahrensvor-
schriften von Artikel 49 Absétze 2—6 gelten sinngeméss.

2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren

Art. 306

1 Das Gericht entscheidet auch iiber die Entschadigung fiir Nachteile im Verfahren
vor den Verwaltungsstrafverfolgungsbehorden.

2 Bevor das Gericht eine Entschddigung festsetzt, hat es der Verwaltungsstrafverfol-
gungsbehorde Gelegenheit zu geben, sich zum Anspruch und seiner Hohe zu dussern
und Antrége zu stellen.
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3. Abschnitt: Riickgriffsanspruch

Art. 307

1 Wer das Verfahren durch Arglist veranlasst hat, kann verpflichtet werden, dem Bund
die nach den Artikeln 301-304 oder 306 auszurichtenden Entschiddigungen ganz oder
teilweise zu ersetzen.

2 Uber den Riickgriffsanspruch entscheidet die Verwaltungseinheit.

3 Gegen den Entscheid kann innert zehn Tagen seit der Eroffnung bei der Beschwer-
dekammer des Bundesstrafgerichts Beschwerde gefiihrt werden (Art. 46 Abs. 1); die
Verfahrensvorschriften von Artikel 49 Absitze 2—6 gelten sinngeméss. Wird innert
der gesetzlichen Frist nicht Beschwerde erhoben, so ist der Entscheid einem rechts-
kriftigen Urteil gleichgestellt.

4 Der Riickgriffsanspruch erlischt, wenn er nicht innert drei Monaten seit Rechtskraft
des Entscheids oder Urteils iiber den Entschiddigungsanspruch geltend gemacht wird.

17. Titel:
Abwesenheitsverfahren bei von Verwaltungsstrafverfolgungsbehérden
abgeschlossenen Strafverfahren

Art. 308

1 Ist die beschuldigte Person, ohne in der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu haben,
unbekannten Aufenthaltes, so kann das Verfahren von der Verwaltungseinheit in ihrer
Abwesenheit durchgefiihrt werden. Artikel 93 Absatz 2 ist anwendbar. Der Strafbe-
scheid oder die Strafverfiigung muss einen Verweis auf die Moglichkeit enthalten,
einen neuen Entscheid geméss Absatz 2 verlangen zu kdnnen.

2 Wenn die beschuldigte Person sich stellt oder ergriffen wird, so kann sie innert 30
Tagen, seitdem sie vom Strafbescheid oder von der Strafverfligung Kenntnis erhalten
hat, schriftlich oder miindlich bei der Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde, die zu-
letzt gesprochen hat, einen neuen Entscheid verlangen.

3 Wird das Gesuch nach Ablauf der Frist gestellt, stellt die Verwaltungseinheit dies in
einem Entscheid fest, den sie der beschuldigten Person zustellt. Die beschuldigte Per-
son kann den ablehnenden Entscheid innert zehn Tagen nach Zustellung vor der Be-
schwerdekammer des Bundesstrafgerichts (Art. 464 Abs. 1) anfechten; die Verfah-
rensvorschriften von Artikel 49 Absétze 2 bis 6 sind sinngemiss anwendbar.

4Wird das Gesuch rechtzeitig gestellt, so ist das ordentliche Verfahren durchzufiihren.
Die Verwaltungseinheit informiert die beschuldigte Person schriftlich dariiber.

> Wird das Gesuch um einen neuen Entscheid nach Eintritt in Rechtskraft des Straf-
bescheids oder der Strafverfiigung gestellt, kann die Verwaltungseinheit die Sistie-
rung des Vollzugs anordnen.

% Die Verwaltungseinheit erlisst einen neuen Entscheid, der mit den iiblichen Rechts-
mitteln angefochten werden kann.
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7 Mit Eintreten in Rechtskraft des neuen Entscheids wird der Abwesenheitsentscheid
hinfallig.

8 Solange die Frist zur Anfechtung des Strafbescheids oder des Begehrens um gericht-
liche Beurteilung infolge der Strafverfiigung lauft, kann die beschuldigte Person zu-
sitzlich zu ihrem Gesuch um einen neuen Entscheid oder stattdessen dieses Rechts-
mittel einlegen. Sie muss dariiber gemidss Absatz 1 informiert werden. Die
Anfechtung des Strafbescheids oder des Begehrens um gerichtliche Beurteilung in-
folge der Strafverfiigung ist nur dann zuléssig, wenn das Gesuch um einen neuen Ent-
scheid abgewiesen worden ist.

9 Bei Einziehung und Umwandlung der Busse und Geldstrafen in Freiheitsstrafe gel-
ten die Absédtze 1-8 sinngemdss.

4. Teil: Schlussbestimmungen
1. Titel: Aufhebung und Anderung anderer Erlasse

Art. 309

Die Aufhebung und die Anderung anderer Erlasse werden im Anhang geregelt.

2. Titel: Ubergangsbestimmungen

Art. 310 Anwendbares Recht

1 Verfahren, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes hingig sind, werden nach neuem
Recht fortgefiihrt.

2 Verfahrenshandlungen, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes angeordnet oder durch-
gefiihrt worden sind, behalten ihre Giiltigkeit.

Art. 311 Zustandigkeit

1 Verfahren, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes hingig sind, werden unter Vorbehalt
der Absitze 2 und 3 von den nach neuem Recht zustéindigen Behorden fortgefiihrt.

2 Die bei der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts hangigen Verfahren, die
nach neuem Recht in die Zustindigkeit des Zwangsmassnahmengerichts fallen, wer-
den von der Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts weitergefiihrt.

3 Ist die Staatsanwaltschaft des Kantons oder des Bundes in einem hédngigen Verfah-
ren Partei, so kann sie Partei bleiben.
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3. Titel: Referendum und Inkrafttreten

Art. 312
I Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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Anhang
(Art. 309)

Aufhebung und Anderung anderer Erlasse

I

Das Bundesgesetz vom 22. Mérz 197477 iiber das Verwaltungsstrafrecht wird aufge-
hoben.

I

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt geéndert:
1. Bundesgerichtsgesetz vom 17. Juni 200578

Art. 80 Abs. 2 dritter Satz

2 ... Ausgenommen sind die Fille, in denen nach der Strafprozessordnung? (StPO)
und des Bundesgesetzes vom ...80 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) ein Zwangsmassnahmengericht oder ein anderes Gericht
als einzige kantonale Instanz entscheidet.

Art. 81 Abs. 1 Bst. b Ziff. 7
1 Zur Beschwerde in Strafsachen ist berechtigt, wer:

b. ein rechtlich geschiitztes Interesse an der Aufhebung oder Anderung des an-
gefochtenen Entscheids hat, insbesondere:

7. die beteiligte Verwaltung in Verwaltungsstrafsachen nach dem Bundes-
gesetz vom ...81 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR).

2. Strafbehordenorganisationsgesetz vom 19. Mirz 201082

Art. 35 Abs. 2
Aufgehoben

77 AS 1974 1857,2000 2141, 2003 2133, 2005 5685, 2006 3545, 2007 1411, 2010 1573,
2010 1881, 2010 3267, 2011 725, 2013 847, 2016 2329, 2018 4587, 2018 5247, 2019
4417, 2022 491, 2023 259

78 SR 173.110

79 SR 312.0
80 SR 313.0
81 SR 313.0
82 SR 173.71

101/ 154



Verwaltungsstrafrecht

Art. 37 Abs. 2 Bst. b
2 Sie entscheiden zudem {iber:

b. Beschwerden, die ihnen das Bundesgesetz vom ...83 iiber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) zuweist;

Art. 39 Abs. 2 Bst. a
2 Ausgenommen sind Fille nach:

a. den Artikeln 35 Absatz 2 und 37 Absatz 2 Buchstabe b; auf sie ist das Bun-
desgesetz vom ...84 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) anwendbar;

3. Bundesgesetz vom 18. Dezember 201535 iiber die Sperrung und die
Riickerstattung unrechtmissig erworbener Vermogenswerte
ausliindischer politisch exponierter Personen

Art. 27
Aufgehoben

Art. 28 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2

I Fiir Widerhandlungen gegen die Strafbestimmungen dieses Gesetzes ist das Bundes-
gesetz vom ...86 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) anwendbar.

2 Ist die gerichtliche Beurteilung verlangt worden oder hélt das EFD die Vorausset-
zungen fiir eine Freiheitsstrafe oder eine freiheitsentziehende Massnahme fiir gege-
ben, so untersteht die strafbare Handlung der Bundesgerichtsbarkeit. In diesem Fall
erhebt das EFD beim Bundesstrafgericht Anklage. Die Artikel 276283 VStrR sind
anwendbar.

83 SR 313.0
84 SR 313.0
85 SR 196.1
86 SR 313.0
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4. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1983387 iiber den Erwerb von
Grundstiicken durch Personen im Ausland

Art. 34 Widerhandlungen im Geschdftsbetrieb

Fiir Widerhandlungen im Geschéftsbetrieb gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesge-
setzes vom ...88 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) sinngemiss.

5. Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 2005%°

Art. 39 Abs. 3

3 Die Aufsichtsbehorde verfolgt und beurteilt diese Widerhandlungen nach den Vor-
schriften des Bundesgesetzes vom ...%0 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 39a
Aufgehoben

6. Urheberrechtsgesetz vom 9. Oktober 199291

Art. 71  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben, durch Beauftragte und dergleichen sind
die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...92 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

Art. 73 Abs. 2

2 Widerhandlungen nach Artikel 70 werden vom IGE nach dem Bundesgesetz vom
...%3 iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) ver-
folgt und beurteilt.

87 SR 211.412.41

88 SR 313.0
89 SR 221.302
9 SR 313.0
91 SR 231.1
92 SR 313.0
93 SR 313.0
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7. Markenschutzgesetz vom 28. August 199294

Art.67  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Bei Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben, durch Untergebene, Beauftragte oder
Vertreter gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...%5 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

8. Designgesetz vom 5. Oktober 2001%

Art.42  Widerhandlungen in Geschdfisbetrieben

Bei Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben durch Untergebene, Beauftragte oder
Vertreter gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...97 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

9. Patentgesetz vom 25. Juni 195498

Art.83a

Bei Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben durch Untergebene, Beauftragte oder
Vertreter gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...%9 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

10. Wappenschutzgesetz vom 21. Juni 2013100

Art.29  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Bei Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben durch Untergebene, Beauftragte oder
Vertreterinnen oder Vertreter gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...101
iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

94 SR 232.11
95 SR 313.0
9% SR 232.12
97 SR 313.0
98 SR 232.14
9 SR 313.0
100 SR 232.21
101 SR 313.0
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11. Datenschutzgesetz vom 25. September 2020102

Art.64  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

I Fiir Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben sind die Artikel 6 und 7 des Bundesge-
setzes vom ...103 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) anwendbar.

2 Aufgehoben

12. Bundesgesetz vom 19. Dezember 1986194 gegen den unlauteren
Wettbewerb

Art.26  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben, durch Beauftragte und dergleichen sind
die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...105 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

13. Kartellgesetz vom 6. Oktober 1995106

Art.42 Abs. 2

2 Die Wettbewerbsbehorden konnen Hausdurchsuchungen anordnen und Beweisge-
genstinde sicherstellen. Fiir diese Zwangsmassnahmen sind die Artikel 153-157 und
167-181 des Bundesgesetzes vom ...107 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR) sinngeméss anwendbar. Hausdurchsuchungen und
Beschlagnahmen werden auf Grund eines Antrages des Sekretariats von einem Mit-
glied des Priasidiums angeordnet.

Art.57 Abs. 1

1 Fiir die Verfolgung und die Beurteilung der strafbaren Handlung gilt das Bundesge-
setz vom ...108 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR).

102 SR 235.1
103 SR 313.0
104 SR 241

105 SR 313.0
106 SR 251

107 SR 313.0
108 SR 313.0
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14. Strafgesetzbuch10®

Art. 66a Abs. 1 Bst.

I Das Gericht verweist den Ausldnder, der wegen einer der folgenden strafbaren
Handlungen verurteilt wird, unabhéngig von der Hohe der Strafe fiir 5-15 Jahre aus
der Schweiz:

f. Betrug (Art. 146 Abs. 1), Leistungs- und Abgabebetrug (Art. 14 Abs. 1-3 des
Bundesgesetzes vom ...110 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren) oder Steuerbetrug, Veruntreuung von Quellensteuern
oder eine andere Straftat im Bereich der 6ffentlich-rechtlichen Abgaben, die
mit einer Hochststrafe von einem Jahr Freiheitsstrafe oder mehr bedroht ist;

Art. 333 Abs. 3 dritter Satz sowie Abs. 5 dritter Satz

3 ... Vorbehalten bleibt Artikel 8 des Bundesgesetzes vom ...111 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

5... Vorbehalten bleibt Artikel 8 des Bundesgesetzes vom ...112 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

15. Strafprozessordnung!13

Art. 269 Abs. 2 Bst. m

2 Eine Uberwachung kann zur Verfolgung der in den folgenden Artikeln aufgefiihrten
Straftaten angeordnet werden:

m. Geldspielgesetz vom 29. September 2017114 : Artikel 130 Absatz 2 fiir die
Straftaten nach Artikel 130 Absatz 1;

Art. 282 Abs. 3 (neu)

3 Im Rahmen der Observation kénnen technische Geriéte zur Standortbestimmung ein-
gesetzt werden. Die Standortdaten diirfen ausschliesslich fiir die Bestimmung des ak-
tuellen Standortes wéhrend der laufenden Observation verwendet und weder gespei-
chert noch als Beweise in einem Strafverfahren verwendet werden.

Art. 286 Abs. 2 Bst. k

2 Die verdeckte Ermittlung kann zur Verfolgung der in den folgenden Artikeln aufge-
fithrten Straftaten eingesetzt werden:

109 SR 311.0
110 SR 313.0
111 SR 313.0
112 SR 313.0
113 SR 312.0
114 SR 935.51
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k. Geldspielgesetz vom 29. September 2017115 : Artikel 130 Absatz 2 fiir die
Straftaten nach Artikel 130 Absatz 1;

16. Ordnungsbussengesetz vom 18. Méirz 2016116

Art. 1 Abs. 3

3 Es ist nicht anwendbar bei Ubertretungen, die nach dem Bundesgesetz vom ...117
iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt
und beurteilt werden.

17. Strafregistergesetz vom 17. Juni 2016118

Art. 24 Abs. 1 Bst. a

1 Strafverfahren im Sinne von Artikel 16 Absitze 1 Buchstabe b und 2 Buchstabe b
werden in VOSTRA als hingig eingetragen, sobald:

a. die Verfahrensleitung die Untersuchung er6ffnet (Art. 309 Abs. 1 StPO!19,
Art. 103 Abs. 1 des Militérstrafprozesses vom 23. Mirz 1979120, Art. 101 Abs.
1 des Bundesgesetzes vom ...121 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren).

18. Rechtshilfegesetz vom 20. Miirz 1981122

Art. 3 Abs. 3 Bst. b

3 Einem Ersuchen wird nicht entsprochen, wenn Gegenstand des Verfahrens eine Tat
ist, die auf eine Verkiirzung fiskalischer Abgaben gerichtet erscheint oder Vorschrif-
ten iiber wihrungs-, handels- oder wirtschaftspolitische Massnahmen verletzt. Es
kann jedoch entsprochen werden:

b. einem Ersuchen nach allen Teilen dieses Gesetzes, wenn ein qualifizierter Ab-
gabebetrug im Sinne von Artikel 14 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom ...123
iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR)
Gegenstand des Verfahrens ist.

115 SR 935.51
116 SR 314.1
117 SR 313.0
118 SR 330
119 SR 312.0
120 SR 322.1
121 SR 313.0
122 SR 351.1
123 SR 313.0
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19. Schengen-Informationsaustausch-Gesetz vom 12. Juni 2009124

Anhang 1 Ziff. 6

Leistungs- und Abgabebetrug geméss Bundesgesetz vom ...125 iiber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (Art. 14 Abs. 1 VStrR).

20. Zwangsanwendungsgesetz vom 20. Miirz 2008126

Art. 21 Beschlagnahme von Gegenstinden

Soweit fiir die Beschlagnahme von Gegensténden keine spezialgesetzliche Regelung
gilt, sind Artikel 169-170 des Bundesgesetzes vom ...127 {iber das Verwaltungsstraf-
recht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

21. Bundesgesetz vom 14. Dezember 2012128 iiber die Forderung der
Forschung und der Innovation

Art. 12 Abs. 5

5 Straftaten nach Artikel 37 oder 38 des Subventionsgesetzes vom 5. Oktober 1990129
im Bereich der Forschungsférderung werden nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes vom ...130 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) durch das SBFI geahndet.

Art. 25 Strafverfolgung

Straftaten nach Artikel 37 oder 38 des Subventionsgesetzes vom 5. Oktober 1990131
im Bereich der Innovationsforderung werden nach den Bestimmungen des Bundesge-
setzes vom ...132 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) durch das WBF geahndet.

124 SR 362.2
125 SR 313.0
126 SR 364

127 SR 313.0
128 SR 420.1
129 SR 616.1
130 SR 313.0
131 SR 616.1
132 SR 313.0
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22. Bundesstatistikgesetz vom 9. Oktober 1992133

Art. 24 Abs. 2 und 3

2 Das zustidndige Departement verfolgt und beurteilt die iibrigen Widerhandlungen
nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom ...134 {iber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

3 Es gelten im Ubrigen die allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches!35 und
die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...13¢ iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

23. Filmgesetz vom 14. Dezember 2001137

Art. 31 Abs. 1 (Rest betriffi nur den franzosischen Text.)

1 Fiir die Verfolgung und die Beurteilung der strafbaren Handlung gilt das Bundesge-
setz vom ...138 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR).

24. Kulturgiitertransfergesetz vom 20. Juni 200313°

Art. 26 Widerhandlung in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben gelten die Artikel 6 und 7 des Bundes-
gesetzes vom ...140 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR).

25. Bundesgesetz vom 1. Juli 1966141 iiber den Natur- und
Heimatschutz

Art. 24b

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes das Bundesgesetzes vom ...142 iiber das Ver-
waltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind anwendbar.

133 SR 431.01
134 SR 313.0
135 SR 311.0
136 SR 313.0
137 SR 443.1
138 SR 313.0
139 SR 444.1
140 SR 313.0
141 QR 451
142 SR 313.0
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26. Bundesgesetz vom 16. Mérz 2012143 iiber den Verkehr mit Tieren
und Pflanzen geschiitzter Arten

Art. 27 Abs. 1 dritter Satz

... Das Verfahren richtet sich nach dem Bundesgesetz vom ...144 {iber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

27. Tierschutzgesetz vom 16. Dezember 2005145

Art. 30 Juristische Personen und Handelsgesellschaften

Artikel 6 des Bundesgesetzes vom ...146 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR) ist anwendbar.

28. Kriegsmaterialgesetz vom 13. Dezember 1996147

Art. 37 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Auf Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben ist Artikel 6 des Bundesgesetzes vom
...148 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) an-
wendbar.

29. Waffengesetz vom 20. Juni 1997149

Art. 35  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben gelten die Artikel 6 und 7 des Bundes-
gesetzes vom ...150 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR).

143 SR 453

144 SR 313.0
145 QR 455

146 SR 313.0
147 SR 514.51
148 SR 313.0
149 SR 514.54
150 SR 313.0
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30. Landesversorgungsgesetz vom 17. Juni 2016!5!

Art. 51 erster Satz

Fiir Leistungs- und Abgabebetrug, Urkundenfélschung, Erschleichen einer falschen
Beurkundung und Unterdriickung von Urkunden gelten die Artikel 14-16 des Bun-
desgesetzes vom ...152 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafver-
fahren (VStrR).

31. Subventionsgesetz vom 5. Oktober 1990153

Art. 30 Abs. 4

4 Vorbehalten bleiben Riickforderungen nach Artikel 12 des Bundesgesetzes vom
...154 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 37 Vergehen

Fiir Leistungs- und Abgabebetrug, Urkundenfédlschung, Erschleichen einer falschen
Beurkundung, Unterdriickung von Urkunden und Begiinstigungen gelten die Artikel
14-18 des Bundesgesetzes vom ...155 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 39 Abs. 1 erster Satz

1 Widerhandlungen nach den Artikeln 37 und 38 werden nach dem Bundesgesetz vom
...156 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR)
vom zustindigen Bundesamt verfolgt und beurteilt.

32. Zollgesetz vom 18. Miirz 2005157

Art. 70 Abs. 4 Bst. b

4 Nicht solidarisch haften Personen, die gewerbsmaissig Zollanmeldungen ausstellen,
sofern die Zollschuld:

b. aus dem Erlass einer Nachbezugsverfligung nach dem Bundesgesetz vom
...158 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren

151 SR 531

152 SR 313.0
153 SR 616.1
154 SR 313.0
155 SR 313.0
156 SR 313.0
157 SR 631.0
158 SR 313.0
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(VStrR) hervorgegangen ist und die Person, welche die Zollanmeldung ge-
werbsmaéssig ausgestellt hat, an der Widerhandlung gegen die Verwaltungs-
gesetzgebung des Bundes kein Verschulden trifft; bei nicht schwerwiegenden
Widerhandlungen kann der Betrag der solidarischen Haftung verringert wer-
den.

Art. 104 Abs. 3 zweiter Satz und Abs. 4 zweiter Satz

3 e

Ist diese oder deren Aufenthaltsort nicht bekannt, so findet Artikel 171 VStrR159

sinngeméss Anwendung.

4-.-

Das Verfahren richtet sich nach Artikel 269 VStrR160,

Art. 105 Abs. 2

2 Bei Gefahr im Verzug oder im Falle von Widerstand darf das BAZG die abgefiihrte
Person nach Artikel 35 VStrR16! vorldufig festnehmen.

Art. 107 Abs. 3

3 Fiir das Durchsuchen von Wohnungen und anderen Raumen sowie von unmittelbar
zu einem Haus gehdrenden umfriedeten Liegenschaften oder von Bauten gelten die
Voraussetzungen nach Artikel 173-177 und 182-183 VStrR162.

Art. 115e Abs. 2
2 Die Artikel 153-255 VStrR!163 sind anwendbar.

Art. 125
Aufgehoben

Artikel 128a
Aufgehoben

159
160
161
162
163

SR 313.0
SR 313.0
SR 313.0
SR 313.0
SR 313.0
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33. Bundesgesetz vom 27. Juni 1973164 iiber die Stempelabgaben

Art. 45 Abs. 1

I Wer vorsitzlich oder fahrldssig, zum eigenen oder zum Vorteil eines andern, dem
Bunde Stempelabgaben vorenthilt oder sich oder einem andern auf andere Weise ei-
nen unrechtméssigen Abgabevorteil verschafft, wird, sofern nicht die Strafbestim-
mung von Artikel 14 des Bundesgesetzes vom ...165 iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) zutrifft, wegen Hinterziehung mit Busse
bis zu 30 000 Franken oder, sofern dies einen héheren Betrag ergibt, bis zum Dreifa-
chen der hinterzogenen Abgabe oder des unrechtmaéssigen Vorteils bestraft.

Art. 46 Abs. 1 letzter Satz

... wird, sofern nicht eine der Strafbestimmungen der Artikel 14-16 des Bundesge-
setzes vom ...166 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) zutriftt, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

Gliederungstitel vor Art. 50

B. Verhiltnis zum Bundesgesetz vom ...167 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren

Art. 50 Abs. 1

1 Das Bundesgesetz vom ...168 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) findet Anwendung; verfolgende und urteilende Verwaltungs-
behorde im Sinne jenes Gesetzes ist die ESTV.

34. Mehrwertsteuergesetz vom 12. Juni 2009169

Art. 15 Abs. 3

3 Die Haftung nach Artikel 12 Absatz 3 des Bundesgesetzes vom ...170 iiber das Ver-
waltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) bleibt vorbehalten.

Art. 100
Aufgehoben

164 SR 641.10
165 SR 313.0
166 SR 313.0
167 SR 313.0
168 SR 313.0
169 SR 641.20
170 SR 313.0
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Art. 101 Abs. 1
1 Die Artikel 9, 11, 12 Absatz 4 und 13 VStrR17! sind nicht anwendbar.

Art. 103 Abs. 1 und 4

I Auf die Strafverfolgung ist mit Ausnahme der Artikel 260 Absétze 1 und 2, 272 Ab-
satz 2 und 281 Absatz 4 das VStrR172 anwendbar.

4 Aufgehoben
35. Tabaksteuergesetz vom 21. Miirz 1969173

Art. 35 Abs. 2

2 Artikel 14 des Bundesgesetzes vom ...174 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das
Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) bleibt vorbehalten.

Art. 40
Aufgehoben

36. Biersteuergesetz vom 6. Oktober 2006175

Art. 35 Abs. 4

4 Vorbehalten bleiben die Artikel 14—16 des Bundesgesetzes vom ...176 {iber das Ver-
waltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 39
Aufgehoben

171 SR 313.0
172 SR 313.0
173 SR 641.31
174 SR 313.0
175 SR 641.411
176 SR 313.0
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37. Automobilsteuergesetz vom 21. Juni 1996177

Art. 36 Abs. 1 zweiter Satz

1 ... Vorbehalten bleiben die Artikel 14-16 des Bundesgesetzes vom ...178 {iber das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 40 Sachiiberschrifi und Abs. 1~ Verhdltnis zum Bundesgesetz vom ...179 iiber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren

1 Widerhandlungen werden nach dem Bundesgesetz vom ...180 {iber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt und beurteilt.

38. Mineraldlsteuergesetzvom 21. Juni 1996181

Art. 38 Abs. 1 zweiter Satz

1 ... Vorbehalten bleiben die Artikel 14-16 des Bundesgesetzes vom ...182 {iber das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 42 Sachiiberschrifi und Abs. 1~ Verhdltnis zum Bundesgesetz vom ...183 iiber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren

I Widerhandlungen werden nach dem Bundesgesetz vom ...184 {iber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt und beurteilt.

177 SR 641.51
178 SR 313.0
179 SR 313.0
180 SR 313.0
181 SR 641.61
182 SR 313.0
183 SR 313.0
184 SR 313.0
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39. CO:2-Gesetz vom 23. Dezember 2011185

Art. 45 Sachiiberschrift und Abs. 1~ Verhdltnis zum Bundesgesetz vom ...186 iiber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren

I Widerhandlungen werden nach dem Bundesgesetz vom ...187 {iber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt und beurteilt.

40. Schwerverkehrsabgabegesetz vom 19. Dezember 1997188

Art. 16 Abs. 4

4 Die Gewihrung der Amtshilfe in Strafsachen zwischen Bundes- und kantonalen Be-
horden richtet sich nach Artikel 55-60 des Bundesgesetzes vom ...189 {iber das Ver-
waltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 20 Abs. 1 dritter Satz

1., Vorbehalten bleiben die Artikel 14-16 des Bundesgesetzes vom ...190 iiber das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 22 Strafverfolgung durch das BAZG

Widerhandlungen werden nach dem Bundesgesetz vom ...191 {iber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) durch das BAZG verfolgt und
beurteilt.

41. Zinsbesteuerungsgesetz vom 17. Dezember 2004192

Art. 12 Abs. 1 Einleitungssatz

1 Mit Busse bis zu 250 000 Franken wird bestraft, sofern nicht die Strafbestimmungen
der Artikel 14-16 des Bundesgesetzes vom ...193 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar sind, wer vorsétzlich zum eigenen
Vorteil oder zum Vorteil einer anderen Person:

185 SR 641.71
186 SR 313.0
187 SR 313.0
188 SR 641.81
189 SR 313.0
190 SR 313.0
191 SR 313.0
192 SR 641.91
193 SR 313.0

116/ 154



Verwaltungsstrafrecht

42. Bundesgesetz vom 14.Dezember 19901% iiber die direkte
Bundessteuer

Art. 191 Abs. 1

I Das Verfahren gegeniiber dem Téter, dem Gehilfen und dem Anstifter richtet sich
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...195 iiber das Verwaltungsstraf-
recht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR); ausgenommen sind Bestimmun-
gen, die einen Freiheitsentzug vorsehen.

Art. 192 Abs. 1 und 3

1 Die Untersuchungsmassnahmen gegeniiber den am Verfahren nicht beteiligten Drit-
ten richten sich nach den Bestimmungen des VStrR196; ausgenommen sind Bestim-
mungen, die einen Freiheitsentzug vorsehen.

3 Die nach den Artikeln 125-139 VStrR als Zeuginnen oder Zeugen einvernommenen
Personen konnen zur Herausgabe der in ihrem Besitz befindlichen sachdienlichen Un-
terlagen und sonstigen Gegenstéinde aufgefordert werden. Verweigert eine Zeugin
oder ein Zeuge die Herausgabe, ohne dass einer der in den Artikeln 130, 131, 133 und
134 VStrR genannten Griinde zur Zeugnisverweigerung vorliegt, so ist sie oder er auf
die Strafandrohung von Artikel 292 des Strafgesetzbuchs!97 hinzuweisen und kann
gegebenenfalls wegen Ungehorsams gegen eine amtliche Verfiigung dem Strafgericht
tiberwiesen werden.

Art. 195 Abs. 4 und 5

4 Allfillige Entschddigungen an den Beschuldigten oder an Dritte werden nach den
Artikeln 301-305 VStrR ausgerichtet.

5 Fiir Beschwerdeentscheide nach Artikel 48 VStrR wird eine Spruchgebiihr von 10—
500 Franken erhoben.

43. Verrechnungssteuergesetz vom 13. Oktober 1965198

Art. 61 letzter Satz

... wird, sofern nicht die Strafbestimmung von Artikel 14 des Bundesgesetzes vom
...199 iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) zu-
trifft, wegen Hinterziehung mit Busse bis zu 30 000 Franken oder, sofern dies einen
héheren Betrag ergibt, bis zum Dreifachen der hinterzogenen Steuer oder des unrecht-
massigen Vorteils bestraft.

194 SR 642.11
195 SR 313.0
196 SR 313.0
197 SR 311.0
198 SR 642.21
199 SR 313.0
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Art. 62 Abs. 1 letzter Satz

1., wird, sofern nicht eine der Strafbestimmungen der Artikel 14-16 des Bundesge-
setzes vom ...200 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) zutriftt, mit Busse bis zu 20 000 Franken bestraft.

Gliederungstitel vor Art. 67

B. Verhiltnis zum Bundesgesetz vom ...201 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren; Besonderheiten fiir Widerhandlungen im kan-
tonalen Verfahren

Art. 67 Abs. 1

1 Das Bundesgesetz vom ...202 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) findet Anwendung; verfolgende und urteilende Verwaltungs-
behorde im Sinne jenes Gesetzes ist die ESTV.

44. Steueramtshilfegesetz vom 28. September 2012203

Art. 13 Abs. 7

7 Im Ubrigen sind die Artikel 153-179 sowie 182-183 des Bundesgesetzes vom ...204
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwend-
bar.

Art. 221 Abs. 1

I Fiir die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen dieses Gesetz ist
das Bundesgesetz vom ...205 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) anwendbar.

45. Bundesgesetz vom 18. Dezember 201520 iiber den internationalen
automatischen Informationsaustausch in Steuersachen

Art. 34
Aufgehoben

200 SR 313.0
201 SR 313.0
202 SR 313.0
203 SR 651.1
204 SR 313.0
205 SR 313.0
206 SR 653.1
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Art. 37 Abs. 1

1 Fiir die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen dieses Gesetz ist
das Bundesgesetz vom ...207 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) anwendbar.

46. Bundesgesetz vom 16. Juni 2017208 iiber den internationalen
automatischen Austausch linderbezogener Berichte
multinationaler Konzerne

Art. 25 Abs. 2
2 Aufgehoben

Art. 27 Abs. 1

1 Fiir die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen dieses Gesetz ist
das Bundesgesetz vom ...209 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) anwendbar.

47. Bundesgesetz vom 18. Juni 2021210 iiber die Durchfiihrung von
internationalen Abkommen im Steuerbereich

Art. 33 Abs. 1

I Auf Widerhandlungen gegen Strafbestimmungen dieses Gesetzes ist das Bundesge-
setz vom ...211 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) anwendbar.

48. Bundesgesetz vom 15. Juni 2012212 ijiber die internationale
Quellenbesteuerung

Art. 40 Abs. 1 Einleitungssatz

1 Mit Busse bis zu 250 000 Franken wird bestraft, sofern nicht die Artikel 14—16 des
Bundesgesetzes vom ...213 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstraf-

207 SR 313.0
208 SR 654.1
209 SR 313.0
210 SR 672.2
211 SR 313.0
212 SR 672.4
213 SR 313.0
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verfahren (VStrR) anwendbar sind, wer vorsétzlich zum eigenen Vorteil oder zum
Vorteil einer anderen Person:

49. FATCA-Gesetz vom 27. September 2013214

Art. 18 Abs. 3
3 Aufgehoben

Art. 21 Abs. 1

1 Bei Straftaten nach diesem Gesetz ist das Bundesgesetz vom ...215 {iber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

50. Alkoholgesetz vom 21. Juni 1932216

Art. 52 Abs. 1

1 Mit Busse bis zum Fiinffachen des Fiskalausfalles wird bestraft, sofern nicht die
Strafbestimmungen von Artikel 14 des Bundesgesetzes vom ...217 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) zutreffen, wer

Gliederungstitel vor Art. 59

B. Verhiltnis zum Bundesgesetz vom ...218 {iber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren

Art. 59a
Aufgehoben

Art. 62 Abs. 1

I Auf die Entrichtung der Ersatzleistung fiir den fiskalischen Ausfall, den das BAZG
infolge einer Widerhandlung erlitten hat, gelten die Vorschriften des VStrR219 betref-
fend die Leistungs- und Riickleistungspflicht (Art. 12, 13 und 260) sinngemiss.

214 SR 672.933.6
215 SR 313.0

216 SR 680

217 SR 313.0

218 SR 313.0

219 SR 313.0

120/ 154



Verwaltungsstrafrecht

51. Stauanlagengesetz vom 1. Oktober 2010220

Art. 31 Abs. 2

2 Das Bundesgesetz vom ...22! {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) findet Anwendung.

52. Energiegesetz vom 30. September 2016222

Art. 71 Abs. 1 erster Satz und Abs. 2

1 Die Verfolgung und Beurteilung von Widerhandlungen gegen dieses Gesetz richtet
sich nach dem Bundesgesetz vom ...223 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR).

2 Aufgehoben

53. Kernenergiegesetz vom 21. Mirz 2003224

Art. 94 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Auf Widerhandlungen nach diesem Gesetz ist Artikel 6 des Bundesgesetzes vom
...225 iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) an-
wendbar.

Art. 100 Abs. 2 zweiter Satz

2 ... Fiir das Verfahren gilt das Bundesgesetz vom ...226 {iber das Verwaltungsstraf-
recht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

54. Kernenergiehaftpflichtgesetz vom 13. Juni 2008227

Art. 30 Zustindigkeit und Verfahren

Die Widerhandlungen nach Artikel 28 und 29 werden vom BFE nach dem Bundesge-
setz vom ...228 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) verfolgt und beurteilt.

220 SR 721.101
221 SR 313.0
222 SR 730.0
223 SR 313.0
224 SR 732.1
225 SR 313.0
226 SR 313.0
227 SR 732.44
228 SR 313.0

121/ 154



Verwaltungsstrafrecht

55. Elektrizititsgesetz vom 24. Juni 190222°

Art. 55 Abs. 2
2™ Aufgehoben

Art. 57 Abs. 1 erster Satz

1 Das Bundesgesetz vom ...230 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) findet Anwendung.

56. Stromversorgungsgesetz vom 23. Mirz 2007231

Art. 29 Abs. 3

3 Das BFE verfolgt und beurteilt Widerhandlungen nach dem Bundesgesetz vom ...232
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

57. Nationalstrassenabgabegesetz vom 19. Miirz 2010233

Art. 12g Abs. 4

4 Die Gewéahrung der Amtshilfe in Strafsachen zwischen Bundesbehorden und kanto-
nalen Behorden richtet sich nach Artikel 55-60 des Bundesgesetzes vom ...234 {iber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 15 Abs. 3

3 Lehnt die Téterin oder der Téter das Ordnungsbussenverfahren ab oder wird die
Busse nicht innerhalb von 30 Tagen bezahlt, so verfolgt und beurteilt das BAZG die
Ubertretung nach dem Bundesgesetz vom ...235 iiber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

229 SR 734.0
230 SR 313.0
231 SR 734.7
232 SR 313.0
233 SR 741.71
234 SR 313.0
235 SR 313.0
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58. [Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957236

Art. 89b Abs. 3 zweiter Satz

3 ... Das Bundesgesetz vom ...237 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) ist anwendbar.

59. Bundesgesetz vom 20. Mirz 2009238 iiber die Zulassung als
Strassentransportunternehmen

Art. 12 Abs. 2

2 Das Verfahren richtet sich nach dem Bundesgesetz vom ...239 {iber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

60. Personenbeforderungsgesetz vom 20. Miirz 2009240

Art. 60 Abs. 3

3 Das Verfahren vor dem BAYV richtet sich nach dem Bundesgesetz vom ...24! {iber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

61. Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963242

Art. 45a

Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...243 iiber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) (Art. 14—18) sind anwendbar.

Art. 46 Abs. 2

2 Auf die Widerhandlungen der Artikel 45 und 45a werden die allgemeinen Bestim-
mungen des Bundesgesetzes vom ...244 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR) (Art. 2—13) angewendet.

236 SR 742.101
237 SR 313.0
238 SR 744.10
239 SR 313.0
240 SR 745.1
241 SR 313.0
242 SR 746.1
243 SR 313.0
244 SR 313.0
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Art. 46a Abs. 2

2 Die Widerhandlungen der Artikel 45 und 45a werden nach den Verfahrensvorschrif-
ten des Bundesgesetzes vom ...245 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) vom Bundesamt verfolgt und beurteilt.

62. Seeschifffahrtsgesetz vom 23. September 1953246

Art. 153 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Auf Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben ist Artikel 6 des Bundesgesetzes vom
...247 iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) an-
wendbar.

63. Bundesgesetz vom 3. Oktober 1975248 iiber die Binnenschifffahrt

Art. 54 Abs. 2

2 Fiir Widerhandlungen nach Artikel 49 gelten die allgemeinen Bestimmungen des
Bundesgesetzes vom ...249 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstraf-
verfahren (VStrR).

Art. 55 Abs. 2 erster Satz

2 Das Eidgendssische Departement fiir Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunika-
tion verfolgt und beurteilt im Verfahren nach dem Bundesgesetz vom ...250 iiber das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) die Widerhand-
lungen nach Artikel 49.

64. Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948251

Art. 91%

Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...252 iiber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) (Art. 14—18) sind anwendbar.

245 SR 313.0
246 SR 747.30
247 SR 313.0
248 SR 747.201
249 SR 313.0
250 SR 313.0
251 SR 748.0
252 SR 313.0
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Art. 98 Abs. 2

2 Ubertretungen im Sinne von Artikel 91 werden nach den Verfahrensvorschriften des
Bundesgesetzes vom ...253 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstraf-
verfahren (VStrR) durch das BAZL verfolgt und beurteil.

Art. 99 Abs. 5

5 Die Artikel 111-115, 121-124, 150, 153-157, 167-183, 192-205 und 214-217 des
Bundesgesetzes vom ...254 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstraf-
verfahren (VStrR) tiber die Vernehmung des Beschuldigten, die Einholung miindli-
cher Auskiinfte, die Durchfiihrung von Zwangsmassnahmen, die Beschlagnahme,
Durchsuchung und vorldufige Festnahme gelten sinngemdéss.

65. Bundesgesetz vom 7. Oktober 1959255 iiber das Luftfahrzeugbuch

Art. 65 erster Satz

Das Bundesgesetz vom ...256 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) findet Anwendung.

66. Bundesgesetz vom18. Mirz 2016257 betreffend die Uberwachung
des Post- und Fernmeldeverkehrs

Art. 1 Abs. 1 Bst. a®

I Dieses Gesetz gilt fiir die Uberwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs, die an-
geordnet und durchgefiihrt wird:

a"  im Rahmen eines Verwaltungsstrafverfahrens;

Art. 5 Abs. 1

1 Das EJPD kann ein beratendes Organ einsetzen, dem Vertreterinnen und Vertreter
des EJPD, des Dienstes, der Kantone, der Strafverfolgungsbehdrden, der fiir die ver-
waltungsstrafrechtliche Verfolgung zustindigen Behorden, des Nachrichtendiensts
des Bundes (NDB) und der Anbieterinnen von Post- und Fernmeldediensten angeho-
ren.

253 SR 313.0
254 SR 313.0
255 SR 748.517.1
256 SR 313.0
257 SR 780.1
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Art. 11 Abs. 17

1" Die Dauer, wihrend der die im Rahmen eines Verwaltungsstrafverfahrens gesam-
melten Daten im Verarbeitungssystem aufzubewahren sind, richtet sich nach den Re-
geln, die geméss dem anwendbaren Strafverfahrensrecht fiir die Strafakten gelten.

Art. 40 Abs. 1

I Straftaten nach Artikel 39 werden gemiss dem Bundesgesetz vom ...258 {iber das
Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt und beur-
teilt.

67. Postgesetz vom 17. Dezember 201025

Art. 31 Abs. 4

4 Die Ubertretungen werden von der PostCom nach den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom ...260 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR) verfolgt und beurteilt.

68. Fernmeldegesetz vom 30. April 1997261

Art. 54 Andere Strafbestimmungen

Die Artikel 14-18 des Bundesgesetzes vom ...262 {iber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind anwendbar.

Art. 55 Abs. 1

1 Die Widerhandlungen nach den Artikeln 52—54 werden vom UVEK nach den Vor-
schriften des Bundesgesetzes vom ...263 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt und beurteilt.

258 SR 313.0
259 SR 783.0
260 SR 313.0
261 SR 784.10
262 SR 313.0
263 SR 313.0
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69. Bundesgesetz vom 24. Miirz 2006264 iiber Radio und Fernsehen

Art. 102 Abs. 1 zweiter Satz

... Das Bundesgesetz vom ...265 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) ist anwendbar.

70. Bundesgesetz vom 15. Juni 2018266 iiber genetische Untersuchungen
beim Menschen

Art. 58 Abs. 2

2 Die Artikel 6 und 7 zu Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben sowie Artikel 15 zur
Urkundenfilschung und zum Erschleichen einer falschen Beurkundung des Bundes-
gesetzes vom ...267 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR) sind anwendbar.

71. Transplantationsgesetz vom 8. Oktober 2004263

Art. 71 Abs. 2

2 Die Artikel 6 und 7 (Widerhandlung in Geschéftsbetrieben) sowie 15 (Urkundenfl-
schung, Erschleichen einer falschen Beurkundung) des Bundesgesetzes vom ...269
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind an-
wendbar.

72. Humanforschungsgesetz vom 30. September 2011270

Art. 64 Abs. 2

2 Die Artikel 6 und 7 (Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben) sowie 15 (Urkunden-
falschung, Erschleichen einer falschen Beurkundung) des Bundesgesetzes vom ...271
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind an-
wendbar.

264 SR 784.40
265 SR 313.0
266 SR 810.12
267 SR 313.0
268 SR 810.21
269 SR 313.0
270 SR 810.30
271 SR 313.0
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73. Stammzellenforschungsgesetz vom 19. Dezember 2003272

Art. 26 Abs. 2

2 Die Artikel 6 und 7 (Widerhandlung in Geschéftsbetrieben) sowie 15 (Urkundenfl-
schung, Erschleichen einer falschen Beurkundung) des Bundesgesetzes vom ...273
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind an-
wendbar.

74. Betiubungsmittelgesetz vom 3. Oktober 1951274

Art. 28 Abs. 2

2 Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...275 iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten auch bei der Strafverfolgung durch
kantonale Behorden.

Art. 28a zweiter Satz

... Fiir das Verfahren gilt das das Bundesgesetz vom ...276 {iber das Verwaltungsstraf-
recht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

75. Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 2000277

Art. 86 Abs. 4
4 Wer fahrléssig handelt, wird mit Geldstrafe bestraft.

Art. 86 Abs. 5 (neu)

5 In leichten Fillen kann auf Busse erkannt werden.

Art. 87 Abs. 6
6 Aufgehoben

Art. 89
Aufgehoben

272 SR 810.31
273 SR 313.0
274 SR 812.121
275 SR 313.0
276 SR 313.0
277 SR 812.21
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Art. 90 Abs. 1 erster Satz

I Die Strafverfolgung im Vollzugsbereich des Bundes wird vom Institut und vom
BAG nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...278 iiber das Verwaltungs-
strafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gefiihrt. ...

Art. 90a
Aufgehoben

Art. 90c
Aufgehoben

76. Chemikaliengesetz vom 15. Dezember 200027

Art. 51  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...280 iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten fiir strafbare Handlungen nach die-
sem Gesetz.

77. Umweltschutzgesetz vom 7. Oktober 1983281

Art. 62 Anwendung des Verwaltungsstrafrechts

1 Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...282 {iber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten fiir strafbare Handlungen nach die-
sem Gesetz.

2 Fiir Widerhandlungen nach Artikel 61a gelten zudem die iibrigen Bestimmungen
des Bundesgesetzes vom ... iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR).

278 SR 313.0
279 SR 813.1
280 SR 313.0
281 SR 814.01
282 SR 313.0
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78. Gewiisserschutzgesetz vom 24. Januar 1991283

Art. 73 Anwendung des Verwaltungsstrafrechts

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...284 iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten sinngeméss fiir stratbare Handlun-
gen nach diesem Gesetz.

79. Strahlenschutzgesetz vom 22. Mérz 1991285

Art. 45 Anwendbarkeit des Verwaltungsstrafrechts

1 Die besonderen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...286 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) (Art. 14-18) sind an-
wendbar.

2 Auf Widerhandlungen nach Artikel 43 sind die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes
vom ... liber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR)
anwendbar.

Art. 46 Abs. 2 zweiter Satz

2 ... Fiir das Verfahren gilt das Bundesgesetz vom ...287 iiber das Verwaltungsstraf-
recht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

80. Bundesgesetz vom 16. Juni 2017288 i{iber den Schutz vor
Gefihrdungen durch nicht ionisierende Strahlung und Schall

Art. 13 Abs. 4

4 Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...289 {iber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind anwendbar.

283 SR 814.20
284 SR 313.0
285 SR 814.50
286 SR 313.0
287 SR 313.0
288 SR 814.71
289 SR 313.0
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81. Lebensmittelgesetz vom 20. Juni 201429

Art. 65  Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben, Urkundenfilschung

Die Stratbestimmungen iiber Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben und iiber Ur-
kundenfélschung nach den Artikeln 6, 7 und 15 des Bundesgesetzes vom ...291 {iber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten im Be-
reich des Lebensmittelrechts auch fiir die kantonalen Behorden.

82. Epidemiengesetz vom 28. September 2012292

Art. 84 Abs. 2

2 Die Artikel 6, 7 (Widerhandlung in Geschéftsbetrieben) und 15 (Urkundenfil-
schung, Erschleichen einer falschen Beurkundung) des Bundesgesetzes vom ...293
tiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten
auch fiir die kantonalen Behorden.

83. Arbeitsgesetz vom 13. Miirz 19642%

Art. 59 Abs. 2

2 Artikel 6 des Bundesgesetzes vom ...295 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das
Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) ist anwendbar.

84. Heimarbeitsgesetz vom 20. Mérz 1981296

Art. 13 Anwendbares Recht

Es gelten die allgemeinen Bestimmungen des Strafgesetzbuches?7 und Artikel 6 des
Bundesgesetzes vom ...298 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstraf-
verfahren (VStrR).

290 SR 817.0
291 SR 313.0
292 SR 818.101
293 SR 313.0
294 SR 822.11
295 SR 313.0
296 SR 822.31
297 SR 311.0
298 SR 313.0
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85. Arbeitsvermittlungsgesetz vom 6. Oktober 198929

Art. 39 Abs. 5

5 Auf Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben sind die Artikel 6 und 7 des Bundes-
gesetzes vom ...3%0 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR) anwendbar.

86. Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000301 iiber den Allgemeinen Teil
des Sozialversicherungsrechts

Art. 79 Abs. 1

I Die Bestimmungen des Allgemeinen Teils des Strafgesetzbuches302 sowie Artikel 6
des Bundesgesetzes vom ...303 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-
strafverfahren (VStrR) finden Anwendung.

87. Krankenversicherungsaufsichtsgesetz vom 26. September 2014304

Art. 55 Widerhandlung in Geschdftsbetrieben

Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...305 {iber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) finden Anwendung.

88. Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 1982306

Art. 107 Vergehen und Ubertretungen in Geschdftsbetrieben

Wird das Vergehen oder die Ubertretung im Geschéftsbetrieb einer juristischen Per-
son, einer Personengesellschaft oder einer Einzelfirma oder im Betrieb einer Korper-
schaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts begangen, so gelten die Artikel 6 und 7
des das Bundesgesetzes vom ...307 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR).

299 SR 823.11
300 SR 313.0
301 SR 830.1
302 SR 311.0
303 SR 313.0
304 SR 832.12
305 SR 313.0
306 SR 837.0
307 SR 313.0
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89. Landwirtschaftsgesetz vom 29. April 1998303

Art. 174 Personengemeinschaften und juristische Personen

Wird die strafbare Handlung von einer juristischen Person oder einer Personenge-
meinschaft begangen, so gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...309
iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

90. Tierseuchengesetz vom 1. Juli 1966310

Art. 48b Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Die Bestimmungen iiber Widerhandlungen in Geschiftsbetrieben nach den Artikeln 6
und 7 des Bundesgesetzes vom ...311 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) gelten auch bei der Strafverfolgung durch kantonale Be-
horden.

91.

Art. 44 Vergehen und Ubertretungen in Geschdiftsbetrieben

Waldgesetz vom 4. Oktober 1991312

Wird das Vergehen oder die Ubertretung im Geschéftsbetrieb einer juristischen Per-
son, einer Personengesellschaft oder einer Einzelfirma oder im Betrieb einer Korper-
schaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts begangen, so gelten die Artikel 6 und 7
des Bundesgesetzes vom ...313 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungs-

strafverfahren (VStrR).

92. Jagdgesetz vom 20. Juni 1986314

Art. 19 Anwendung auf juristische Personen und Handelsgesellschafien

Artikel 6 des Bundesgesetzes vom ...315 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-

waltungsstrafverfahren (VStrR) ist anwendbar.

308
309
310
311
312
313
314
315

SR 910.1
SR 313.0
SR 916.40
SR 313.0
SR 921.0
SR 313.0
SR 922.0
SR 313.0
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93. Bundesgesetz vom 21. Juni 1991316 iiber die Fischerei

Art. 18  Anwendbarkeit des Verwaltungsstrafrechts

Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...317 {iber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) gelten sinngeméss fiir stratbare Handlun-
gen nach diesem Gesetz.

94. Bundesgesetz vom 12. Juni 2009318 iiber die Produktesicherheit

Art. 17 Abs. 3

3 Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...319 iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind anwendbar.

95. Bauproduktegesetz vom 21. Miirz 2014320

Art. 27 Abs. 3

3 Die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...321 {iber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) sind anwendbar.

96. Bundesgesetz vom 27. September 2013322 iiber die im Ausland
erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen

Art. 25 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

I Auf Widerhandlungen in Geschiéftsbetrieben sind Artikel 6 und 7 des Bundesgeset-
zes vom ...323 iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) anwendbar.

2 Aufgehoben

316 SR 923.0
317 SR 313.0
318 SR 930.11
319 SR 313.0
320 SR 933.0
321 SR 313.0
322 SR 935.41
323 SR 313.0
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97. Geldspielgesetz vom 29. September 2017324

Art. 133 Straftaten in Geschdftsbetrieben
1 Aufgehoben
2 Fiir die Verfolgung von Straftaten in Geschiftsbetrieben durch die kantonalen Be-

horden gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom 325 ... iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

98. Messgesetz vom 17. Juni 2011326

Art. 23 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben sind die Artikel 6 und 7 des Bundesge-
setzes vom ...327 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR) anwendbar.

99. Edelmetallkontrollgesetz vom 20. Juni 1933328

Art. 56 Abs. 1 und 2 erster Satz

I Die allgemeinen Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ...329 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) (Art. 2-13) sind anwend-
bar.

2 Die Widerhandlungen im Sinne von Artikel 55 werden nach den Verfahrensvor-
schriften des Bundesgesetzes vom ... {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Ver-
waltungsstrafverfahren (VStrR) vom Zentralamt verfolgt und beurteilt. ...

Art. 56f
Aufgehoben

Art. 56g Abs. 1 erster Satz, 2 und 3

1 Fiir die Widerhandlungen gegen die Strafbestimmungen nach den Artikeln 56a—
56e¢ ist das Bundesgesetz vom ...330 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwal-
tungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar. ...

324 SR 935.51
325 SR 313.0
326 SR 941.20
327 SR 313.0
328 SR 941.31
329 SR 313.0
330 SR 313.0

135/154



Verwaltungsstrafrecht

2 Ist die gerichtliche Beurteilung verlangt worden oder hilt das Eidgendssische Fi-
nanzdepartement die Voraussetzungen fiir eine Freiheitsstrafe oder eine freiheitsent-
ziehende Massnahme fiir gegeben, so untersteht die strafbare Handlung der Bundes-
gerichtsbarkeit.

3 Aufgehoben

Art. 56h Abs. 2

2 Uber Konflikte zwischen dem Eidgendssischen Finanzdepartement und den kanto-
nalen Behorden entscheidet die Beschwerdekammer des Bundesstrafgerichts.

100. Vorliuferstoffgesetz vom 25. September 2020331

Art. 37 Abs. 1 erster Satz und 3

1 Die Verfolgung und Beurteilung der strafbaren Handlungen nach den Artikeln 31—
36 richtet sich nach dem Bundesgesetz vom ...332 {iber das Verwaltungsstrafrecht und
das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR). ...

3 Aufgehoben

101. Preisiiberwachungsgesetz vom 20. Dezember 1985333

Art. 25 Abs. 1

I Fiir die Verfolgung und Beurteilung der strafbaren Handlungen gilt das Bundesge-
setz vom ...334 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren
(VStrR).

102. Binnenmarktgesetz vom 6. Oktober 1995335

Art. 8¢ Abs. 2

2 Die Wettbewerbskommission verfolgt und beurteilt die Verletzung der Auskunfts-
pflicht nach den Verfahrensvorschriften des Bundesgesetzes vom ...336 {iber das Ver-
waltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

331 SR 941.42
332 SR 313.0
333 SR 942.20
334 SR 313.0
335 SR 943.02
336 SR 313.0
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103. Bundesgesetz vom 23. Miérz 2001337 iiber das Gewerbe der
Reisenden

Art. 15 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben, durch Beauftragte oder andere Personen
in dhnlichen Funktionen sind die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...338 {iber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

104. Konsumenteninformationsgesetz vom 5. Oktober 1990339

Art. 12 Abs. 1

1 Fiir die Strafverfolgung und die Beurteilung der strafbaren Handlungen gilt das Bun-
desgesetz vom ...340 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfah-
ren (VStrR).

105. Bundesgesetz vom 25.Juni 1982341 iiber aussenwirtschaftliche
Massnahmen

Art. 7 Abs. 2 zweiter Satz

2 ... Es gelten die Artikel 6 und 7 des Bundesgesetzes vom ...342 iiber das Verwal-
tungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

106. Giiterkontrollgesetz vom 13. Dezember 1996343

Art. 16 Widerhandlungen in Geschdftsbetrieben

Fiir Widerhandlungen in Geschéftsbetrieben gilt Artikel 6 des Bundesgesetzes vom
... 344 {iber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR).

Art. 18 Abs. 1" erster Satz

1" Widerhandlungen nach Artikel 15a werden nach dem Bundesgesetz vom ...345

iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) verfolgt
und beurteilt. ...

337 SR 943.1
338 SR 313.0
339 SR 944.0
340 SR 313.0
341 SR 946.201
342 SR 313.0
343 SR 946.202
344 SR 313.0
345 SR 313.0
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107. Embargogesetz vom 22. Mérz 2002346

Art. 12 Verstosse in Geschdfisbetrieben

Auf Verstosse in Geschiftsbetrieben ist Artikel 6 des Bundesgesetzes vom ...347 {iber
das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar.

Art. 14 Gerichtsbarkeit und Anzeigepflicht

1 Die Verfolgung und Beurteilung der Widerhandlungen nach diesem Gesetz unter-
stehen der Bundesstrafgerichtsbarkeit.

2 Die Bewilligungs- und Kontrollbehdrden des Bundes und der Kantone, die Polizei-
organe der Kantone und Gemeinden sowie die Zollorgane sind verpflichtet, Wider-
handlungen gegen dieses Gesetz, die sie in ihrer dienstlichen Tétigkeit wahrnehmen
oder die ihnen dabei zur Kenntnis gelangen, bei der Bundesanwaltschaft anzuzeigen.

108. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 20033438

Art. 24 Abs. 3 und 3%

1 Die Widerhandlungen werden nach den Vorschriften des Bundesgesetzes vom ...349
iiber das Verwaltungsstrafrecht und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) vom De-
partement verfolgt und beurteilt.

3™ Aufgehoben

109. Finanzmarktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 2007350

Art. 49
Aufgehoben

Art. 50 Abs. 1 erster Satz, 2 und 3

1 Fiir die Widerhandlungen gegen die Strafbestimmungen dieses Gesetzes oder der
Finanzmarktgesetze ist das Bundesgesetz vom ...35! iiber das Verwaltungsstrafrecht
und das Verwaltungsstrafverfahren (VStrR) anwendbar, soweit das vorliegende Ge-
setz oder die Finanzmarktgesetze nichts anderes bestimmen. ...

346 SR 946.231
347 SR 313.0
348 SR 951.11
349 SR 313.0
350 SR 956.1
351 SR 313.0
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2 Ist die gerichtliche Beurteilung verlangt worden oder hilt das EFD die Vorausset-
zungen einer Freiheitsstrafe, einer freiheitsentziehenden Massnahme oder einer Lan-
desverweisung nach Artikel 66a oder 66abis StGB352 fiir gegeben, so untersteht die
strafbare Handlung der Bundesgerichtsbarkeit.

3 Aufgehoben

352 SR 311.0
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SAUMNIS ...t Art. 65
Wiederherstellung...........ooeiiriiiniiieeeee e Art. 66
4. Abschnitt: Form der Mitteilungen und der Zustellung
..................................................................................................... Art. 67
5. Abschnitt: Elektronische Zustellung
..................................................................................................... Art. 68
6. Abschnitt: Einsicht in Entscheide der Verwaltung
..................................................................................................... Art. 69
7. Abschnitt: Geheimhaltungspflicht
..................................................................................................... Art. 70
8. Abschnitt: Orientierung der Offentlichkeit
..................................................................................................... Art. 71

3. Titel: Parteien und andere Verfahrensbeteiligte
1. Kapitel: Begriff und Stellung

Parteien .......c.covviiuiiiiiiiiiiiici e
Andere Verfahrensbeteiligte

ProzessfahigKeit. .......ocoveieiiiiiieee e
Anspruch auf rechtliches Gehor...........cccccecvininininicnniincnns Art. 75
Einschriankungen des rechtlichen Gehors .........cccceoveeeeeecninenene Art. 76

2. Kapitel: Verfahrenshandlungen der Parteien

EINGaben ......coviieieiiiieieieeeee e Art. 77
FOIM . Art. 78
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3. Kapitel: Begriff und Stellung der beschuldigten Person

Be@riff ..o Art. 79
SEEIIUNG ...t Art. 80
Verhandlungsfahigkeit.........ccooveviieieninieniiieeeeeeee Art. 81

4. Kapitel: Rechtsbeistand

1. Abschnitt: Grundsitze
..................................................................................................... Art. 82

2. Abschnitt: Verteidigung

SEEITUNG ..ottt st ene
Wahlverteidigung

Notwendige Verteidigung..........cccoeeevierienienienenieenieeeesieseeeenes Art. 85
Sicherstellung der notwendigen Verteidigung...........ccceveevennne Art. 86
Amtliche Verteidigung ...........cooeveiieeiiirinereree e Art. 87
Bestellung der amtlichen Verteidigung..........cccoeceevverieneneeneennen. Art. 88
Widerruf und Wechsel der amtlichen Verteidigung..................... Art. 89
Entschiddigung der amtlichen Verteidigung..........ccccceecevvcrcnennene Art. 90
Fortsetzung der amtlichen Verteidigung im

GerichtsVerfahren ...........cocoiveieiieiieeeeeee e Art. 91

5. Kapitel: Ubersetzungen
..................................................................................................... Art. 92

6. Kapitel: Zustellung
Zustellungsdomizil ..........cccecvevuveiennenne
Zustellung durch Veroffentlichung

7. Kapitel: Teilnahme an Beweiserhebungen
Im ATIZEMEINEN .....ouiiiieiiieieiee e Art. 95
Im Rechtshilfeverfahren ............ccccooviiiiniininniiiie Art. 96

8. Kapitel: Aktenfiihrung, Akteneinsicht und
Aktenaufbewahrung
AKENTUNIUNG. ...
Akteneinsicht bei hangigem Verfahren...........c.coocooeeioninnnnnnn.
Vorgehen bei Begehren um Akteneinsicht ....
Aktenaufbewahrung...........cocoveiereieieiiieeeee e

4. Titel: Untersuchung
1. Kapitel: Eroffnung
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2. Kapitel: Nichtanhandnahmeverfiigung

................................................................................................... Art. 102
5. Titel: Beweismittel und Protokolle
1. Kapitel: Erhebung und Verwertbarkeit von Beweisen
GIUNASALZE .....eoveeeeiiciieitetcrteseeee et Art. 103
Verbotene Beweiserhebungsmethoden ...........ccccoeeeieincncnnne. Art. 104
Verwertbarkeit rechtswidrig erlangter Beweise...........ccccecuenene Art. 105
2. Kapitel: Protokolle
Allgemeine BeStimmungen...........cceeververeenienienieneenieneesieneens Art. 106
Verfahrensprotokolle ...........coocereieieieiiiniieeeeeeeeene Art. 107
Einvernahmeprotokolle im Allgemeinen...........cccoveevenerevuennenne Art. 108
Einvernahmeprotokolle bei Aufzeichnung der
EinVernahme........cccooeiiiiiiinieneec e Art. 109
BeriChtiGUng ........ccovieiiiiieiieieiecee e Art. 110
3. Kapitel: Einvernahmen; Auskiinfte
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
Einvernehmende Verwaltungsstratbehorden ...........ccceeuveeennene Art. 111

Durchfiihrung der Einvernahme ............. 112
Einvernahme mittels Videokonferenz . 113
Schriftliche Berichte ........cccoecivieerieenneceneineeneeecenecne . 114
Einvernahme mehrerer Personen und Gegeniiberstellungen......Art. 115

2. Abschnitt: Schutzmassnahmen

Im ATIEMEINEN .....oviiiiiiieieeeeee e Art. 116
Zusicherung der ANONYMIAL ........ecveveereeriereerieieseeeeseeseeseens Art. 117
Massnahmen zum Schutz verdeckter Ermittler und
Ermittlerinnen.......c.ocvevveeeeniieieieciesie et ees Art. 118
Massnahmen zum Schutz von Personen mit einer

psychischen StOrung ..........cocevvieeeniinieiieeieeciee st Art. 119

Massnahmen zum Schutz von Personen ausserhalb des
VErfahrens ........cceevviiiiiiiiicecee e Art. 120

3. Abschnitt: Beschuldigte Person

................................................................................................... Art. 121
4. Abschnitt: Auskunftspersonen

Be@riff ..o Art. 122

SEEIIUNG ...t Art. 123

EInvernahme...........coocevvirininininieicienceeesee e Art. 124
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5. Abschnitt: Zeuginnen und Zeugen

Be@riff ..o Art. 125
Zeugnisfahigkeit und Zeugnispflicht ..........ccocooeiiiiiiininne. Art. 126
Abkldrungen iiber die Zeugin oder den Zeugen...........cccecuenene Art. 127
Schweigegebot fiir die Zeugin oder den Zeugen........................ Art. 128
EntSChAdigUNG ....coveeiieiiiiieiieiieieeee et Art. 129
Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund persénlicher

BezZIChUNZEN ..o Art. 130
Zeugnisverweigerungsrecht zum eigenen Schutz oder zum

Schutz nahe stehender Personen ...........ccccoccovevencicieccncncnene. Art. 131
Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund eines

AMESZENEIMNISSES ....eveevieiitiieeieiee e Art. 132
Zeugnisverweigerungsrecht aufgrund eines

BerufSgeheimnisses ........c.eevveeeerienieniieierieeieiceeesie e . 133

Quellenschutz der Medienschaffenden . 134

Zeugnisverweigerungsrecht bei weiteren

Geheimhaltungspflichten ..........cccoocevieiieninienieeeeeceeee Art. 135
Entscheid iiber die Zuldssigkeit der Zeugnisverweigerung........ Art. 136
Ausiibung des Zeugnisverweigerungsrechts..........oceevvereeveennene Art. 137
Unberechtigte Zeugnisverweigerung ...........ocoververeeeeeeeeeennennes Art. 138

Einvernahme . 139

6. Abschnitt: Sachverstindige
Voraussetzungen fiir den Beizug einer sachversténdigen

PeISOM c..ooviiiiiiiiiiciciicicce e . 140
Anforderungen an die sachverstdndige Person . 141
Ernennung und Auftrag ..........ccoevevieviieienenienieieeeeeee e . 142
Ausarbeitung des Gutachtens............ccceceverenenenenececeeee . 143
Form des GUtachtens .........cccooevverieieieininenenccecccecseenne . 144
Stellungnahme der Parteien ..........c.ccceeeeerenennene . 145
Erginzung und Verbesserung des Gutachtens . 146
EntSChAdIZUNE ..ot . 147
PFIIChtVErSAUMNIS ......ovevuiriiriiniiiiiiicceerceceec e . 148
4. Kapitel: Augenschein
................................................................................................... Art. 149
5. Kapitel: Einholen von Berichten und Auskiinften
................................................................................................... Art. 150
6. Titel: Sitzungspolizeiliche Massnahmen
................................................................................................... Art. 151
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7. Titel: Disziplinarmassnahmen

................................................................................................... Art. 152
8. Titel: Zwangsmassnahmen
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen
Begriff ........ . 153
Grundsitze . 154
ZUSTANAIGKEIE ...eevveiieiieiieieciceie et Art. 155
Eroffnung der Anordnung............eccvevveeeenieneeniieieneeieneeieniene Art. 156
GewaltanWendung ............ccoeverereneieeeee e Art. 157

2. Kapitel: Vorladung, Vorfiihrung und Fahndung
1. Abschnitt: Vorladung

Form und Inhalt ......c..ccooviininiiiniinieincececeeeneeeeee Art. 158

FIIST. ettt Art. 159

AUSNANMEN ..ot Art. 160

Freies Geleit......oooveieiiiniiiniicccteeceeseeece e Art. 161

Erscheinungspflicht, Verhinderung und Sdumnis...................... Art. 162
2. Abschnitt: Polizeiliche Vorfithrung

Voraussetzungen und Zustindigkeit..........cooeeverveneniininienenne Art. 163

Form der Anordnung . 164
VOTZENEN ...ttt . 165

3. Abschnitt: Fahndung

................................................................................................... Art. 166
3. Kapitel: Beschlagnahme
GIUNASALZ. c..cveeveiieiiieieeeeeetce ettt Art. 167
EinSchrankungen ..........cooceeveeienienienieeieneeeesieeeesee e Art. 168
Herausgabepflicht...........cocoiiiiiiiiiceeee e Art. 169
Durchfilhrung........c.oeeevieiieiiiiieeeeeee e Art. 170
Entscheid iiber die beschlagnahmten Gegensténde und
VEIMOZENSWEITE .....enveenieieeuiiniieieniteteeieente sttt siee v eaneneeene Art. 171
Beschlagnahme zur Kostendeckung ............coccoeeveieiicnicncnnnn Art. 172
4. Kapitel: Durchsuchungen und Untersuchungen
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
ANOTANUNG ..ottt Art. 173
Durchfilhrung........c.oevevieiieiiiieeeeeeee e Art. 174
ZufallSunde.......cooveivieeriiiniecinccc e Art. 175
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2. Abschnitt: Hausdurchsuchung

GIUNASALZ....c..eveeiiieiieiieiietereee et Art. 176
Durchfllirung. ......ccveeeieiriiieeeee e Art. 177
3. Abschnitt: Durchsuchung von Aufzeichnungen
GIUNASALZ. ..ottt . 178
Durchfiihrung . 179
SIEEEIUNG ...t . 180
Zustandigkeit zur Entsiegelung und Verfahren.............cccc..... Art. 181
4. Abschnitt: Durchsuchung von Personen und von
Gegenstiinden
GIUNASAZ......cooeviiiiiiiiiiiiiee e Art. 182
Durchfllirung. ......ooveeeieiiiiieeee e Art. 183
5. Abschnitt: Untersuchungen von Personen
GIUNASALZ. ..ottt Art. 184
Durchfithrung am KOTIper.........cccevveviieienenienieieseeieeeieiene Art. 185
5. Kapitel: DNA-Analysen
Voraussetzungen im Allgemeinen ..........ooceevvereerieneeneeneeneniens Art. 186
Durchfiihrung der Probenahme...........cccoocooeiininieiccce Art. 187
Anwendbarkeit des DNA-Profil-Gesetzes ..........c.cccccvcerenennene Art. 188
6. Kapitel: Erkennungsdienstliche Erfassung, Schrift-
und Sprachproben
Erkennungsdienstliche Erfassung..........ccccocovenieiievninincnnn Art. 189
Aufbewahrung und Verwendung erkennungsdienstlicher
UNLEIIAZEN ...t Art. 190
Schrift- und Sprachproben............ccccceevvnnininincneineenees Art. 191
7. Kapitel: Freiheitsentzug, Untersuchungs- und
Sicherheitshaft
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen
GIUNASELZE ... e Art. 192
Betreten von RaumlichKeiten........c.oeeveerieenvncrinccenieinienenen Art. 193
Benachrichtigung . 194
2. Abschnitt: Vorliufige Festnahme durch die Polizei
Festnahme........cccoeiiiiiiiiiiiiiiicc e Art. 195
Vorgehen der POliZei .......c.cooevveiiiiiiinininciiicicccecncene Art. 196
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3. Abschnitt: Untersuchungs- und Sicherheitshaft:
Allgemeine Bestimmungen

BeGriffe.....oovieiiiieieeiiee e . 197
VOTaUSSELZUNZEN. ....c.veeuiireenieniieieniteteeieentesieente et sseenve e seeene . 198
ReChtSMItte] ......oeeuiiiieiiiiriiiiiccccceeeece e . 199
Verkehr mit der Verteidigung im Haftverfahren .200
4. Abschnitt: Untersuchungshaft
Haftverfahren vor der Verwaltungseinheit...........ccccecoeerenennee Art. 201
Haftverfahren vor dem Zwangsmassnahmengericht.................. Art. 202
Entscheid des Zwangsmassnahmengerichts............cccccceecerenee. Art. 203
Haftverlangerungsgesuch..........cccevveviieienienieniieieneeieceieiee Art. 204
Haftentlassungsgesuch..........cocooireieieiiinineeeee e Art. 205
5. Abschnitt: Sicherheitshaft
Entscheid iiber die Anordnung der Sicherheitshatft.................... Art. 206
Entlassung aus der Sicherheitshaft wihrend des
erstinstanzlichen Verfahrens.............cccocceviveneninineiennincnenn Art. 207
Sicherheitshaft nach dem erstinstanzlichen Urteil ..................... Art. 208
Sicherheitshaft wihrend eines Verfahrens vor dem
Berufungsgericht ...........cocveviviiniiiieiieeececeeee e Art. 209
Haftentlassungsgesuch wihrend eines Verfahrens vor dem
Berufungsgericht ..........cooiiiiiiiiieeeeee e Art. 210
6. Abschnitt: Vollzug der Untersuchungs- und der
Sicherheitshaft
Haftanstalt..........ccoeoireeniininiincccceeeeeeeene e Art. 211
Vollzug der Haft .........oooooiiiiiiiieieeeeeeeeee e Art. 212
Vorzeitiger Straf- und Massnahmenvollzug ...........cccccccecenenee. Art. 213
7. Abschnitt: Ersatzmassnahmen
Allgemeine Bestimmungen. ..........cccceoveerirenenienieneeeceeseeeenee Art. 214
SicherheitsleiStUNG.....c..evvieieriieieeieiecee e Art. 215
Freigabe der Sicherheitsleistung..........cccocoeerereneeieceencne Art. 216
Verfall der Sicherheitsleistung .217
8. Kapitel: Geheime Uberwachungsmassnahmen
1. Abschnitt: Uberwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs
VOTaUSSELZUNZEN. ....cveeuveieeniiniieieniteteeieentesieeste e et sieenaeeneseeene Art. 218
lj;insatz von besonderen technischen Geréten zur
Uberwachung des Fernmeldeverkehrs..........c.cccccceevicninninn. Art. 219

149/ 154



Verwaltungsstrafrecht

Einsatz von besonderen Informatikprogrammen zur

Uberwachung des Fernmeldeverkehrs..............ccocccovvevrunnnne.. Art. 220
Anforderungen an die besonderen Informatikprogramme

zur Uberwachung des Fernmeldeverkehrs...........cccceceinenenene. Art. 221
Gegenstand der Uberwachung...............cccoovevveveveeueveecererennn. Art. 222
Schutz von Berufsgeheimnissen ...........coccevverenienieieenceenenen Art. 223
Genehmigungspflicht und Rahmenbewilligung................c........ Art. 224
Teilnehmeridentifikation, Standortermittlung und

technische Merkmale des Verkehrs .225
Genehmigungsverfahren...........cocoeceevvieierenienieieneeeeeeeene . 226
Beendigung der Uberwachung.............cccccooovueeervcueesreceeeennnne . 227
Nicht bendtigte Ergebnisse ........ccoveveeviieienienienienieienceieneene . 228
Verwertbarkeit von Ergebnissen aus nicht genehmigten
Uberwachungen ..........ocveieiiininieieeee e Art. 229
ZufallSTunde. ......c..coveveeirinininiccceecee e Art. 230

Mitteilung .231

2. Abschnitt: Uberwachung mit technischen
Uberwachungsgeriiten

Zweck des EiNSAtzZes .......cvevvieeerieiieniiciesieciesieeeesie e sveeveseeens Art. 232

Voraussetzung und Durchfilhrung ............ccoceveevininniinienennne Art. 233
3. Abschnitt: Observation

VOrauSSCtZUNZEN . ... .eevuvieiieriieeniieeieeriee e sieeeiee st eeesireenaee e Art. 234

Mitteilung .235
4. Abschnitt: Uberwachung von Bankbeziehungen
GIUNASALZ. ... Art. 236
Durchfilhirung........c.oevevieiiiiiiiieeee e Art. 237
5. Abschnitt: Verdeckte Ermittlung
Be@riff ..o Art. 238
VOTaUSSELZUNZEN. ....cuveeueireenriniieienieeteeieentenieeste e e st sieenveeneseeene Art. 239
Anforderungen an die eingesetzten Personen ............cc.cccceuenee. Art. 240
Legende und Zusicherung der Anonymitat.............cceceevueevuennenne Art. 241
Genehmigungsverfahren............cooeeeoeeriienenenceeeees Art. 242
Instruktion vor dem Einsatz...........cccccevevinincncncneincncnnn Art. 243
FURIUNESPEISON ...ttt e Art. 244
Pflichten der verdeckten Ermittlerinnen und Ermittler .............. Art. 245
Mass der zuldssigen Einwirkung ..........ccocooceiineniieninicncnne Art. 246
StrafloSigKeit......ceoveruieiiniieierieeeee e Art. 247

Vorzeigegeld... . 248
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Zufallsfunde..........cccocevvenenenennene. ....Art. 249
Beendigung des Einsatzes .250
IMIEEEIIUNE ...ttt . 251
6. Abschnitt: Verdeckte Fahndung
Be@riff ..o Art. 252
VOTaUSSELZUNZEN. ....c.veeueiieeniiniieieniteteeieentesieente e st ssee e sneneeene Art. 253
Anforderungen an die eingesetzten Personen und
Durchfilhirung..........oevevieiieiiiiieieeeeeee e Art. 254
Beendigung und Mitteilung ..........cccooeiiiiininenceccec Art. 255
9. Titel: Schlussprotokoll
................................................................................................... Art. 256
10. Titel: Sistierung
................................................................................................... Art. 257
11. Titel: Wiederanhandnahme
................................................................................................... Art. 258
12. Titel: Entscheid der Verwaltungseinheit
1. Kapitel: Art des Entscheids
Im Strafverfahren.........cccoeveveecincoincneccceceeee .259

Uber die Leistungs- oder Riickleistungspflicht

. 260
2. Kapitel: Einstellung des Verfahrens

GIUNAEC ..ottt ettt ettt e ere b e seesreessesaeesseseaens Art. 261
Form und Mitteilung...........ccooceevierieniinienenienceeseeeeeeie e Art. 262
INNALE..c.eiiiiicecee e Art. 263
REChtSMItEE]....oovieiiiiieiecieiceeee e Art. 264
Wiederaufnahme..........ccooceeviiiienieniiiieeeceeeeeee e Art. 265

3. Kapitel: Verfahren bei einer schuldunfihigen
beschuldigten Person

................................................................................................... Art. 266
4. Kapitel: Strafbescheid

Im ordentlichen Verfahren............ccccooeviiiiinininineecee Art. 267

Im abgekiirzten Verfahren ...........cccooveveereneenieiienenieceieene Art. 268

Selbststindiges Einziehungsverfahren...........cccooceoeoecinincnnnne. Art. 269
5. Kapitel: Einsprache

EiINT@IChUNG. ...c.viiiiiieeie e Art. 270

Einreichestelle und FOrm...........cccccoeovinininininincincncnn Art. 271
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VEITahIen .....c.veviiiiiiiiiciiecrr et .272
Einspracheentscheid .273
Uberspringen des Einspracheverfahrens................ccccocoevuvnee.. Art. 274

6. Kapitel: Begehren um gerichtliche Beurteilung
................................................................................................... Art. 275

13. Titel: Gerichtliches Verfahren

1. Kapitel: Verfahren vor den erstinstanzlichen Gerichten
Anklageerhebung..........ccooevieiiieieniinieieeeiesee e Art. 276
Inhalt der Anklageschrift ...........coocooioieiiiiiiniiee Art. 277
Weitere Angaben und ANtrage........coovveveriereeriieiienieeieneeieniens Art. 278
Zustellung der Anklage .279
Verwaltungseinheit .........oocoiiverinierieieeiieeeeee e . 280
Erstinstanzliches Hauptverfahren ...........ccocevieiiiniiiinieienene Art. 281
Riickzug der Strafverfiigung oder des Begehrens um
gerichtliche Beurteilung. ..........ccveceveeneinininnncnineenecneneene Art. 282

2. Kapitel: Berufung
................................................................................................... Art. 283

14. Titel: Revision der von der
Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde abgeschlossenen
Verfahren

1. Kapitel: Entscheide der
Verwaltungsstrafverfolgungsbehdérden

ReVISIONSGITNAE .....oveenieiieiieiieieeiee et . 284
Einleitung des Verfahrens auf Antrag..........cccooceveveiecncncnnnnn . 285
Einleitung des Verfahrens von Amtes wegen ... . 286
Aufthebung des fritheren Entscheids .........ocoooeviieieiicncninnne . 287

Verneinung des Revisionsgrundes...........oceeeveveevieneeneeneeniennens . 288

2. Kapitel: Urteile der erstinstanzlichen Gerichte

................................................................................................... Art. 289
15. Titel: Vollzug

ZUSANAIGKEIL ...ttt Art. 290

Vollstreckung von Bussen und Geldstrafen..............cccoccecevenene Art. 291

Verwendung der Bussen, eingezogenen Vermogenswerte

USW.ettetteutenttemtesttente st et s bt et sbe e et sbee bt sbe et e sbee bt ebeenaeebee bt eanenteene Art. 292

152 /154



Verwaltungsstrafrecht

16. Titel: Kosten, Entschiadigung und Riickgriff
1. Kapitel: Kosten

1. Abschnitt: Im Verfahren vor den
Verwaltungsstrafverfolgungsbehdrden

Begriff ..o
GIUNASALZ. ..ottt
Berechnung und Gebiihren .........c..cccoeviiinininincncnienens

Stundung und Erlass .........ccccoceveieieinininieeee

Kostentragungspflicht der beschuldigten Person...............
Beschwerde gegen Kostenerkenntnis...........ccccocevereiencae

2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren

2. Kapitel: Entschiidigung
1. Abschnitt: In von einer

Verwaltungsstrafverfolgungsbehorde abgeschlossenen

Verfahren

ANSPIUCHE.....oviiiiiiiictccects e

Entschidigung und Genugtuung wegen rechtswidrig

angewandter Zwangsmassnahmen und iiberlanger Haft
DITEE. ..o

Geltendmachung
2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren

17. Titel: Abwesenheitsverfahren bei von
Verwaltungsstrafverfolgungsbehérden
abgeschlossenen Strafverfahren

......... Art. 293
......... Art. 294
......... Art. 295

....Art. 296
......... Art. 297
......... Art. 298

......... Art. 299

......... Art. 300

......... Art. 301

Herabsetzung oder Verweigerung der Entschiadigung oder

GENUZUUNG ..ottt ettt ene Art. 302

............ Art. 303

. 304
.305

......... Art. 306

......... Art. 307

......... Art. 308
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4. Teil: Schlussbestimmungen

1. Titel: Aufhebung und Anderung anderer Erlasse

................................................................................................... Art. 309
2. Titel: Ubergangsbestimmungen

Anwendbares Recht.............coovviiiiiiiiiiiiiciieeeceeeeeeeee e Art. 310

ZUSANAIGKEI ..ottt Art. 311
3. Titel: Referendum und Inkrafttreten

................................................................................................... Art. 312

154/ 154



	1. Teil: Gegenstand und Geltungsbereich 
	2. Teil: Verwaltungsstrafrecht 
	1. Titel: Allgemeine Bestimmungen 
	1. Kapitel: Anwendung des Schweizerischen Strafgesetzbuches 
	2. Kapitel: Ordnungswidrigkeit 
	3. Kapitel: Abweichungen vom Strafgesetzbuch und vom Jugendstrafgesetz 
	1. Abschnitt: Jugendliche 
	2. Abschnitt: Teilnahme 
	3. Abschnitt: Straftaten in Geschäftsbetrieben, durch Beauftragte u. dgl. 
	4. Abschnitt: Strafzumessung 
	5. Abschnitt: Ersatzfreiheitsstrafe 
	6. Abschnitt: Verjährung 

	4. Kapitel: Hinterziehung; Erschleichen eines Beitrags u. dgl. 
	1. Abschnitt: Leistungs- oder Rückleistungspflicht 
	2. Abschnitt: Selbstanzeige 


	2. Titel: Besondere Bestimmungen 
	1. Kapitel: Strafbare Handlungen 
	2. Kapitel: Gleichstellung der mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben betrauten Organisationen 

	3. Titel: Schutz von Personendaten 

	3. Teil: Verwaltungsstrafverfahren 
	1. Titel: Grundsätze des Verwaltungsstrafverfahrensrechts 
	2. Titel: Behörden; allgemeine Verfahrensvorschriften 
	1. Kapitel: Behörden 
	1. Abschnitt: Verwaltungsstrafbehörden 
	2. Abschnitt: Anzeige und dringliche Massnahmen 
	3. Abschnitt: Untersuchung 
	4. Abschnitt: Beurteilung 
	5. Abschnitt: Zwangsmassnahmengericht 
	6. Abschnitt: Verfahren gegen Jugendliche 
	7. Abschnitt: Beschwerdekammer 

	2. Kapitel: Beschwerde gegen Untersuchungshandlungen 
	3. Kapitel: Allgemeine Verfahrensbestimmungen 
	1. Abschnitt: Ausstand 
	2. Abschnitt: Nationale Rechtshilfe 
	3. Abschnitt: Fristen und Termine 
	4. Abschnitt: Form der Mitteilungen und der Zustellung 
	5. Abschnitt: Elektronische Zustellung 
	6. Abschnitt: Einsicht in Entscheide der Verwaltung 
	7. Abschnitt: Geheimhaltungspflicht 
	8. Abschnitt: Orientierung der Öffentlichkeit 


	3. Titel: Parteien und andere Verfahrensbeteiligte 
	1. Kapitel: Begriff und Stellung 
	2. Kapitel: Verfahrenshandlungen der Parteien 
	3. Kapitel: Begriff und Stellung der beschuldigten Person 
	4. Kapitel: Rechtsbeistand 
	1. Abschnitt: Grundsätze 
	2. Abschnitt: Verteidigung 

	5. Kapitel: Übersetzungen 
	6. Kapitel: Zustellung 
	7. Kapitel: Teilnahme an Beweiserhebungen 
	8. Kapitel: Aktenführung, Akteneinsicht und Aktenaufbewahrung 

	4. Titel: Untersuchung 
	1. Kapitel: Eröffnung 
	2. Kapitel: Nichtanhandnahmeverfügung 

	5. Titel: Beweismittel und Protokolle 
	1. Kapitel: Erhebung und Verwertbarkeit von Beweisen 
	2. Kapitel: Protokolle 
	3. Kapitel: Einvernahmen; Auskünfte 
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
	2. Abschnitt: Schutzmassnahmen 
	3. Abschnitt: Beschuldigte Person 
	4. Abschnitt: Auskunftspersonen 
	5. Abschnitt: Zeuginnen und Zeugen 
	6. Abschnitt: Sachverständige 

	4. Kapitel: Augenschein 
	5. Kapitel: Einholen von Berichten und Auskünften 

	6. Titel: Sitzungspolizeiliche Massnahmen 
	7. Titel: Disziplinarmassnahmen 
	8. Titel: Zwangsmassnahmen 
	1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen 
	2. Kapitel: Vorladung, Vorführung und Fahndung 
	1. Abschnitt: Vorladung 
	2. Abschnitt: Polizeiliche Vorführung 
	3. Abschnitt: Fahndung 

	3. Kapitel: Beschlagnahme 
	4. Kapitel: Durchsuchungen und Untersuchungen 
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
	2. Abschnitt: Hausdurchsuchung 
	3. Abschnitt: Durchsuchung von Aufzeichnungen 
	4. Abschnitt: Durchsuchung von Personen und von Gegenständen 
	5. Abschnitt: Untersuchungen von Personen 

	5. Kapitel: DNA-Analysen 
	6. Kapitel: Erkennungsdienstliche Erfassung, Schrift- und Sprachproben 
	7. Kapitel: Freiheitsentzug, Untersuchungs- und Sicherheitshaft 
	1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
	2. Abschnitt: Vorläufige Festnahme durch die Polizei 
	3. Abschnitt: Untersuchungs- und Sicherheitshaft: Allgemeine Bestimmungen 
	4. Abschnitt: Untersuchungshaft 
	5. Abschnitt: Sicherheitshaft 
	6. Abschnitt: Vollzug der Untersuchungs- und der Sicherheitshaft 
	7. Abschnitt: Ersatzmassnahmen 

	8. Kapitel: Geheime Überwachungsmassnahmen 
	1. Abschnitt: Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs 
	2. Abschnitt: Überwachung mit technischen Überwachungsgeräten 
	3. Abschnitt: Observation 
	4. Abschnitt: Überwachung von Bankbeziehungen 
	5. Abschnitt: Verdeckte Ermittlung 
	6. Abschnitt: Verdeckte Fahndung 


	2. Titel: Schlussprotokoll 
	10. Titel: Sistierung 
	11. Titel: Wiederanhandnahme 
	12. Titel: Entscheid der Verwaltungseinheit 
	1. Kapitel: Art des Entscheids 
	2. Kapitel: Einstellung des Verfahrens 
	3. Kapitel: Verfahren bei einer schuldunfähigen beschuldigten Person 
	4. Kapitel: Strafbescheid 
	5. Kapitel: Einsprache 
	6. Kapitel: Begehren um gerichtliche Beurteilung 

	13. Titel: Gerichtliches Verfahren 
	1. Kapitel: Verfahren vor den erstinstanzlichen Gerichten 
	2. Kapitel: Berufung 

	14. Titel: Revision der von der Verwaltungsstrafverfolgungsbehörde abgeschlossenen Verfahren 
	1. Kapitel: Entscheide der Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden 
	2. Kapitel: Urteile der erstinstanzlichen Gerichte 

	15. Titel: Vollzug 
	16. Titel: Kosten, Entschädigung und Rückgriff 
	1. Kapitel: Kosten 
	1. Abschnitt: Im Verfahren vor den Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden 
	2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren 
	3. Abschnitt: Kostenvergütung an den Kanton 

	2. Kapitel: Entschädigung 
	1. Abschnitt: In von einer Verwaltungsstrafverfolgungsbehörde abgeschlossenen Verfahren 
	2. Abschnitt: Im gerichtlichen Verfahren 
	3. Abschnitt: Rückgriffsanspruch 


	17. Titel: Abwesenheitsverfahren bei von Verwaltungsstrafverfolgungsbehörden abgeschlossenen Strafverfahren 

	4. Teil: Schlussbestimmungen 
	1. Titel: Aufhebung und Änderung anderer Erlasse 
	2. Titel: Übergangsbestimmungen 
	3. Titel: Referendum und Inkrafttreten 

	Anhang (Art. 309) 
	Aufhebung und Änderung anderer Erlasse 

	I 
	II 
	1. Bundesgerichtsgesetz vom 17. Juni 200578 
	2. Strafbehördenorganisationsgesetz vom 19. März 201082 
	3. Bundesgesetz vom 18. Dezember 201585 über die Sperrung und die Rückerstattung unrechtmässig erworbener Vermögenswerte ausländischer politisch exponierter Personen 
	4. Bundesgesetz vom 16. Dezember 198387 über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland 
	5. Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 200589 
	6. Urheberrechtsgesetz vom 9. Oktober 199291 
	7. Markenschutzgesetz vom 28. August 199294 
	8. Designgesetz vom 5. Oktober 200196 
	9. Patentgesetz vom 25. Juni 195498 
	10. Wappenschutzgesetz vom 21. Juni 2013100 
	11. Datenschutzgesetz vom 25. September 2020102 
	12. Bundesgesetz vom 19. Dezember 1986104 gegen den unlauteren Wettbewerb 
	13. Kartellgesetz vom 6. Oktober 1995106 
	14. Strafgesetzbuch109 
	15. Strafprozessordnung113 
	16. Ordnungsbussengesetz vom 18. März 2016116 
	17. Strafregistergesetz vom 17. Juni 2016118 
	18. Rechtshilfegesetz vom 20. März 1981122 
	19. Schengen-Informationsaustausch-Gesetz vom 12. Juni 2009124 
	20. Zwangsanwendungsgesetz vom 20. März 2008126 
	21. Bundesgesetz vom 14. Dezember 2012128 über die Förderung der Forschung und der Innovation 
	22. Bundesstatistikgesetz vom 9. Oktober 1992133 
	23. Filmgesetz vom 14. Dezember 2001137 
	24. Kulturgütertransfergesetz vom 20. Juni 2003139 
	25. Bundesgesetz vom 1. Juli 1966141 über den Natur- und Heimatschutz 
	26. Bundesgesetz vom 16. März 2012143 über den Verkehr mit Tieren und Pflanzen geschützter Arten 
	27. Tierschutzgesetz vom 16. Dezember 2005145 
	28. Kriegsmaterialgesetz vom 13. Dezember 1996147 
	29. Waffengesetz vom 20. Juni 1997149 
	30. Landesversorgungsgesetz vom 17. Juni 2016151 
	31. Subventionsgesetz vom 5. Oktober 1990153 
	32. Zollgesetz vom 18. März 2005157 
	33. Bundesgesetz vom 27. Juni 1973164 über die Stempelabgaben 
	34. Mehrwertsteuergesetz vom 12. Juni 2009169 
	35. Tabaksteuergesetz vom 21. März 1969173 
	36. Biersteuergesetz vom 6. Oktober 2006175 
	37. Automobilsteuergesetz vom 21. Juni 1996177 
	38. Mineralölsteuergesetzvom 21. Juni 1996181 
	39. CO2-Gesetz vom 23. Dezember 2011185 
	40. Schwerverkehrsabgabegesetz vom 19. Dezember 1997188 
	41. Zinsbesteuerungsgesetz vom 17. Dezember 2004192 
	42. Bundesgesetz vom 14. Dezember 1990194 über die direkte Bundessteuer 
	43. Verrechnungssteuergesetz vom 13. Oktober 1965198 
	44. Steueramtshilfegesetz vom 28. September 2012203 
	45. Bundesgesetz vom 18. Dezember 2015206 über den internationalen automatischen Informationsaustausch in Steuersachen 
	46. Bundesgesetz vom 16. Juni 2017208 über den internationalen automatischen Austausch länderbezogener Berichte multinationaler Konzerne 
	47. Bundesgesetz vom 18. Juni 2021210 über die Durchführung von internationalen Abkommen im Steuerbereich 
	48. Bundesgesetz vom 15. Juni 2012212 über die internationale Quellenbesteuerung 
	49. FATCA-Gesetz vom 27. September 2013214 
	50. Alkoholgesetz vom 21. Juni 1932216 
	51. Stauanlagengesetz vom 1. Oktober 2010220 
	52. Energiegesetz vom 30. September 2016222 
	53. Kernenergiegesetz vom 21. März 2003224 
	54. Kernenergiehaftpflichtgesetz vom 13. Juni 2008227 
	55. Elektrizitätsgesetz vom 24. Juni 1902229 
	56. Stromversorgungsgesetz vom 23. März 2007231 
	57. Nationalstrassenabgabegesetz vom 19. März 2010233 
	58. Eisenbahngesetz vom 20. Dezember 1957236 
	59. Bundesgesetz vom 20. März 2009238 über die Zulassung als Strassentransportunternehmen 
	60. Personenbeförderungsgesetz vom 20. März 2009240 
	61. Rohrleitungsgesetz vom 4. Oktober 1963242 
	62. Seeschifffahrtsgesetz vom 23. September 1953246 
	63. Bundesgesetz vom 3. Oktober 1975248 über die Binnenschifffahrt 
	64. Luftfahrtgesetz vom 21. Dezember 1948251 
	65. Bundesgesetz vom 7. Oktober 1959255 über das Luftfahrzeugbuch 
	66. Bundesgesetz vom18. März 2016257 betreffend die Überwachung des Post- und Fernmeldeverkehrs 
	67. Postgesetz vom 17. Dezember 2010259 
	68. Fernmeldegesetz vom 30. April 1997261 
	69. Bundesgesetz vom 24. März 2006264 über Radio und Fernsehen 
	70. Bundesgesetz vom 15. Juni 2018266 über genetische Untersuchungen beim Menschen 
	71. Transplantationsgesetz vom 8. Oktober 2004268 
	72. Humanforschungsgesetz vom 30. September 2011270 
	73. Stammzellenforschungsgesetz vom 19. Dezember 2003272 
	74. Betäubungsmittelgesetz vom 3. Oktober 1951274 
	75. Heilmittelgesetz vom 15. Dezember 2000277 
	76. Chemikaliengesetz vom 15. Dezember 2000279 
	77. Umweltschutzgesetz vom 7. Oktober 1983281 
	78. Gewässerschutzgesetz vom 24. Januar 1991283 
	79. Strahlenschutzgesetz vom 22. März 1991285 
	80. Bundesgesetz vom 16. Juni 2017288 über den Schutz vor Gefährdungen durch nicht ionisierende Strahlung und Schall 
	81. Lebensmittelgesetz vom 20. Juni 2014290 
	82. Epidemiengesetz vom 28. September 2012292 
	83. Arbeitsgesetz vom 13. März 1964294 
	84. Heimarbeitsgesetz vom 20. März 1981296 
	85. Arbeitsvermittlungsgesetz vom 6. Oktober 1989299 
	86. Bundesgesetz vom 6. Oktober 2000301 über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts 
	87. Krankenversicherungsaufsichtsgesetz vom 26. September 2014304 
	88. Arbeitslosenversicherungsgesetz vom 25. Juni 1982306 
	89. Landwirtschaftsgesetz vom 29. April 1998308 
	90. Tierseuchengesetz vom 1. Juli 1966310 
	91. Waldgesetz vom 4. Oktober 1991312 
	92. Jagdgesetz vom 20. Juni 1986314 
	93. Bundesgesetz vom 21. Juni 1991316 über die Fischerei 
	94. Bundesgesetz vom 12. Juni 2009318 über die Produktesicherheit 
	95. Bauproduktegesetz vom 21. März 2014320 
	96. Bundesgesetz vom 27. September 2013322 über die im Ausland erbrachten privaten Sicherheitsdienstleistungen 
	97. Geldspielgesetz vom 29. September 2017324 
	98. Messgesetz vom 17. Juni 2011326 
	99. Edelmetallkontrollgesetz vom 20. Juni 1933328 
	100. Vorläuferstoffgesetz vom 25. September 2020331 
	101. Preisüberwachungsgesetz vom 20. Dezember 1985333 
	102. Binnenmarktgesetz vom 6. Oktober 1995335 
	103. Bundesgesetz vom 23. März 2001337 über das Gewerbe der Reisenden 
	104. Konsumenteninformationsgesetz vom 5. Oktober 1990339 
	105. Bundesgesetz vom 25. Juni 1982341 über aussenwirtschaftliche Massnahmen 
	106. Güterkontrollgesetz vom 13. Dezember 1996343 
	107. Embargogesetz vom 22. März 2002346 
	108. Nationalbankgesetz vom 3. Oktober 2003348 
	109. Finanzmarktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 2007350 
	Inhaltsverzeichnis 

